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Vorbemerkungen

Vorlage an den Nationalrat

Der Rechnungshof erstattet dem Nationalrat gemäß Art. 126d Abs. 1 
Bundes–Verfassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrneh-
mungen, die er bei zwei Geba rungs über prüfungen getroffen hat.

Berichtsaufbau

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam-
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der 
zweiten Stelle der Textzahl), deren Beurteilung durch den Rechnungs-
hof (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der überprüften Stelle 
(Kennzeich nung mit 3 und im Kursivdruck) sowie die allfällige Gegen-
äußerung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit 4) aneinanderge-
reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls 
kaufmännische Auf– und Abrundungen.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen–, Berufs– und 
Funktionsbezeichnungen darauf verzichtet, jeweils die weibliche und 
die männliche Form zu nennen. Neutrale oder männliche Bezeich-
nungen beziehen somit beide Geschlechter ein.

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes „http://www.rechnungshof.gv.at“ ver-
fügbar.

Vorbemerkungen
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Abkürzungen

Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz
AGF Außengrenzenfonds
AMIF Asyl–, Migrations– und Integrationsfonds
ARR Allgemeine Rahmenrichtlinie

BGBl. Bundesgesetzblatt
BHG Bundeshaushaltsgesetz
BMASK Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
BMEIA Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres
BMF Bundesministerium für Finanzen
BMI Bundesministerium für Inneres
BMJ Bundesministerium für Justiz
bspw. beispielsweise
BVA Bundesvoranschlag
bzw. beziehungsweise

CIPS Prävention, Abwehrbereitschaft und Folgenbewältigung im 
Zusammenhang mit Terrorakten und anderen Sicherheitsrisiken

d.h. das heißt

EFF Europäischer Flüchtlingsfonds
EIF Europäischer Fonds für die Integration von Drittstaatsangehö-

rigen – Integrationsfonds
ELAK Elektronischer Akt
EU Europäische Union
EUR Euro

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

i.H.v. in Höhe von
IOM Internationale Organisation für Migration
IR Interne Revision
ISEC Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung
ISF Fonds für innere Sicherheit

lt. laut

Mio. Million(en)
Mrd. Milliarde(n)
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Abkürzungen

Nr. Nummer

ÖIF Österreichischer Integrationsfonds
ORF Österreichischer Rundfunk

rd. rund
RET Europäischer Rückkehrfonds
RH Rechnungshof

sog. sogenannte(n), sogenannter
SOLID Solidarität und Steuerung der Migrationsströme

TZ Textzahl(en)

u.a. unter anderem 

v.a. vor allem
vgl. vergleiche
VKS Verwaltungs– und Kontrollsysteme

z.B. zum Beispiel
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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Inneres

Förderungen des BMI

Das BMI zahlte im Zeitraum 2011 bis 2014 Förderungen von ins-
gesamt 77,81 Mio. EUR aus, davon stammte mit 24,43 Mio. EUR 
nahezu ein Drittel (31,39 %) aus EU–Mitteln. Die Anzahl der ver-
gebenen Förderungen konnte das BMI nicht angeben. 

Insgesamt waren 14 Stellen im BMI mit der Vergabe von Förde-
rungen betraut. Dennoch legte das BMI keinen Soll–Prozess fest, 
um eine einheitliche Abwicklung der Fördervergaben sicherzustel-
len. Maßnahmen zur Vermeidung von Mehrfachförderungen, wie 
bspw. Abfragen im Transparenzportal, führten die vergebenden Stel-
len nur teilweise durch.

Das BMI erstellte erst im Jahr 2015 eine Förderstrategie. Bis dahin 
fehlte für die nationalen Förderungen eine wichtige Grundlage, 
um  — mit der Förderstrategie konsistente — Förderprogramme zu 
erstellen.

Die regelmäßigen Berichte an die Ressortleitung über die ausbe-
zahlten Förderungen wiesen Fehler auf und waren als Steuerungs-
instrument nur eingeschränkt brauchbar.

Für die Vergabe der vom BMI administrierten EU–Förderungen mit 
nationaler Kofinanzierung existierten genaue Vorgaben in Form von 
Programmen, Zielen und Durchführungsbestimmungen.

III-322 der Beilagen XXV. GP - Bericht - Hauptdokument gesamt (elektr. übermittelte Version) 15 von 184

Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.
www.parlament.gv.at



14 Bund 2016/22

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der Organisation der För-
derabwicklung, der mit den Förderungen verfolgten Zielsetzungen, 
der Förderkontrolle sowie einzelner Förderprojekte aus dem Bereich 
der nationalen Mittel sowie der EU–finanzierten Mittel. (TZ 1)

Der Bundesminister für Finanzen erließ — gemäß dem Bundeshaus-
halts  gesetz 2013 — die „Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die 
Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln“. Deren Letztfas-
sung (ARR 2014) zielt insbesondere auf die Vermeidung von uner-
wünschten Mehrfachförderungen sowie eine Erhöhung der Effizi-
enz und Effektivität bei der Fördergewährung und –abwicklung 
ab. (TZ 2)

Das BMI konnte mangels entsprechender Controllingdaten die 
Anzahl der Fördervergaben nicht angeben. Die jährlichen Förder-
berichte des BMI enthielten nur die einzelnen Zahlungsschritte. Da 
jedoch das BMI Förderungen häufig in mehreren Raten überwies, 
waren aus den Auszahlungsbeträgen alleine keine über die reine 
Budgetsteuerung hinausgehenden Kennzahlen ableitbar. Die För-
derberichte des BMI boten insofern nur unzureichende Informati-
onen über die gewährten Förderungen. (TZ 3)

Das BMI zahlte im Zeitraum 2011 bis 2014 jährlich Förderungen 
(inklusive EU–Fördermittel) zwischen 14,86 Mio. EUR (2014) und 
24,30 Mio. EUR (2013) aus. Von den im Zeitraum 2011 bis 2014 
insgesamt ausbezahlten Förderungen in Höhe von 77,81 Mio. EUR 
stammte mit 24,43 Mio. EUR nahezu ein Drittel (31,39 %) aus EU–
Mitteln. (TZ 4)

Die Förderungen machten zuletzt mit 9,68 Mio. EUR weniger als ein 
halbes Prozent der gesamten vom BMI veranschlagten Mittel aus. 
Aufgrund der Höhe der ausgezahlten Beträge — im Zeitraum 2011 
bis 2014 insgesamt 53,38 Mio. EUR — war die Sicherstellung einer 
korrekten Fördervergabe und –kontrolle erforderlich. (TZ 4) 

Das BMI erstellte erst im Jahr 2015 im Zuge des Projekts „Förder-
wesen im BMI“ eine Förderstrategie. Bis dahin fehlte für die nati-
onalen Förderungen eine wichtige Grundlage, um — mit der För-
derstrategie konsistente — Förderprogramme zu erstellen. (TZ 5)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Rechtliche  
Grundlagen

Förderbericht

Fördervolumen 

Wirkungs-
orientierung
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Kurzfassung

Der Schwerpunkt der Förderungen lag im Jahr 2014 im Bereich 
„Asyl, Migration und Rückkehr“, der rd. 62 % aller ausbezahlten 
Fördermittel ausmachte. Für die „Innere Sicherheit“ wendete das 
BMI rd. 14 % der ausbezahlten Förderungen auf. Alleine fünf För-
derempfänger erhielten für unterschiedliche Förderprojekte und För-
dergegenstände zwischen 54 % (2011) und 71 % (2014) der gesam-
ten ausbezahlten Fördermittel des BMI. Der am höchsten geförderte 
Förderempfänger erhielt zwischen 23 % (2012) und rd. 39 % (2014) 
der Fördermittel. Es handelte sich somit um eine verästelte Förder–
landschaft ohne eine erkennbare übergreifende Zielsetzung. Das 
BMI legte keine quantifizierbaren mittelfristigen Ziele fest. (TZ 5)

Das BMI verfügte zur Zeit der Gebarungsüberprüfung über keine 
nationalen Förderprogramme und Sonderrichtlinien1, auch wenn 
nach den ARR 2014 Förderungen grundsätzlich nur im Rahmen von 
Förderprogrammen auf Grundlage von Sonderrichtlinien gewährt 
werden konnten. Dadurch nutzte das BMI nicht die Möglichkeit, mit 
Förderprogrammen und Sonderrichtlinien konkrete Schwerpunkt-
setzungen für die Vergabe von Förderungen vorzunehmen. Die im 
Jahr 2015 erlassene Sonderrichtlinie deckte lediglich einen spezi-
fischen Bereich, die Abgeltung der Hilfsmaßnahmen im Zusammen-
hang mit den Transitflüchtlingen, ab. (TZ 6)

Das BMI hatte für die Förderungen kein eigenes Wirkungsziel defi-
niert. Das Thema Förderungen fand sich lediglich im Detailbudget 
Integration für das Jahr 2013 zum Wirkungsziel 2 (Sicherstellung 
eines geordneten, rechtsstaatlichen Vollzugs und eines qualitativ 
hochwertigen Managements in den Bereichen Asyl, Fremdenwesen 
und der legalen Migration) mit der Maßnahme „Förderschwerpunkt 
im Bereich Spracherwerb setzen“ wieder. Die festgelegte Messgröße 
bestand darin, einen bestimmten Anteil (36 %) der Gesamtförder-
mittel für Intergration auszugeben. Diese Messgröße gab lediglich 
den Mitteleinsatz (Input) an, sagte aber nichts über die Zielerrei-
chung bzw. Wirkung aus. (TZ 7)

Am 1. Juli 2013 erließ das BMI ein Handbuch „Förderwesen“, das 
die ARR 2004 konkretisierte, die ergänzenden Rundschreiben des 
BMF berücksichtigte und Vorgaben zum BMI–internen Ablauf bei 
der Gewährung von Förderungen enthielt. Das BMI überarbeitete 
in der Folge das Handbuch geringfügig, wobei das neue Hand-
buch mit 1. März 2014 in Kraft trat und sich ebenfalls noch auf 
die ARR 2004 bezog. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung, also ein 

1 Ausnahme: Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms AMIF

Berichtswesen
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Kurzfassung

Jahr nach Inkrafttreten der ARR 2014, hatte das BMI das Handbuch 
noch nicht überarbeitet und an die Änderungen durch die ARR 2014 
angepasst. Dadurch waren wichtige Vorgaben der ARR 2014, wie 
etwa jene im Zusammenhang mit der Vermeidung unerwünschter 
Mehrfachförderungen, noch nicht verpflichtend vorgesehen. (TZ 8)

Die regelmäßigen Berichte an die Bundesministerin über die geneh-
migten bzw. abgelehnten Förderansuchen waren nicht automatisiert 
auswertbar und wiesen Fehler (bspw. Tipp– und Übertragungsfeh-
ler, falsche Fördersummen) auf; sie waren als Steuerungsinstrument 
daher nur eingeschränkt zu gebrauchen. (TZ 9)

Das BMF erstellte einen Musterfördervertrag und einen Musterrah-
menfördervertrag auf Grundlage der ARR 2004 und einen Muster-
vertrag in einer Überarbeitung nach den ARR 2014. Es brachte diese 
den Förderungen vergebenden Ressorts mittels Rundschreiben im 
Jahr 2004 bzw. 2015 zur Kenntnis. Das BMI wandte den Muster-
fördervertrag des BMF nicht durchgängig an, obwohl sachdien-
liche Anpassungen möglich waren. Von den 14 fördervergebenden 
Organisationseinheiten des BMI verwendeten drei den Musterför-
dervertrag nicht. Elf Einheiten verwendeten den Musterförderver-
trag, davon fünf mit teilweisen Änderungen. (TZ 10)

Das BMI plante nunmehr, auf Basis des Musterfördervertrags des 
BMF detailliertere Musterförderverträge zu erstellen, die alle Orga-
nisationseinheiten des Ressorts verwenden können. Im Sinne der 
Wirkungsorientierung sollen unter bestimmten Voraussetzungen mit 
den Fördernehmern Zielvereinbarungen abgeschlossen werden und 
eine Evaluierung der Förderungen soll stattfinden. (TZ 10)

Ein Ziel der ARR 2014 bestand darin, Mechanismen zur Vermei-
dung von unerwünschten Mehrfachförderungen zu schaffen. Im BMI 
unterblieb die vor Vergabe von Förderungen verpflichtend durch-
zuführende Abfrage im Transparenzportal weitgehend; mehrere 
fördervergebende Organisationseinheiten hatten nicht einmal die 
Berechtigung zu Abfragen im Transparenzportal. Zur Vermeidung 
von unerwünschten Mehrfachvergaben verließen sich Organisations-
einheiten ausschließlich auf die Angaben der Förderwerber. (TZ 11)

Zuständigkeit, Funktionstrennung, Ablauf

Im BMI waren insgesamt 14 Organisationseinheiten für die Vergabe 
von Förderungen aus Bundesmitteln zuständig. Die betreffenden 

Fördervertrag

Vermeidung 
von Mehrfach-
förderungen

Abwicklung der 
Förderungen
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Abteilungen und Referate wiesen allerdings ein höchst unterschied-
liches Arbeitsaufkommen in Bezug auf Förderungen auf; so waren 
rund zwei Drittel der Förderbeträge und 85 % der Auszahlungs-
vorgänge in einer Sektion konzentriert. Gemessen am Fördervolu-
men bestand eine hohe Zersplitterung der Zuständigkeiten für die 
Vergabe von Förderungen. Der spezifische Wissensstand über die 
Abwicklung von Förderungen musste dadurch in sämtlichen, mit 
Förderungen befassten Abteilungen vorhanden sein. (TZ 12)

Die Organisationseinheiten führten sowohl die Vergabe von För-
derungen als auch die Anweisung der zuerkannten Beträge und 
die Abrechnung der Förderungen durch. Die Kumulierung dieser 
Aufgaben in einer Organisationseinheit widersprach dem Prinzip 
der Funktionstrennung im Rahmen eines Internen Kontrollsystems. 

(TZ 13)

Im BMI war kein einheitlicher, für das gesamte Ressort gültiger 
Soll–Prozess für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle der För-
derungen vorhanden, obwohl 14 Organisationseinheiten des Res-
sorts mit Förderungen befasst waren. (TZ 14)

Kontrolle von Förderungen aus nationalen Mitteln

Die durch das BMI durchzuführende Kontrolle von Förderungen aus 
Bundesmitteln war sowohl in den ARR 2004 und 2014 als auch im 
Grundsatzerlass 2003 Budget/Controlling/Beschaffung und in den 
Handbüchern 2013 und 2014 des BMI geregelt. Nach der ARR 2014 
haben Kontrollen die widmungsgemäße Verwendung der Förder-
mittel sowie die Einhaltung der vertraglichen Förderbestimmungen, 
Bedingungen und Auflagen zu umfassen. Zudem waren risikoba-
sierte Kontrollverfahren und eine Kontrolle der widmungsgemäßen 
Verwendung der Fördermittel durchzuführen. In einzelnen Bereichen 
hielt das BMI geltende Bestimmungen teilweise nicht ein, teilweise 
bestand zusätzlicher Regelungsbedarf:

–   Das BMI führte keine Risikoanalyse durch, die zur Festlegung 
von risikobasierten Kontrollverfahren hätte dienen können. 

–   Das BMI hatte keine spezifische Regelung für die Genehmigung 
von Förderungen festgelegt, vielmehr waren die allgemeinen 
Approbationsregelungen anzuwenden, was zu uneinheitlichen 
Vorgangsweisen führte.
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Kurzfassung

–   Die Kontrolle der Belege erfolgte teilweise durch die vergebende 
Förderstelle, weshalb keine Trennung zwischen der Vergabe und 
der Kontrolle von Förderungen vorlag.

–   Die fördervergebenden Stellen des BMI führten die vorgesehenen 
Aktenvorschreibungen an das Referat „Budgetangelegenheiten“ 
teilweise nicht durch.

–  Das BMI vergab teilweise Förderungen, ohne Eigenleistungen 
vorzuschreiben.

–  Das BMI akzeptierte, dass bei geförderten Ausgaben Förderneh-
mer keine Vergleichsangebote vorlegten bzw. dass keine nachvoll-
ziehbaren Gründe für die Nichteinholung dokumentiert waren.

–  Das BMI unterließ es, ein Abweichen der Fördernehmer vom För-
dervertrag zu sanktionieren. (TZ 15)

Einbindung der Internen Revision

Die Interne Revision führte erstmals im Jahr 2014 eine Querschnitts-
prüfung über die Förderabwicklung im BMI durch. Dabei stellte die 
Interne Revision u.a. fest, dass es sich bei der Förderung an die 
Fachhochschule Wiener Neustadt um eine mittelbare Förderung des 
BMI selbst durch das BMI handle. (TZ 16)

Evaluierungen

Das BMI verfügte über keine einheitliche Vorgabe bezüglich der 
Höhe und Eigenart der zu evaluierenden Förderungen und konnte 
nur ein Evaluierungsergebnis vorlegen. (TZ 17)

Im Förderfall „Kuratorium Sicheres Österreich“ hatte das BMI trotz 
regelmäßiger Verstöße des Fördernehmers gegen den Förderver-
trag keine Sanktionen vereinbart bzw. gesetzt. Vielmehr gewährte 
das BMI bereits eine Förderung für Folgeprojekte trotz noch aus-
stehender Unterlagen für den ordnungsgemäßen Abschluss zu einer 
vorangegangenen Förderung. Darüber hinaus anerkannte das BMI 
Rechnungen über Ausgaben, für die keine Vergleichsangebote vor-
lagen bzw. die lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlos-
sen waren. (TZ 20)

Feststellungen 
zu ausgewählten 
Förderfällen
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Im Förderfall „Lauder Business School“ sagte das — hiefür unzustän-
dige — BMF entgegen den Vorgaben der ARR 2004 eine Förderung 
noch vor dem Vorliegen eines schriftlichen Förderansuchens bzw. 
einer Prüfung des Projekts zu. Es handelte sich dabei um eine rück-
wirkende Förderung, was nach den ARR 2004 ebenfalls nicht zuläs-
sig war. Das BMI erachtete schließlich den Ankauf eines Gebäudes 
für universitäre Zwecke als ausreichenden Nachweis für die wid-
mungsgemäße Verwendung der Fördergelder im Hinblick auf die 
Zielsetzung „Integration“. (TZ 21)

Im Förderfall „Opferschutzhilfe“ genehmigte das BMI entgegen den 
Bestimmungen der ARR 2004 die Förderung vor Einlangen eines 
schriftlichen Förderansuchens. (TZ 22) 

EU–Finanzierungsprogramme

Der RH betrachtete nur jene EU–Finanzierungsprogramme, bei denen 
das BMI die Mittel verwaltete sowie eine Kofinanzierung aus Bun-
desmitteln erfolgte. Die EU erließ die Basisrechtsakte der EU–Förder-
programme, die Mitgliedstaaten waren für die zweckentsprechende 
Verwendung der zugewiesenen Mittel verantwortlich. Das BMI, das 
in der Regel Fördergeber war, erstellte das Arbeitsprogramm, wählte 
Projekte aus und verwaltete die Mittel. (TZ 23)

Die EU förderte im Finanzrahmen 2007 bis 2013 mit dem Programm 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme (SOLID)“ Maßnah-
men in den Bereichen Integration, Grenzschutz, Flüchtlingshilfe und 
Rückkehrförderung in allen Mitgliedstaaten. Das Programm bestand 
aus vier Fonds, die jeweils einem der Politikbereiche entsprachen:

– Außengrenzenfonds (AGF) 

– Europäischer Rückkehrfonds (RET)

–  Europäischer Fonds für die Integration von Drittstaatsangehö-
rigen – „Integrationsfonds“ (EIF)

– Europäischer Flüchtlingsfonds (EFF)

Das BMI verwaltete den Außengrenzenfonds, den Europäischen 
Rück kehrfonds und den Europäischen Flüchtlingsfonds und 
bis 28. Februar 2014 den Europäischen Integrationsfonds. Mit 
1. März 2014 wechselte diese Zuständigkeit in das BMEIA. (TZ 23)

EU–Förderungen 
mit nationaler 
Kofinanzierung
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Kurzfassung

Mit Auslaufen des Finanzrahmens 2007 bis 2013 der EU liefen auch 
die Rechtsgrundlagen aller EU–Förderprogramme aus. Im Finanz-
rahmen 2014 bis 2020 wurden die Förderprogramme im Bereich 
Inneres völlig neu strukturiert und von vier auf zwei Förderpro-
gramme reduziert:

– Asyl–, Migrations– und Integrationsfonds (AMIF) 

– Fonds für innere Sicherheit (ISF) 

Der Abstimmungsbedarf zwischen mehreren involvierten Bundes-
ministerien im Zuge der Erlassung der Sonderrichtlinien für das 
Förderprogramm AMIF führte zu Verzögerungen bei dessen Umset-
zung. Dadurch konnten für jene Projekte, deren Fortsetzung über 
den AMIF finanziert werden sollte, keine EU–Mittel in Anspruch 
genommen werden. Dieser Anteil musste durch nationale Mittel 
substituiert werden (insgesamt rd. 2,7 Mio. EUR). (TZ 23)

Abwicklungsprozess

Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet, durch entsprechende Ver-
waltungs– und Kontrollsysteme (VKS) sowie durch Prüfungen zu 
gewährleisten, dass Finanzmittel der EU ordnungsgemäß und wirk-
sam verwendet werden. Sämtliche Vergaben von Förderungen an 
Dritte im Rahmen der Zuständigkeit des BMI erfolgten ausschließ-
lich durch ein Referat, sodass eine einheitliche Vorgangsweise gesi-
chert war. (TZ 24)

Durch geeignete Informations– und Publizitätsmaßnahmen war 
gewährleistet, dass sich sämtliche Interessierte Kenntnis über die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von Förderungen aus Fondsmit-
teln verschaffen konnten. Weiters war durch die Zurverfügungstel-
lung von Musterformularen eine standardisierte Abwicklung vom 
Ansuchen bis zur Abrechnung der Projekte sämtlicher Projektträ-
ger gewährleistet. (TZ 24)

Kontrolle von Projekten aus EU–Fördermitteln

Die Kontrolle von Projekten aus EU–Fördermitteln war u.a. durch die 
ARR sowie durch EU–Basisrechtsakte vorgegeben. Weiters erließ die 
Europäische Kommission Durchführungsbestimmungen, die Rege-
lungen zu den Verwaltungs– und Kontrollsystemen in den Mitglied-
staaten enthielten. Die Kontrolle durch das BMI erfolgte einerseits 
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durch die für die Förderung zuständige Behörde wie auch durch 
eine eigens geschaffene Prüfbehörde. (TZ 25)

Die Prüfbehörde hatte gemäß Prüfordnung 2009 einerseits die Effi-
zienz der Funktionsweise des Verwaltungs– und Kontrollsystems 
und andererseits die Maßnahmen anhand angemessener Stichpro-
ben der geltend gemachten Ausgaben zu prüfen. Zur Durchführung 
der Prüfungen verfügte die Prüfbehörde über eigens erstellte Check-
listen, die eine systematische, transparente und nachvollziehbare 
Prüfung ermöglichten. (TZ 25)

Feststellungen aus ausgewählten Förderfällen

Bei allen überprüften Förderungen mit EU–Fördermitteln erfolgten 
die Vertragsabschlüsse lange nach Beginn der Projektlaufzeit (in 
einem Fall mehr als neun Monate). In mehreren Fällen erfolgte nur 
eine unzureichende oder fehlerhafte Dokumentation bzw. Erfassung 
von Aktenstücken im ELAK. (TZ 27)

Kenndaten zu Förderungen des BMI
Rechtsgrundlagen (Auszug)
Österreichisches Recht Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBl. I Nr. 139/2009;  

Transparenzdatenbankgesetz 2012, BGBl. I Nr. 99/2012;
Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von 
Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2004), BGBl. II 
Nr. 317/2009;
Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von 
Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBl. II 
Nr. 208/2014

EU–Recht EU–Regelungen lt. Anhang

Finanzielle Darstellung
2011 2012 2013 2014 Summe 

2011 bis 2014
in Mio. EUR

veranschlagte Förderungen aus Bundes-
mitteln 12,76 17,39 13,52 9,68 53,36

ausbezahlte Förderungen aus Bundesmitteln 12,35 16,40 15,54 9,10 53,38
davon 

  nationale Mittel zur Kofinanzierung von  
EU–Förderungen 1,61 1,38 1,95 0,00 4,94

  übrige nationale Fördermittel 10,74 15,01 13,59 9,10 48,44
EU–Fördermittel 4,89 5,01 8,77 5,75 24,43
Bundesmittel und EU–Fördermittel 17,24 21,40 24,31 14,86 77,81

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMI; RH
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 1 (1) Der RH überprüfte von Juni bis September 2015 die Vergabe von 
Förderungen des BMI.

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung

– der Organisation der Förderabwicklung, 

– der mit den Förderungen verfolgten Zielsetzungen, 

– der Förderkontrolle sowie 

–  einzelner Förderprojekte aus dem Bereich der nationalen Mittel 
sowie der EU–finanzierten Mittel. 

Der Prüfungszeitraum umfasste die Jahre 2011 bis Mitte 2015.

Zu dem im Mai 2016 übermittelten Prüfungsergebnis nahm das BMI 
im August 2016 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerung im 
Oktober 2016. 

(2) Aufgrund der fehlenden Datenbasis war eine Stichprobenauswahl 
aus den vergebenen Förderungen nicht möglich (siehe dazu auch TZ 3). 
Für eine detaillierte Überprüfung wählte der RH aus den 83 im Prü-
fungszeitraum getätigten Auszahlungen von jeweils über 100.000 EUR, 
die sich insgesamt auf rd. 23,11 Mio. EUR beliefen, zehn Förderungen 
aus. Bei der Auswahl berücksichtigte der RH unter anderem  

–  das Jahr der Fördervergabe, um den Prüfungszeitraum möglichst 
abzudecken,

– die Höhe des Auszahlungsbetrags, 

–  die fördervergebende Organisationseinheit im BMI und unterschied 
zwischen

– einer nationalen und einer EU–Förderung. 

Die ausgewählten Zahlungen im Umfang von rd. 4,07 Mio. EUR deckten 
insgesamt rd. 18 % des Fördervolumens2 ab, das aus Auszahlungen 
von jeweils über 100.000 EUR bestand. Der RH ergänzte diese Aus-
wahl mit zwei Förderauszahlungen unter 100.000 EUR. 

2 Dabei konnte es sich um eine gesamte zuerkannte Förderung oder um eine Teilzah-
lung handeln.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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 2 (1) Das Bundeshaushaltsgesetz 2013 (BHG 2013)3 versteht unter einer 
Förderung den Aufwand für 

– zins– oder amortisationsbegünstigte Gelddarlehen, 

– Annuitäten–, Zinsen– oder Kreditkostenzuschüsse sowie 

– sonstige Geldzuwendungen, 

den der Bund einer natürlichen oder juristischen Person für eine von 
dieser erbrachten oder beabsichtigten Leistung, an der ein erhebliches, 
vom Bund wahrzunehmendes öffentliches Interesse besteht, gewährt.

Das BHG 20134 ermächtigte den Bundesminister für Finanzen, ein-
heitliche Regelungen für den Bereich der Förderungen zu erlassen. 
Dieser machte von dieser Ermächtigung insoweit Gebrauch, als er die 
„Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen 
aus Bundesmitteln“, deren Letztfassung aus dem Jahr 2014 stammte 
(ARR 2014)5, erließ. Die ARR 2014 zielte insbesondere darauf ab, uner-
wünschte Mehrfachförderungen zu vermeiden und eine höhere Effizi-
enz und Effektivität bei der Fördergewährung und –abwicklung sicher-
zustellen. 

(2) Die ARR 20146 enthielten grundlegende Vorgaben für die Gewäh-
rung von Förderungen des Bundes: 

a) Eine Leistung galt dann als förderwürdig, wenn an ihr ein erheb-
liches öffentliches Interesse bestand. Ein solches lag vor, wenn die Leis-
tung geeignet war, zur Sicherung oder Steigerung des Gemeinwohls, 
zur Hebung des zwischenstaatlichen und internationalen Ansehens der 
Republik Österreich, zum Fortschritt in geistiger, körperlicher, kultu-
reller, sozialer oder wirtschaftlicher Hinsicht oder zum Umwelt– und 
Klimaschutz beizutragen.

b) Auch durfte kein dem Grunde oder der Höhe nach bestimmter sub-
jektiver Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung durch den 
Bund bestehen.

3 § 30 Abs. 5 Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBl. I Nr. 139/2009
4 § 30 Abs. 5, § 16 Abs. 2, § 58 Abs. 1 und 2 und § 60 Abs. 6 des Bundeshaushaltsge-

setzes 2013
5 Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Allgemeine Rahmenrichtlinien für 

die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014) 

 StF: BGBl. II Nr. 208/2014
6 ebenso wie die ARR 2004

Rechtliche  
Grundlagen
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Rechtliche Grundlagen

c) Zudem war eine Förderung nur zulässig, wenn 

–  der Einsatz der Bundesmittel mit den Zielen des § 2 Abs. 1 BHG 20137 
in Einklang stand,

–  vor Gewährung der Förderung mit der Leistung noch nicht oder nur 
mit schriftlicher Zustimmung der haushaltsführenden Stelle oder 
Abwicklungsstelle begonnen wurde,

–  ein Förderansuchen mit einem der Eigenart der Leistung entspre-
chenden Leistungs–, Kosten–, Zeit– und Finanzierungsplan gestellt 
wurde und

– ein schriftlicher Fördervertrag abgeschlossen wurde.

d) Förderbar waren nur jene Kosten, die unmittelbar mit der geförderten 
Leistung in Zusammenhang standen. Sie konnten in jenem Ausmaß, 
als zur Erreichung des Förderziels unbedingt erforderlich war, geför-
dert werden; ebenso waren Eigenmittel vorzusehen.

e) Nach Abschluss einer geförderten Leistung war zu evaluieren, ob und 
inwieweit die mit der Fördergewährung angestrebten Vorhabensziele 
erreicht wurden. Dazu waren bereits vor der Gewährung der Förde-
rung geeignete Vorhabensziele und Indikatoren festzulegen.

 3.1 Das BMI konnte mangels entsprechender Controllingdaten die Anzahl 
der Fördervergaben nicht angeben. Die jährlichen Förderberichte des 
BMI wiesen neben der fördervergebenden Organisationseinheit, dem 
Förderempfänger und –zweck, den ausbezahlten Förderungen und För-
derrückzahlungen nur die einzelnen Zahlungsschritte aus. Für den Zeit-
raum 2011 bis 2014 wiesen die Förderberichte insgesamt 1.887 Förder-
auszahlungen aus, davon waren 83 höher als 100.000 EUR. Bei diesen 
Beträgen konnte es sich um die gesamte zuerkannte Fördersumme, um 
eine Teilzahlung oder um die Schlussabrechnung handeln. 

7 Nach § 2 Abs. 1 hat die Haushaltsführung der Erfüllung der Aufgaben des Bundes 
durch die Ermittlung und Bereitstellung der hiefür benötigten finanziellen und perso-
nellen Ressourcen unter Beachtung der Grundsätze der Wirkungsorientierung insbe-
sondere auch unter Berücksichtigung des Ziels der tatsächlichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern, der Transparenz, der Effizienz und der möglichst getreuen Dar-
stellung der finanziellen Lage des Bundes zu dienen. Dabei hat der Bund die Sicherstel-
lung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts und nachhaltig geordnete Haushalte 
insbesondere unter Berücksichtigung der unionsrechtlichen Vorschriften anzustreben.

Förderbericht 
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Förderbericht 

 3.2 Der RH beurteilte kritisch, dass das BMI mangels entsprechender Con-
trollingdaten die Anzahl der gewährten Förderungen nicht angeben 
konnte. Die jährlichen Förderberichte enthielten nur die Zahlungs-
schritte. Da jedoch das BMI Förderungen häufig in mehreren Raten 
überwies, waren aus den Auszahlungsbeträgen alleine keine über die 
reine Budgetsteuerung hinausgehenden Kennzahlen ableitbar. Die För-
derberichte des BMI boten insofern nur unzureichende Informationen 
über die gewährten Förderungen. 

Der RH empfahl, für das Förderwesen durchgehend ein auf Kennzahlen 
aufgebautes Controlling einzurichten, um eine entsprechende Daten-
grundlage zur Verfügung zu stellen. 

 3.3 Das BMI teilte mit, dass es derzeit ein umfassendes Controlling im 
Förderwesen aufbaue. Wesentlicher Baustein hierfür seien Adaptie-
rungen in der Aufbau– und Ablauforganisation, um Aufgaben und 
Prozesse eindeutig festzulegen. Mit 1. September  2016 würden diese 
im Rahmen einer Geschäftseinteilungsänderung umgesetzt. Im End-
ausbau werde das Controlling nicht nur die eingesetzten Budgetmittel 
für die verschiedenen Fördernehmer umfassen, sondern auch ein auf 
Kennzahlen basierendes Steuerungssystem beinhalten. Eine entspre-
chende Datengrundlage für strategische Entscheidungen im Förderwe-
sen werde somit geschaffen.

 4.1 (1) Das BMI zahlte im Zeitraum 2011 bis 2014 jährlich Förderungen 
(inklusive der EU–Fördermittel) zwischen 14,86 Mio. EUR (2014) und 
24,30 Mio. EUR (2013) aus. 

Fördervolumen 

Tabelle 1: Ausbezahlte Förderungen des BMI aus Bundesmitteln und EU–Mitteln;  
2011 bis 2014

 
2011 2012 2013 2014 Summe 

2011 bis 2014
in Mio. EUR

Bundesmittel1 12,35 16,40 15,54 9,10 53,38
EU–Mittel 4,89 5,01 8,77 5,75 24,43
Summe 17,24 21,40 24,31 14,85 77,80

Rundungsdifferenzen möglich
1  Bundesmittel bestanden aus Mitteln zur Förderung nationaler Projekte wie auch zur Kofinanzierung von EU–Förderungen 

Quellen: BMI; RH  
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Fördervolumen

Von den im Zeitraum 2011 bis 2014 insgesamt ausbezahlten Förde-
rungen in Höhe von 77,81 Mio. EUR stammte mit 24,43 Mio. EUR 
nahezu ein Drittel (31,39 %) aus EU–Mitteln.  

Die Veranschlagung der Förderungen aus nationalen Mitteln erfolgte 
auf Grundlage der Ergebnisse der Vorjahre unter Berücksichtigung 
bereits bekannter Förderzusagen und Planungen sowie bestehender 
Verpflichtungen. Zusätzlich ergab sich aufgrund von EU–Förderpro-
grammen ein Bedarf an nationaler Kofinanzierung. 

In den Jahren 2011 bis 2014 veranschlagte das BMI zwischen 
9,68 Mio. EUR (2014) und rd. 17,39 Mio. EUR (2012) für Förde-
rungen. Die Auszahlungen lagen zwischen 9,10 Mio. EUR (2014) und 
16,40 Mio. EUR (2012). 

Der Anstieg des Fördervolumens von 2011 auf 2012 um rd. 
4,63 Mio. EUR (veranschlagte Beträge) bzw. um rd. 4,04 Mio. EUR 
(ausbezahlte Beträge) war vor allem auf den Anstieg der Förderungen 
im Asyl– und Integrationsbereich zurückzuführen. 

Der Rückgang des Fördervolumens von 13,52 Mio. EUR im Jahr 2013 
auf 9,68 Mio. EUR im Jahr 2014 war darauf zurückzuführen, dass 
der Bereich Integration aufgrund der Bundesministeriengesetz–
Novelle 2014 dem BMEIA übertragen wurde. 

Tabelle 2: Veranschlagte und ausbezahlte Förderungen aus Bundesmitteln; 2011 bis 2014

 
 

2011 2012 2013 2014 Summe  
2011 bis 2014

in Mio. EUR

veranschlagte Förderungen aus 
Bundesmitteln 12,76 17,39 13,52 9,68 53,36

ausbezahlte Förderungen aus 
Bundesmitteln 12,35 16,40 15,54 9,10 53,38

davon 

  nationale Mittel zur Kofinanzierung von 
EU–Förderungen 1,61 1,38 1,95 0,001 4,94

 übrige nationale Fördermittel 10,74 15,01 13,59 9,10 48,44

Differenz Auszahlung gegenüber 
Veranschlagung – 0,41 – 1,00 2,01 – 0,58  

Differenz in % – 3,22 – 5,73 14,90 – 5,98  
1 Das BMI konnte den Anteil der Kofinanzierungen für das Jahr 2014 nicht beziffern. 

Quellen: BMI; RH 
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Mit Ausnahme des Jahres 2013 lagen die Auszahlungen an Förde-
rungen jeweils unter den veranschlagten Beträgen. Im Jahr 2013 über-
stiegen hingegen die Auszahlungen um rd. 2,01 Mio. EUR (14,90 %) 
die veranschlagten Mittel in Höhe von 13,52 Mio. EUR. Dieser Mehrbe-
darf war lt. BMI durch Studienlehrgänge an der Fachhochschule Wie-
ner Neustadt8, durch Förderungen für zwei Projekte des Kuratoriums 
Sicheres Österreich und Rückkehrprojekte veranlasst. Die Bedeckung 
des Mehrbedarfs erfolgte durch Rücklagenentnahmen und Umschich-
tungen bzw. Minderauszahlungen bei anderen Mittelverwendungs-
gruppen. 

(2) Obwohl das BMI jährlich zwischen rd. 9,1 Mio. EUR und 
rd. 16,4 Mio. EUR an Fördermitteln auszahlte, war deren Anteil am 
gesamten Haushalt des BMI relativ gering.

Im Zeitraum 2011 bis 2014 lag der Anteil der veranschlagten Förder-
mittel am gesamten Voranschlag des BMI zwischen 0,40 % (2014) und 
rd. 0,69 % (2012). Mit 9,68 Mio. EUR beanspruchten sie im Jahr 2014 
weniger als ein halbes Prozent der vom BMI insgesamt veranschlag-
ten Auszahlungen in Höhe von 2,530 Mrd. EUR.9 

(3) Die Europäische Kommission informierte jährlich ihre Mitgliedstaa-
ten über die Höhe der Fördermittel, die diese aus den einzelnen Fonds 
beanspruchen konnten. 

Die EU–Förderungen waren nach dem BHG 2013 als zweckgebundene 
Gebarung auszuweisen.10 Die Auszahlung der EU–Förderungen vari-
ierte zwischen 4,89 Mio. EUR (2011) und 8,77 Mio. EUR (2013) und 
8 Studienlehrgänge: „Polizeiliche Führung“ und „Strategisches Sicherheitsmanagement“
9 Das BMI verfügte in den Jahren 2011 bis 2014 über einen Voranschlag, der von 

rd. 2,354 Mrd. EUR (2011) auf rd. 2,530 Mrd. EUR (2014) anstieg.
10 § 36 BHG 2013

Tabelle 3:  Anteil der Fördermittel an dem gesamten Voranschlag des BMI lt.  
Bundesvoranschlag (BVA); 2011 bis 2014

 
2011 2012 2013 2014

in Mrd. EUR

Voranschlag BMI1  lt. BVA2 2,354 2,470 2,505 2,530

veranschlagte Förderungen 0,013 0,017 0,014 0,010

Anteil in %

Anteil Förderungen am Voranschlag BMI 0,55 0,69 0,56 0,40
1 Untergliederung 11 (UG 11)
2 Bundesvoranschlag

Quellen: BMI, BRA; RH 
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erfolgte lt. BMI im Gleichklang mit der Mittelüberweisung durch die 
EU. Ein allfälliger Mehrbedarf an Bundesmitteln war durch Rückla-
genentnahmen abzudecken. 

 4.2  Der RH wies darauf hin, dass die Förderungen zuletzt weniger als ein 
halbes Prozent der gesamten vom BMI veranschlagten Mittel ausmach-
ten. Aufgrund der Höhe der ausgezahlten Beträge — im Zeitraum 2011 
bis 2014 insgesamt 53,38 Mio. EUR — kam der Sicherstellung einer 
korrekten Fördervergabe und –kontrolle besondere Bedeutung zu. 

 5.1 (1) Das BMI setzte erst im Jahr 2015 im Zuge des Projekts „Förderwe-
sen im BMI“ eine Förderstrategie in Kraft. Dabei legte es sechs Hand-
lungsfelder fest, nach denen die Fördervergaben mittelfristig strategisch 
auszurichten waren. Die Handlungsfelder betrafen Innere Sicherheit, 
Gewaltschutz, Zivil– und Katastrophenschutz, Asyl, Migration und 
Rückkehr, Zivildienst sowie Erinnerung und Gedenkstätten. 

Die Strategie enthielt keine quantifizierbaren mittelfristigen Ziele. 
Das BMI beabsichtigte, die Operationalisierung der Förderstrategie im 
Handlungsfeld Asyl, Migration und Rückkehr in einem mehrjährigen 
Förderprogramm auf Grundlage einer Sonderrichtlinie, in der Ziele 
und Indikatoren festgelegt werden, durchzuführen.

Weiters sah die Förderstrategie vor, die Ergebnisse der Evaluierungen 
von abgeschlossenen Förderprojekten über 200.000 EUR anhand der 
im Fördervertrag festgelegten Zielvereinbarungen in einem Bericht 
zur Fördertätigkeit zumindest im Zwei–Jahres–Rhythmus zusammen-
zufassen. 

(2) Die im Jahr 2014 ausbezahlten Förderungen in Höhe von 
14,86 Mio. EUR (nationale Mittel und EU–Förderungen) verteilten 
sich auf diese sechs Handlungsfelder sowie den Bereich Integration, 
wie folgt:11 

11 Im Jahr 2014 entfielen auch Auszahlungen auf die Bereiche „Integration“ und „keine 
Zuordnung“, wobei der Bereich Integration mit 1. März 2014 in das BMEIA wechselte.

Förderstrategie

Wirkungsorientierung 
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Der Schwerpunkt der Förderungen lag im Jahr 2014 im Bereich „Asyl, 
Migration und Rückkehr“, der rd. 62 % aller ausbezahlten Fördermit-
tel ausmachte. Für die „Innere Sicherheit“ wendete das BMI rd. 14 % 
der ausbezahlten Förderungen auf. 

Die fördervergebenden Stellen des BMI hatten gemäß den budgetären 
Vorgaben des Bundesfinanzrahmens das Ausmaß der Förderungen 
festzulegen.

(3) Die Förderungen verteilten sich im Jahr 2014 folgendermaßen auf 
die Detailbudgets12: 

12 Durch die Haushaltsrechtsreform des Bundes änderte sich ab dem Jahr 2013 die Struk-
tur des Bundesvoranschlags.

 Für das BMI bedeutete dies, dass der gesamte Haushalt des BMI, die Untergliederung 11, 
weiter in Globalbudgets und Detailbudgets erster Ebene zu unterteilen war. Mit der 
Haushaltsrechtsreform ging eine Übertragung der Budget– und Ausgabenverantwor-
tung für Förderungen auf die jeweils betroffenen Global– und Detailbudgets einher. 

Tabelle 4:  Auszahlungen nach Handlungsfeldern; 2014

Handlungsfeld
Förderungen Förderungen

in EUR in %

Asyl, Migration und Rückkehr 9.213.701 62,02

Innere Sicherheit 2.043.947 13,76

Integration 1.742.483 11,73

Zivil– und Katastrophenschutz 898.305 6,05

Zivildienst 684.000 4,60

Gewaltschutz 240.500 1,62

Erinnerung und Gedenkstätten 21.701 0,15

keine Zuordnung 10.667 0,07

Summe 14.855.304 100,00

Quellen: BMI; RH 
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Im Jahr 2014 entfiel rd. 92 % des gesamten Fördervolumens 
(13,63 Mio. EUR) auf fünf Detailbudgets. Der Großteil der ausbezahl-
ten Förderungen entfiel mit rd. 10,61 Mio. EUR (rd. 71 % des Förder-
volumens) auf das Detailbudget „Betreuung und Grundversorgung“.

Alleine fünf Förderempfänger erhielten für unterschiedliche Förderpro-
jekte und Fördergegenstände zwischen 54 % (2011) und 71 % (2014) 
der gesamten ausbezahlten Fördermittel des BMI. Der am höchsten 
geförderte Förderempfänger erhielt zwischen 23 % (2012) und rd. 39 % 
(2014) der Fördermittel. 

 5.2 Der RH beurteilte kritisch, dass das BMI erst im Jahr 2015 eine För-
derstrategie in Kraft setzte. Dadurch fehlte für die nationalen Förde-
rungen eine wichtige Grundlage, um  — mit der Förderstrategie konsis-
tente — Förderprogramme zu erstellen. Dabei war auch zu kritisieren, 
dass es sich um eine verästelte Förderlandschaft ohne eine erkennbare 
übergreifende Zielsetzung handelte. Der RH kritisierte weiters, dass das 
BMI in der Strategie keine quantifizierbaren, mittelfristigen Ziele fest-
legte.

Der RH empfahl, in die Förderstrategie für die festgelegten Handlungs-
felder quantifizierbare, mittelfristige Ziele aufzunehmen. Die Förder-
strategie und die darin festgelegten Handlungsfelder sollte das BMI 
in mittelfristigen Abständen evaluieren, um einen möglichst treffsi-
cheren Einsatz der Fördermittel zu erreichen. 

Tabelle 5: Ausbezahlte Förderungen nach Detailbudgets; 2014

Detailbudget  
in EUR

Förderung  
in %

11.03.01.00 – Betreuung/Grundversorgung 10.605.309 71,39

11.01.02.00 – Sicherheitsakademie 940.982 6,33

11.02.05.00 – Staatliches Krisen– und Katastrophenschutz management 898.305 6,05

11.03.04.00 – Zivildienst 684.000 4,60

11.02.08.00 – Zentrale Sicherheitsaufgaben 503.313 3,39

11.02.06.00 – Bundeskriminalamt 488.800 3,29

11.03.02.00 – Integration 367.855 2,48

11.04.05.00 – Sonstige Serviceleistung 275.472 1,85

11.01.01.00 – Zentralstelle 44.300 0,30

11.03.05.00 – Legistik und rechtliche Angelegenheiten 24.667 0,17

11.04.01.00 – Gedenkstättenwesen 21.701 0,15

11.04.02.00 –  Bundesamt zur Korruptionsprävention und Korruptions-
bekämpfung 600 0,00

Summe 14.855.304 100,00

Quellen: BMI; RH 
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 5.3 Laut Stellungnahme des BMI habe es im Jahr 2015 eine Förderstra-
tegie formuliert, in der die Förderschwerpunkte wie auch Vorgaben 
zur Evaluierung in mittelfristigen Abständen festgehalten seien. Das 
Handlungsfeld Asyl, Migration und Rückkehr werde im Rahmen des 
mehrjährigen Förderprogramms „AMIF“ abgewickelt. Bei allen übrigen 
Handlungsfeldern seien Evaluierungen der Förderverträge von über 
200.000 EUR beginnend mit 2015 alle zwei Jahre festgeschrieben. Die 
erste Evaluierung werde als Bericht zur Fördertätigkeit des BMI 2017 
für die Jahre 2015 und 2016 erfolgen.

Weiters gelte die Förderstrategie als mittelfristiges, strategisches Grund-
lagendokument, das die Förderschwerpunkte bzw. grundlegende Ziel-
setzungen des BMI im Förderwesen festschreibe. Deren Konkretisie-
rung erfolge über die Unterzeichnung von Förderverträgen, in denen 
die inhaltlichen Vorgaben der Strategie heruntergebrochen würden. 
Darin würden quantifizierbare Ziele festgelegt und verpflichtend eva-
luiert. Da Förderverträge oft über mehrjährige Zeiträume abgeschlos-
sen würden, erschien dem BMI eine Steuerung auf dieser Ebene ziel-
führender und ausreichend.

 5.4 Der RH entgegnete dem BMI, dass inhaltliche Vorgaben in Förderver-
trägen zwar im Einzelfall für die jeweilige Förderung essenziell sind, 
allerdings können sie konkrete mittelfristige Ziele in einer Förderstra-
tegie mit abteilungsübergreifender Geltung nicht ersetzen. Er hielt, im 
Gegensatz zum BMI, die Steuerung auf Ebene der Förderverträge nicht 
für ausreichend. Der RH blieb daher bei seiner Empfehlung. 

 6.1 Förderprogramme dienten der Planung von mehreren thematisch 
gleichgelagerten Fördervorhaben, durch deren Umsetzung ein gemein-
sames Förderziel erreicht werden sollte.13 Sie dienten den Fördergebern 
zur Schwerpunktsetzung in den einzelnen Förderbereichen und sollten 
idealerweise in eine Förderstrategie eingebunden sein. Die Definition 
der Ziele und der Indikatoren des Fördergegenstands sowie der Rah-
menbedingungen für die Durchführung der Förderprogramme sollte in 
Sonderrichtlinien erfolgen, die somit ausformulierte Förderprogramme 
darstellen. 

Das BMI verfügte in den Jahren 2011 bis Mitte 2015 im Bereich der 
nationalen Förderungen über keine nationalen Förderprogramme und 
Sonderrichtlinien14. Nach den ARR 201415 konnten allerdings För-
13 gemäß den Erläuterungen zu den ARR 2014
14 Sonderrichtlinien gab es nur für Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms 

AMIF
15 vgl. § 5 Abs. 1 ARR 2014

Förderprogramme und 
Sonderrichtlinien
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derungen grundsätzlich nur im Rahmen von Förderprogrammen auf 
Grundlage von Sonderrichtlinien gewährt werden. Das BMI hatte einen 
Entwurf für eine Sonderrichtlinie erstellt und diesen an das BMF zur 
Abstimmung übermittelt. Nach Prüfung des Entwurfs war das BMF 
zum Ergebnis gekommen, dass es sich hiebei um keine, einzelne För-
derprogramme beinhaltende, Sonderrichtlinie im Sinne der ARR 2014 
handelte. Vielmehr sei die Förderlandschaft des BMI nach Ansicht des 
BMF viel zu weitläufig, sodass es thematisch und inhaltlich nicht mög-
lich sei, alle sonstigen Förderungen16 in einer einzigen Sonderrichtli-
nie zusammenzufassen. 

Nach weiteren Abstimmungsgesprächen mit dem BMF entschied das 
BMI, keine Sonderrichtlinien für Förderungen mit nationalen Mitteln 
zu erlassen. Es stützte sich dabei auf die Ausnahmebestimmung des 
§ 5 Abs. 2 ARR 2014, wonach Förderungen ausnahmsweise auch ohne 
Zugrundelegung von Sonderrichtlinien gewährt werden dürften, wenn 
die Erlassung von Sonderrichtlinien im Hinblick auf Umfang und Häu-
figkeit der Förderungen unzweckmäßig ist. 

Im Oktober 2015 erließ das BMI Sonderrichtlinien zur Abwicklung 
der Förderungen für Hilfsmaßnahmen im Zusammenhang mit Tran-
sitflüchtlingen. Diese Sonderrichtlinie war nach Auskunft des BMI 
notwendig, weil diese in einigen Bereichen von den Vorgaben der 
ARR 2014 abwich. Weitere Sonderrichtlinien plante das BMI nicht. 

 6.2 Im Gegensatz zum BMI sah es der RH als zweckmäßig an, Förder-
programme festzulegen und zu deren Abwicklung Sonderrichtlinien 
zu erlassen, und kritisierte daher, dass das BMI weder über Förder-
programme noch über Sonderrichtlinien verfügte.17 Dadurch nutzte 
das BMI nicht die Möglichkeit, mit Förderprogrammen und Sonder-
richtlinien konkrete Schwerpunktsetzungen für die Vergabe von För-
derungen vorzunehmen. Die im Jahr 2015 erlassene Sonderrichtlinie 
deckte lediglich einen spezifischen Bereich, die Abgeltung der Hilfs-
maßnahmen im Zusammenhang mit den Transitflüchtlingen, ab.

Der RH empfahl daher, auf Basis der im Jahr 2015 erlassenen För-
derstrategie Förderprogramme festzulegen und Sonderrichtlinien zu 
erlassen. Dadurch könnte das BMI für thematisch gleichgelagerte För-
derbereiche die Fördermittel gebündelt und zugunsten der jeweiligen 
Förderziele zielgerichtet einsetzen.

16 bei denen es sich nicht um Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms AMIF 
handelte

17 Ausnahme: Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms AMIF
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 6.3 Laut Stellungnahme des BMI sei die Heranziehung des § 5 Abs. 2 
ARR 2014, wonach Förderungen ausnahmsweise auch ohne Zugrun-
delegung von Sonderrichtlinien gewährt werden dürfen, wenn deren 
Erlassung in Hinblick auf Umfang und Häufigkeit der Förderungen 
unzweckmäßig sei, gerechtfertigt; auch sei dies in Abstimmung mit 
dem BMF geschehen. Außerdem bearbeite das BMI ein weites und sehr 
ausdifferenziertes Feld an Aufgaben und Zuständigkeiten mit hoher 
gesellschaftspolitischer Verantwortung. Davon ausgehend ergebe sich 
eine weitläufige und thematisch bzw. inhaltlich unterschiedliche För-
derlandschaft des BMI. Angesichts verwaltungsökonomischer Gesichts-
punkte sei hier eine pragmatische Herangehensweise vor diesem Hin-
tergrund vertretbar.

 6.4 Der RH erwiderte, dass Sonderrichtlinien gerade aufgrund der ver-
ästelten Förderlandschaft des BMI (das BMI selbst hatte sie in seiner 
Stellungnahme als „weitläufig“ und „thematisch bzw. inhaltlich unter-
schiedlich“ charakterisiert) zweckmäßig wären, um Förderbereiche zu 
konkretisieren und gezielt nach der Förderstrategie auszurichten. Der 
RH blieb daher bei seiner Empfehlung. 

 7.1 Das BMI (Untergliederung 11) hatte für die Förderungen kein eigenes 
Wirkungsziel definiert. Das Thema Förderungen fand sich lediglich im 
Detailbudget Integration für das Jahr 2013 zum Wirkungsziel 2 (Sicher-
stellung eines geordneten, rechtsstaatlichen Vollzugs und eines quali-
tativ hochwertigen Managements in den Bereichen Asyl, Fremdenwe-
sen und der legalen Migration) mit der Maßnahme „Förderschwerpunkt 
im Bereich Spracherwerb setzen“ wieder. Messgröße war ein Prozent-
satz (rd. 36 %) der Gesamtfördermittel für Integration. Da die Zustän-
digkeit für Integrationsmaßnahmen auf das BMEIA überging, entfiel 
in den Jahren 2014 und 2015 diese Maßnahme. 

 7.2 Der RH wies darauf hin, dass das BMI im Jahr 2013 für das Wirkungs-
ziel 2 (Sicherstellung eines geordneten, rechtsstaatlichen Vollzugs und 
eines qualitativ hochwertigen Managements in den Bereichen Asyl, 
Fremdenwesen und der legalen Migration) vorsah, einen Förderschwer-
punkt im Bereich Spracherwerb zu setzen. Zu kritisieren war dabei 
jedoch die festgelegte Messgröße, die darin bestand, einen bestimm-
ten Anteil (36 %) der Gesamtfördermittel für Integration auszugeben, 
weil dieser Indikator lediglich den Mitteleinsatz (Input) angab, aber 
nichts über die Zielerreichung bzw. Wirkung aussagte. 

Der RH empfahl, künftig von der Förderstrategie abgeleitete Wirkungs-
indikatoren festzulegen, um einen effektiven Mitteleinsatz zu gewähr-
leisten.

Angaben zur  
Wirkungsorientierung
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 7.3 Laut Stellungnahme des BMI verpflichte es seine Fördernehmer in den 
Förderverträgen Ziele und Wirkungsindikatoren, die mit der Förder-
strategie in inhaltlichem Zusammenhang stehen, festzulegen. Erreich-
ten die ausbezahlten Fördermittel 200.000 EUR, sei eine Evaluierung 
der Zielerreichung anhand der Indikatoren verpflichtend durchzufüh-
ren. 

Von der Formulierung eines eigenen Wirkungsziels im jährlichen Bun-
desfinanzgesetz werde aber abgesehen. 

 7.4 Der RH entgegnete dem BMI, dass er es als Aufgabe des BMI sah, Ziele 
und Wirkungsindikatoren vorzugeben und nicht der Fördernehmer. Der 
RH verblieb somit bei seiner Empfehlung. Er hielt fest, dass er auf-
grund des geringen Anteils der Förderungen am Gesamtbudget dem 
BMI ohnehin kein eigenes Wirkungsziel für Förderungen im Bundes-
finanzgesetz empfohlen hatte (TZ 4).

 8.1 Der Grundsatzerlass „Budget/Controlling/Beschaffung“ vom 
13. Mai 2003 (gültig in der jeweiligen aktualisierten Fassung) enthielt 
auch Regelungen zur Abwicklung der Fördervergaben. Dies betraf unter 
anderem die Einvernehmensherstellung mit dem BMF,18 die Verpflich-
tung, halbjährlich Berichte über anerkannte und abgelehnte Förder-
ansuchen zu erstellen, sowie die Vorschreibung der Geschäftsstücke 
über die Zuerkennung von Förderungen an die Budgetabteilung „vor 
Abfertigung“. Der Grundsatzerlass bezog sich auf die ARR mit Stand 
9. September 1986. 

Am 1. Juli 2013 erließ das BMI das Handbuch „Förderwesen“, das die 
ARR 2004 konkretisierte, ergänzende Rundschreiben des BMF berück-
sichtigte und grundsätzliche Vorgaben zum BMI–internen Ablauf bei 
der Gewährung von Förderungen enthielt. In der Folge überarbeitete 
das BMI dieses Handbuch geringfügig. Das überarbeitete Handbuch 
trat mit 1. März 2014 in Kraft und bezog sich dementsprechend noch 
auf die ARR 2004. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung hatte das BMI dieses Handbuch 
noch nicht an die in der Zwischenzeit neu erlassenen ARR 201419 
angepasst. Dies hatte zur Konsequenz, dass wichtige Vorgaben der 
ARR 2014, etwa im Zusammenhang mit der Vermeidung von Mehr-

18 ab einem Nennwert von 300.000 EUR der in Aussicht gestellten Förderung
19 in Kraft seit August 2014 

Interne Vorgaben

Berichtswesen
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fachförderungen, nicht umgesetzt waren. Dies betraf bspw. die ver-
pflichtende Abfrage im Transparenzportal vor Gewährung einer För-
derung (siehe TZ 11).

 8.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI ein Jahr nach Inkrafttreten 
der ARR 2014 das Handbuch „Förderwesen“ noch nicht überarbeitet 
und an die Änderungen durch die ARR 2014 angepasst hatte. Dadurch 
war bspw. die Abfrage im Transparenzportal vor der Gewährung einer 
Förderung zur Vermeidung unerwünschter Mehrfachförderungen noch 
nicht verpflichtend vorgesehen.

Der RH empfahl, das Handbuch „Förderwesen“ so rasch wie möglich zu 
überarbeiten und an die Änderungen durch die ARR 2014 anzupassen.

 8.3 Laut Stellungnahme des BMI sei das Handbuch „Förderwesen“ in „För-
derwesen I auf Basis ARR 2004“ umbenannt und aktualisiert wor-
den; darüber hinaus sei das neue Handbuch „Förderwesen II auf Basis 
ARR 2014“ erstellt worden. Beide Handbücher seien seit 2. Mai 2016 
als Teil des Grundsatzerlasses Budget und Haushaltswesen verbind-
lich.

 9.1 Nach dem Handbuch „Förderwesen“ des BMI hatte die Budgetabtei-
lung jeweils zur Mitte und zum Ende eines Jahres eine Übersicht über 
die genehmigten bzw. abgelehnten Förderansuchen vorzulegen. Diese 
Berichte dienten lt. BMI der Bundesministerin für Inneres zur Infor-
mation und zur Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit Förde-
rungen in den Folgejahren. 

Das BMI wählte zur Erstellung der Berichte ein Textverarbeitungspro-
gramm, das keine automatisierte Auswertung zuließ. Zudem wiesen 
diese Berichte Mängel auf: 

–   Tipp– und Übertragungsfehler ergaben fehlerhafte Werte, die u.a. 
zu Abweichungen von bis zu rd. 100.000 EUR führten, oder Förde-
rungen wurden falschen Fördernehmern zugeordnet. 

–   Durch fehlerhafte Berechnungen entstanden Differenzen bis zu rd. 
100.000 EUR. 

–   Eine durchgängige Dokumentation, ob es sich bei den ausbezahlten 
Beträgen um eine jährliche oder eine einmalige Förderung handelte, 
fand nicht statt. Durch diese aufgezeigten Mängel war die Aussa-
gekraft der Berichte beeinträchtigt, weshalb sie als Steuerungsin-
strument nur eingeschränkt brauchbar waren.

Qualität der Berichte
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 9.2 Der RH kritisierte, dass die Förderberichte nicht automatisiert auswer-
tbar waren und zahlreiche Fehler (bspw. Tipp– und Übertragungsfeh-
ler, falsche Fördersummen) aufwiesen, wodurch die Berichte als Steu-
erungsinstrument nur eingeschränkt zu gebrauchen waren. Der RH 
empfahl, sicherzustellen, dass die Förderberichte

– zuverlässige Daten enthalten und 

–  in einem Berichtsformat erstellt werden, das automatisierte Aus-
wertungen und eine verbesserte Plausibilisierung der Daten zulässt. 

 9.3 Das BMI teilte mit, dass neben einer künftig vorgesehenen verstärk-
ten Datenkontrolle auch das Dateiformat der Förderberichte umgestellt 
worden sei. 

 10.1 Bereits nach den ARR 2004 konnten Förderungen nur auf Basis von 
Förderverträgen gewährt werden. Das BMF erstellte einen Muster-
fördervertrag und einen Musterrahmenfördervertrag und brachte sie 
den Ressorts mittels Rundschreiben zur Kenntnis. Auf Grundlage 
der ARR 2014 überarbeitete das BMF den Musterfördervertrag und 
brachte die geänderte Version den Ressorts im Juli 2015 zur Kennt-
nis. Der Musterfördervertrag des BMF war grundsätzlich anzuwenden, 
sofern nicht Sonderrichtlinien abweichende Bestimmungen vorsahen 
oder Abweichungen aufgrund der Eigenart der Leistung erforderlich 
waren.20

Von den 14 fördervergebenden Organisationseinheiten des BMI ver-
wendeten drei den Musterfördervertrag nicht. Elf Einheiten wandten 
den Musterfördervertrag an, davon fünf mit teilweisen Änderungen, 
die jedoch mit der Budgetabteilung des BMI bzw. der Finanzprokura-
tur abgestimmt waren. Änderungen betrafen hauptsächlich den inter-
nationalen Bereich. 

Das BMI plante, im Zuge des Projekts „Förderwesen im BMI“ einen 
Musterantrag und Musterförderverträge21 zu erstellen, die unabhän-
gig von der Leistungsart alle Organisationseinheiten des Ressorts ver-
wenden können. Grundlage dafür sollte der Musterfördervertrag des 
BMF sein, wobei das BMI Detaillierungen anstrebte. So sollte bspw. 
bei einer Fördersumme ab 200.000 EUR eine Zielvereinbarung in den 
Fördervertrag aufgenommen werden, die aus maximal fünf Zielen mit 
jeweils maximal fünf Indikatoren bestand, und die Verpflichtung zur 

20 gemäß § 24 Abs. 4 ARR 2014
21 Allgemeine Förderungen, Expertenentsendung, AMIF

Fördervertrag

III-322 der Beilagen XXV. GP - Bericht - Hauptdokument gesamt (elektr. übermittelte Version)38 von 184

Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.
www.parlament.gv.at



Förderungen des BMI

BMI

Bund 2016/22 37

Fördervertrag

Evaluierung der Förderung. Dies entsprach den Vorgaben in der För-
derstrategie des BMI.

 10.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMI den Musterfördervertrag 
des BMF nicht durchgängig anwandte, obwohl sachdienliche Anpas-
sungen möglich waren. Positiv beurteilte der RH, dass das BMI nun-
mehr plante, auf Basis des Musterfördervertrags des BMF detaillier-
tere Musterförderverträge zu erstellen, die alle Organisationseinheiten 
des Ressorts verwenden können. Im Sinne der Wirkungsorientierung 
war ebenfalls positiv zu beurteilen, dass unter bestimmten Voraus-
setzungen mit den Fördernehmern Zielvereinbarungen abgeschlossen 
werden und eine Evaluierung der Förderungen stattfinden soll.

Der RH empfahl, die in Ausarbeitung befindlichen Musterförderver-
träge für das gesamte Ressort möglichst rasch fertigzustellen und ver-
bindlich als Vertragsgrundlage vorzugeben.

 10.3 Laut Stellungnahme des BMI sei im Handbuch „Förderwesen II auf 
Basis ARR 2014“ klargestellt worden, dass der vom BMF erstellte 
Musterförderungsvertrag im Sinne des § 24 Abs. 4 ARR 2014 als ver-
bindlich anzuwendende Vorlage für alle Förderungsverträge anzusehen 
und zu verwenden sei.

 11.1 (1) Ein Ziel der ARR 2014 bestand darin, Mechanismen zur Vermei-
dung von unerwünschten Mehrfachförderungen zu schaffen. Entspre-
chende Regelungen waren in Sonderrichtlinien aufzunehmen.22 

Nach der ARR 2014 waren vorweg angemessene und wirksame risiko-
basierte Kontrollverfahren festzulegen, durch die gewährleistet wer-
den konnte, dass Fördermissbrauch und unerwünschte Mehrfachförde-
rungen vermieden werden. Diese Verfahren waren in Sonderrichtlinien 
und Förderverträgen umzusetzen und konnten bspw. die zumindest 
stichprobenartige Überprüfung der Belege, das Erfordernis gesonderter 
Rechnungskreise beim Fördernehmer, die Abstimmung mit anderen in 
Betracht kommenden Fördergebern, die Einschau vor Ort sowie in ein-
schlägige Förderdatenbanken oder die Festlegung spezifischer Anfor-
derungen an elektronische Belege umfassen.23 

Vor Gewährung einer Förderung aus nationalen Mitteln war von der 
haushaltsführenden Stelle oder der Abwicklungsstelle zu erheben, 

22 vgl. § 5 Abs. 3 ARR 2014
23 vgl. § 40 Abs. 5 ARR 2014

Vermeidung 
von Mehrfach-
förderungen
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Vermeidung von Mehrfach förderungen

1.  welche Förderungen aus öffentlichen Mitteln einschließlich EU–
Mitteln dem Förderwerber in den letzten drei Jahren vor Einbrin-
gung des Förderansuchens für dieselbe Leistung, auch wenn mit 
verschiedener Zweckwidmung, gewährt wurden und

2.  um welche derartigen Förderungen er bei einer anderen haushalts-
führenden Stelle des Bundes oder einem anderen Rechtsträger ein-
schließlich anderer Gebietskörperschaften und der Europäischen 
Union ansuchte, über deren Gewährung aber noch nicht entschie-
den wurde oder um welche derartigen Förderungen er noch ansu-
chen will.

Die Erhebung hatte insbesondere durch entsprechende Angaben des 
Förderwerbers zu erfolgen. Dazu waren angemessene und wirksame 
Methoden zur Überprüfung der Angaben des Förderwerbers vorweg 
festzulegen, die geeignet sind, unerwünschte Mehrfachförderungen 
zu vermeiden. 

Dabei war jedenfalls auch eine Abfrage aus dem Transparenzportal 
vorzunehmen. Zu diesem Zweck war eine Berechtigung zur Transpa-
renzportalabfrage in die eigene und in die zugeordnete einheitliche 
Kategorie einzuräumen.24 

Die von den haushaltsführenden Stellen getroffenen Maßnahmen 
waren dem BMF zur Kenntnis zu bringen und mit diesem abzustim-
men.25

(2) Das BMI verließ sich ausschließlich auf die Angaben der Förder-
nehmer, die aufgrund der Vorgaben der ARR 2014 und des Musterför-
dervertrags des BMF das BMI über weitere, dieselbe Leistung betref-
fende Förderungen informieren mussten.

Darüber hinaus führte von den 14 Organisationseinheiten des BMI, die 
für die Vergabe von Förderungen zuständig waren, nur eine Einheit vor 
Vergabe der Förderungen Abfragen im Transparenzportal durch. Zwei 
Organisationseinheiten machten dies gelegentlich bzw. im Anlassfall. 
Von den übrigen elf Organisationseinheiten, die keine Abfragen im 
Transparenzportal durchführten, hatten vier keine Berechtigung für 
Abfragen im Transparenzportal. Die vom RH überprüften Förderfälle 
waren im Transparenzportal eingetragen. 

24 vgl. § 17 Abs. 2 ARR 2014
25 vgl. § 6 Abs. 2 ARR 2014
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Vermeidung von Mehrfach förderungen

 11.2 Wie der RH bereits in TZ 6 kritisch ausführte, gab es im BMI für die 
Förderungen aus nationalen Mitteln weder Förderprogramme noch 
Sonderrichtlinien. Darüber hinaus hatte das BMI für deren Abwick-
lung keinen Soll–Prozess festgelegt; auch das Handbuch „Förderwe-
sen“ machte keine entsprechenden Vorgaben zum Ablauf (TZ 14). Das 
Fehlen entsprechender Vorgaben und Standards führte insbesondere 
im Hinblick auf die Vermeidung von Mehrfachförderungen dazu, dass 
eine grundlegende Vorgabe der ARR 2014 nicht durchgehend einge-
halten wurde. 

Im einzelnen kritisierte der RH, dass im BMI 

–   die vor Vergabe von Förderungen verpflichtend durchzuführende 
Abfrage im Transparenzportal weitgehend unterblieb, 

–   mehrere fördervergebende Organisationseinheiten nicht einmal die 
Berechtigung zu Abfragen im Transparenzportal hatten und 

–   zur Vermeidung von unerwünschten Mehrfachvergaben sich Orga-
nisationseinheiten ausschließlich auf die Angaben der Förderwer-
ber verließen.

Der RH empfahl, Mechanismen zur Vermeidung von unerwünsch-
ten Mehrfachvergaben von Förderungen festzusetzen und diese mit 
dem BMF abzustimmen. Weiters empfahl er sicherzustellen, dass die 
Zugangsberechtigungen zum Transparenzportal im erforderlichen 
Umfang zur Verfügung stehen und Abfragen aus dem Transparenz-
portal, einem Hilfsmittel zur Vermeidung von unerwünschten Doppel– 
bzw. Mehrfachförderungen, auch durchgeführt werden.

 11.3 Laut Stellungnahme des BMI bestünde nunmehr durch die verstärkte 
interne Kontrolle, Nachschau in der Transparenzdatenbank, die verbind-
liche Verwendung des BMF–Musterförderungsvertrags und anlassbezo-
gene Rückfragen bei in Frage kommenden anderen Förderungsstellen 
ein ausreichender Schutz, um unerwünschte Mehrfachvergaben von 
Förderungen zu verhindern. Die weitere Empfehlung des RH, Zugangs-
berechtigungen zum Transparenzportal im erforderlichen Umfang zur 
Verfügung zu stellen, nahm das BMI zur Kenntnis. 
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 12.1 Im BMI waren insgesamt 14 Organisationseinheiten für die Vergabe 
von Förderungen aus Bundesmitteln zuständig. Von diesen 14 Orga-
nisationseinheiten führten im Jahr 2014 zwei in der Sektion I (Präsi-
dium), drei in der Sektion II (Generaldirektion für öffentliche Sicher-
heit), drei in der Sektion III (Recht), zwei in der Sektion IV (Service 
und Kontrolle) und eine in der Sektion V (Integration) Vergaben von 
Förderungen durch. Die betreffenden Abteilungen und Referate wiesen 
allerdings ein höchst unterschiedliches Arbeitsaufkommen in Bezug 
auf Förderungen auf, wie die sektionsweise Zusammenfassung in der 
folgenden Tabelle zeigt: 

Die Anzahl an Förderauszahlungen (die Anzahl der Fördervergaben 
konnte das BMI nicht zur Verfügung stellen; siehe dazu TZ 3) variierte 
bspw. im Jahr 2012 zwischen nur einer Auszahlung (Abteilung III/4) 
und 501 Auszahlungen (Referat III/8/a). Dementsprechend unterschied-
lich waren auch die ausbezahlten Summen:

Zuständigkeit

Abwicklung der Förderungen

Tabelle 6:  Anzahl der Förderauszahlungen nach Sektionen1

SEKTION 2011 2012 2013 2014 Summe  
2011 bis 2014

I – Präsidium 17 21 7 9 54

II – Generaldirektion für die öffentliche 
Sicherheit 53 48 66 32 199

III – Recht 378 503 527 195 1.603
IV – Service und Kontrolle 1 1 6 5 13
V2 – Integration – – 0 18 18
Summe 449 573 606 259 1.887

1  Hierbei handelte es sich um Auszahlungsvorgänge zu Förderprojekten, die entweder die gesamte Fördersumme, einzelne 
Raten einer Förderung oder die Schlussabrechnung betrafen.

2  Änderung der Geschäftseinteilung mit 1. Juni 2013 mit Einrichtung der Sektion V (Integration), welche im Zuge der 
Bundesministeriengesetz–Novelle 2014 im März 2014 zum BMEIA wechselte.

Quellen: BMI; RH 
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Gemessen am Fördervolumen wies das BMI eine hohe Zersplitterung 
der Zuständigkeiten für die Vergabe von Förderungen auf. 

In den Jahren 2011 bis 2014 entfiel die überwiegende Anzahl an Aus-
zahlungen (1.603 bzw. rd. 85 %) sowie der höchste Anteil an den aus-
bezahlten Förderungen (rd. 52,17 Mio. EUR bzw. rd. 67,04 %) auf die 
Sektion III. 

 12.2 Der RH wies kritisch auf die — gemessen am Fördervolumen — hohe Zer-
splitterung der Zuständigkeiten für die Vergabe von Förderungen hin. 
Obwohl rund zwei Drittel der Förderbeträge und 85 % der Auszahlungs-
vorgänge in einer Sektion konzentriert waren, musste der spezifische 
Wissensstand über die Abwicklung von Förderungen in sämtlichen, 
mit Förderungen befassten Abteilungen (insgesamt 14 Organisations-
einheiten) vorhanden sein. 

Der RH empfahl, die Vergabe von Förderungen in möglichst wenigen 
Abteilungen bzw. Referaten zu konzentrieren – einerseits, um einheit-
liche Standards zu gewährleisten und andererseits, um die Umsetzung 
der Förderstrategie zielgerichtet steuern zu können. 

 12.3 Das BMI teilte mit, dass die Vergabe von Förderungen derzeit in weni-
gen Organisationseinheiten erfolge. Die mit 1. September 2016 in Kraft 
tretende Geschäftseinteilungsänderung werde auch dazu beitragen, die 
Empfehlung bestmöglich umzusetzen. 

Tabelle 7:  Summe der ausbezahlten Förderungen

SEKTION
2011 2012 2013 2014 Summe  

2011 bis 2014
in EUR

I – Präsidium 1.936.843 1.651.416 1.080.984 985.282 5.654.525

II – Generaldirektion für die 
öffentliche Sicherheit 4.536.928 5.291.142 6.780.139 1.890.418 18.498.626

III – Recht 10.750.536 14.445.149 15.672.827 11.299.842 52.168.355
IV – Service und Kontrolle 20.000 20.000 770.121 297.774 1.107.894
V1 – Integration 0 0 0 381.988 381.988
Summe 17.244.307 21.407.707 24.304.071 14.855.304 77.811.390

Rundungsdifferenzen möglich
1  Änderung der Geschäftseinteilung mit 1. Juni 2013 mit Einrichtung der Sektion V (Integration), welche im Zuge der 

Bundesministeriengesetz–Novelle 2014 im März 2014 zum BMEIA wechselte.

Quelle: BMI 
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Abwicklung der Förderungen

 13.1 (1) Den für die Vergabe von Förderungen aus nationalen Mitteln 
zuständigen Organisationseinheiten oblag auch die Anweisung der 
zuerkannten Mittel. Dadurch führte eine Stelle sowohl die Vergabe als 
auch die Abrechnung von Förderungen durch. 

Weiters hatten die 14 mit Förderungen befassten Organisationsein-
heiten den Förderzweck, die widmungsgemäße Verwendung und die 
Belege zu prüfen. Eine Organisationseinheit hatte die Belegsprüfung 
an die Buchhaltungsagentur des Bundes ausgelagert. Zwei der Orga-
nisationseinheiten überprüften die widmungsgemäße Verwendung nur 
stichprobenartig. 

Das Referat Budgetangelegenheiten hatte die Aufgabe, bei allen För-
derungen zu prüfen, ob die ARR und die haushaltsrechtlichen Grund-
sätze der Fördervergabe eingehalten wurden. Dies war bei den vom RH 
überprüften Fällen nicht durchgängig gewährleistet (siehe dazu TZ 18).

(2) Das BMI beabsichtigte mit dem Projekt „Förderwesen im BMI“ u.a. 
eine Änderung der Aufbau– und Ablauforganisation, um eine orga-
nisatorische Trennung zwischen vergebenden, anweisenden und prü-
fenden Stellen herbeizuführen. Die strategischen und grundsätzlichen 
Kompetenzen im Bereich Förderwesen sollten in einer Organisations-
einheit konzentriert werden. 

Das BMI plante, den Entwurf für eine Geschäftsverteilungsänderung 
im Herbst 2015 in der Projektarbeitsgruppe zu besprechen und durch 
den Lenkungsausschuss eine Genehmigung zu den geplanten Ände-
rungen herbeizuführen bzw. im Rahmen einer nächsten Geschäftsver-
teilungsänderung umzusetzen. 

 13.2 Der RH kritisierte, dass die Organisationseinheiten sowohl die Vergabe 
von Förderungen als auch die Anweisung der zuerkannten Beträge und 
die Abrechnung der Förderungen durchführten. Die Kumulierung die-
ser Aufgaben in einer Organisationseinheit entsprach nicht dem Prin-
zip der Funktionstrennung im Rahmen eines Internen Kontrollsystems. 

Der RH empfahl, die geplanten Änderungen im Bereich der Aufbau– 
und Ablauforganisation im Förderbereich möglichst rasch umzusetzen 
und dabei auf ein funktionierendes Internes Kontrollsys tem zu ach-
ten. Dabei empfahl der RH, eine organisatorische Trennung von Ver-
gabe, Anweisung der Förderbeträge und Kontrolle der Förderungen 
durchzuführen.

Funktionstrennung 
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 13.3 Laut Stellungnahme des BMI werde in der mit Wirksamkeit vom 1. Sep-
tember 2016 in Kraft tretenden Geschäftseinteilungsänderung auf die 
in den ARR 2014 vorgegebene organisatorische Trennung von Vergabe, 
Kontrolle und Evaluierung Rücksicht genommen.

 14.1 Es existierte kein einheitlicher, für das gesamte Ressort gültiger Soll–
Prozess für den Ablauf eines Förderverfahrens – von der Einbringung 
des Antrags bis zur Kontrolle und Abrechnung. Das Handbuch „För-
derwesen“ konkretisierte die Inhalte der ARR 2004 sowie die Vorga-
ben des BMF und gab zum internen Ablauf nur Grundlegendes vor, 
wie etwa die Verpflichtung, halbjährlich Berichte über anerkannte und 
abgelehnte Förderungen zu erstellen, sowie die nötige Aktenvorschrei-
bung von Geschäftsstücken über die Zuerkennung von Förderungen 
an die Budgetabteilung „vor Abfertigung“. Diese Vorgaben regelten 
somit nicht den Prozessablauf. 

Von den 14 fördervergebenden Organisationseinheiten des BMI ver-
fügten drei über einen eigenen Soll–Prozess. Eine dieser Abteilungen 
hatte sich zusätzlich eine eigene Checkliste für die vereinfachte Prü-
fung von Förderanträgen erstellt; zudem gab es ein Antragsformular, 
das auf der Homepage des BMI veröffentlicht war. Der Soll–Prozess 
und die Checkliste waren mit dem zuständigen Sektionskoordinator 
abgestimmt. Eine darüber hinausgehende Abstimmung im BMI, etwa 
mit der Budgetabteilung oder mit dem BMF, erfolgte nicht. Die übrigen 
Abteilungen des BMI verwendeten diese Musterdokumente nicht. 

 14.2 Der RH kritisierte, dass im BMI kein einheitlicher, für das gesamte Res-
sort gültiger Soll–Prozess für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle 
der Förderungen vorhanden war, obwohl 14 Organisationseinheiten 
des Ressorts mit Förderungen befasst waren (TZ 12). 

Der RH empfahl, einen einheitlichen, ressortweit gültigen Ablaufpro-
zess für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle von Förderungen 
unter Beachtung der ARR 2014 auszuarbeiten und in Geltung zu set-
zen. Zusätzlich sollte das BMI den Bearbeitern eine Checkliste zur Ver-
fügung stellen; dazu könnte die, in einer Abteilung bereits vorhan-
dene Checkliste als Beispiel dienen (siehe auch TZ 29). 

 14.3 Laut Stellungnahme des BMI sei mit dem Handbuch „Förderwesen II 
auf Basis ARR 2014“ eine verbindlich anzuwendende Checkliste zur 
Bearbeitung von Förderungen verlautbart worden. In einer weiteren 
Überarbeitung dieses Handbuchs werde auch ein Ablaufprozess ver-
lautbart. (Die Inkraftsetzung sei mit 1. September 2016 geplant.)

Ablauf
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 15.1 (1) Die Kontrolle der Förderungen aus Bundesmitteln war sowohl in 
den ARR 2004 und 2014 als auch im Grundsatzerlass 2003 Budget/
Controlling/Beschaffung und in den Handbüchern 2013 und 2014 des 
BMI geregelt. 

Nach der ARR 2014 haben Kontrollen die widmungsgemäße Verwen-
dung der Fördermittel sowie die Einhaltung der vertraglichen Förder-
bestimmungen, Bedingungen und Auflagen zu umfassen. Zudem waren 
risikobasierte Kontrollverfahren durchzuführen. 

(2) Der RH stellte fest, dass das BMI erforderliche Kontrollschritte nicht 
durchgängig setzte bzw. dass unzureichend Regelungen vorlagen. Bei 
den zwölf Förderfällen, die der RH für die Detailprüfung überprüfte, 
stellte er folgenden Verbesserungsbedarf fest:

Risikoanalyse

Jede haushaltsführende Stelle hatte lt. ARR 2014 angemessene und 
wirksame risikobasierte Kontrollverfahren festzulegen, um Fördermiss-
brauch und unerwünschte Mehrfachförderungen zu verhindern. Das 
BMI verfügte jedoch über keine Risikoanalyse, die zur Festlegung von 
risikobasierten Kontrollverfahren dienen konnte. 

Unterschriftenregelung

Das BMI verfügte über keine spezifische Regelung für die Geneh-
migung von Förderungen. Dies führte zu unterschiedlichen Vorge-
hensweisen der einzelnen Organisationseinheiten bei der Vergabe von 
Förderungen. Entsprechend den allgemeinen Approbationsregelungen 
genehmigten Sektionsleiter die Förderverträge, in anderen Fällen die 
Gruppen– oder Abteilungsleiter. 

Belegprüfung

Die Belegprüfung im Zuge der Kontrolle der widmungsgemäßen Ver-
wendung von Fördermitteln erfolgte im BMI entweder durch die för-
dervergebende Stelle selbst, durch eine zur Belegprüfung bestimmte 
Organisationseinheit oder durch die Buchhaltungsagentur des Bundes. 
Im Falle der Belegprüfung durch die fördervergebende Stelle war keine 
organisatorische Trennung zwischen der Vergabe und Kontrolle von 
Förderungen gegeben (siehe TZ 13).

Kontrolle von  
Förderungen aus 
nationalen Mitteln
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Mitwirkung des Referats Budgetangelegenheiten

Alle Geschäftsstücke über die Zuerkennung von Förderungen waren 
„vor Abfertigung“ dem Referat „Budgetangelegenheiten“ vorzuschrei-
ben. Dies geschah jedoch nicht in allen Fällen; bisweilen erfolgte die 
Vorschreibung verspätet.

Eigenleistung

Zu den allgemeinen Fördervoraussetzungen zählten die Ausbedingung 
einer Eigenleistung, sofern sich aus der geförderten Leistung unmittelbar 
ein wirtschaftlicher Vorteil für die Förderwerber ergab. Auf Eigenleis-
tungen der Förderwerber nahmen fünf Organisationseinheiten bei der 
Vergabe von Förderungen Bedacht, die übrigen neun berücksichtigten 
dies teilweise oder gar nicht. 

Vergleichsangebote

Bei der Vergabe von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen waren 
nachweislich mehrere Vergleichsangebote durch den Fördernehmer 
vorzulegen, soweit dies im Hinblick auf die Höhe des geschätzten Auf-
tragswerts zweckmäßig war. 

Die Kontrolle der Vergleichsangebote erfolgte lt. BMI im Rahmen der 
Prüfung der Abrechnungsunterlagen. Lagen keine Vergleichsangebote 
vor bzw. konnte der Fördernehmer keine glaubhaften und nachvoll-
ziehbaren Gründe für die Nichteinholung vorlegen, waren die Belege 
lt. BMI nicht anzuerkennen. 

Der RH stellte in sechs der zwölf ausgewählten Förderfälle fest, dass 
das BMI Ausgaben förderte, zu denen keine Vergleichsangebote vor-
lagen bzw. eine Dokumentation von nachvollziehbaren Gründen für 
die Nichteinholung fehlte. 

Einhaltung des Fördervertrags

In Einzelfällen hielten sich die Fördernehmer nicht an die Vorgaben 
der Förderverträge. So legten bspw. Fördernehmer nicht fristgerecht 
einen zahlenmäßigen Nachweis vor bzw. holten keine Vergleichsan-
gebote ein. Das BMI setzte in diesen Fällen keine Sanktionen. Der RH 
stellte darüber hinaus fest, dass in einem Förderfall Daten im Förderver-
trag fehlten, was zu einer nicht ordnungsgemäßen Abrechnung führte. 
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 15.2 Der RH kritisierte, dass das BMI in mehreren Bereichen geltende Bestim-
mungen nicht einhielt, und hielt fest, dass ein zusätzlicher Regelungs-
bedarf bestand:

zur Risikoanalyse

Das BMI führte keine Risikoanalyse durch, die zur Festlegung von risi-
kobasierten Kontrollverfahren hätte dienen können. Nach Ansicht des 
RH wäre das Ergebnis einer Risikoanalyse auch zur Entwicklung einer 
Checkliste für die Vergabe von Förderungen dienlich. Hier könnte das 
BMI Synergieeffekte nutzen (siehe auch TZ 14).

Der RH empfahl, eine Risikoanalyse als Grundlage für risikobasierte 
Kontrollverfahren durchzuführen. 

zur Unterschriftenregelung

Das BMI hatte für die Genehmigung von Förderungen keine spezifische 
Regelung festgelegt. Vielmehr waren die allgemeinen Approbationsre-
gelungen anzuwenden, was zu uneinheitlichen Vorgangsweisen führte.

Der RH empfahl, ausdrücklich festzulegen, wer in Bezug auf Förde-
rungen bis zu welcher Betragsgrenze zeichnungsberechtigt war.

zur Belegprüfung

Die Kontrolle der Belege erfolgte teilweise durch die vergebende För-
derstelle. Insoweit bestand keine organisatorische Trennung zwischen 
der Vergabe und der Kontrolle von Förderungen. 

Der RH empfahl, die Vergabe und Kontrolle von Förderungen — und 
damit auch der Belegprüfungen — durchgehend organisatorisch zu 
trennen.

zur Mitwirkung des Referats Budgetangelegenheiten

Die fördervergebenden Stellen des BMI führten die vorgesehenen 
Aktenvorschreibungen an das Referat „Budgetangelegenheiten“ teil-
weise nicht durch.

Der RH empfahl, die Einhaltung der im Genehmigungsprozess für För-
derungen vorgesehenen Aktenvorschreibungen sicherzustellen.
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zur Eigenleistung

Das BMI vergab Förderungen, ohne Eigenleistungen vorzuschreiben.

Der RH empfahl, auf Eigenleistungen der Förderwerber bei der Ver-
gabe von Förderungen Bedacht zu nehmen.

zu Vergleichsangeboten

Das BMI akzeptierte, dass bei geförderten Ausgaben Fördernehmer 
keine Vergleichsangebote vorlegten, bzw. dass keine nachvollziehbaren 
Gründe für die Nichteinholung dokumentiert waren. 

Der RH empfahl, auf das Vorhandensein von Vergleichsangeboten zu 
achten bzw. bei Vorliegen nachvollziehbarer Gründe für das Nichtein-
holen von Vergleichsangeboten, dies zu dokumentieren.

zur Einhaltung des Fördervertrags

Das BMI unterließ es, ein Abweichen der Fördernehmer vom Förder-
vertrag zu sanktionieren.

Der RH empfahl, Sanktionen für die Nichteinhaltung der Förderver-
träge, bspw. Pönalzahlungen bzw. Auszahlungsstopp für weitere För-
derungen, vorzusehen und in die Förderverträge aufzunehmen. 

 15.3 Das BMI nahm dazu wie folgt Stellung: 

zur Risikoanalyse

Das BMI nahm die diesbezügliche Empfehlung des RH zur Kenntnis. 

zu Unterschriftenregelungen 

Laut Stellungnahme des BMI würden neben den automatisch aufgrund 
einer Leitungsfunktion fix vorhandenen Approbationsbefugnissen (für 
den Zuständigkeitsbereich der jeweiligen Organisationseinheit) aus-
gesuchten Bediensteten auch spezifische Approbationsbefugnisse für 
einen klar definierten Aufgabenbereich vergeben. 

Darüber hinaus komme in finanziellen Belangen die Anordnungsbe-
fugnis zum Tragen, die ausschließlich vom jeweiligen Leiter der haus-
haltsführenden Stelle mit Zustimmung des Haushaltsreferenten an 
ausgesuchte Bedienstete vergeben werde (somit existiere im Vergleich 
zur Approbationsbefugnis für die Leitungsfunktionen kein Automa-
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tismus; eine Ausnahme würden hier aber die Leiter der haushaltsfüh-
renden Stellen bilden, die Kraft BHG 2013 über eine Anordnungsbe-
fugnis verfügen).

Im Beschaffungsbereich (Fördervergaben könnten hier subsumiert wer-
den) seien darüber hinaus die Approbationen an das budgetäre Aus-
maß der einzelnen Beschaffung gekoppelt und im Beschaffungsgrund-
satzerlass der Abteilung IV/5 geregelt. Das BMI teilte mit, es wolle 
prüfen, ob eine spezifische Regelung im Grundsatzerlass Budget und 
Haushaltswesen (Handbuch Förderungen) notwendig sei.

zur Belegprüfung

Das BMI teilte mit, dass diese Empfehlung, die Vergabe und Kontrolle 
von Förderungen — und damit auch der Belegprüfungen —  mit der 
am 1. September 2016 in Kraft tretenden Geschäftseinteilungsände-
rung umgesetzt werde. 

zur Mitwirkung des Referats Budgetangelegenheiten

Das BMI nahm die Empfehlung, die Einhaltung der im Genehmigungs-
prozess für Förderungen vorgesehenen Aktenvorschreibungen sicher-
zustellen, zur Kenntnis.

zur Eigenleistung

Laut Stellungnahme des BMI werde vor der Vergabe von Förderungen 
grundsätzlich geprüft, ob dem Förderwerber aus wirtschaftlichen Grün-
den eine Eigenleistung zumutbar sei, bzw. werde diese auch im Ver-
trag vereinbart. Allerdings zeige die Praxis, dass die Erbringung von 
Eigenleistungen aus verschiedenen Gründen nicht immer möglich sei. 
Ergänzend verwies das BMI auf § 16 Abs. 3 ARR 2014, wonach von 
Eigenleistungen auch abgesehen werden könne.

zu Vergleichsangeboten

Grundsätzlich werde dem Fördernehmer im Fördervertrag „aufgetra-
gen“, bei Rechnungen zwischen 400 EUR und 1.000 EUR zwei und 
über 1.000 EUR drei Vergleichsangebote einzuholen. In Einzelfällen 
(z.B. Folgebeschaffungen u.ä.) werde bei Nichteinholung von Vergleichs-
angeboten eine Begründung als ausreichend erachtet. Die Einholung 
von Vergleichsangeboten werde außerdem bei der Kontrolle der von-
seiten des Fördernehmers vorzulegenden Belege überprüft bzw. sei in 
der Vergangenheit auch schon nachgefordert worden, wenn diese nicht 
vorgelegt wurden. 
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Das BMI sagte zu, im verstärkten Ausmaß zu prüfen und die Empfeh-
lung des RH zu beachten.

zur Einhaltung des Fördervertrags

Das BMI teilte mit, dass vor der Sanktionierung das Gespräch mit 
dem jeweiligen Fördernehmer gesucht werde. In Einzelfällen sei darü-
ber hinaus auf Sanktionen verzichtet worden, weil in diesen Fällen die 
Abrechnungsunterlagen und/oder Tätigkeitsberichte nach mehrmaligen 
Urgenzen und Aufforderungen doch noch verspätet vorgelegt worden 
seien. Wenn mit den Gesprächen nicht das Auslangen gefunden werde, 
würden auch die in den Verträgen festgeschriebenen Sanktionen wie 
z.B. „Einstellung oder Rückforderung von Fördermitteln“ durchgesetzt.

 15.4 Der RH erwiderte dem BMI:

zur Eigenleistung

Der RH hielt fest, dass von einer Eigenleistung gemäß § 16 Abs. 3 
ARR 2014 nur unter bestimmten Voraussetzungen abgesehen werden 
dürfe; im BMI berücksichtigten aber neun Organisationseinheiten die 
Eigenleistung grundsätzlich nur teilweise oder gar nicht. Der RH wie-
derholte daher seine Empfehlung, auf Eigenleistungen der Förderwer-
ber bei der Vergabe von Förderungen Bedacht zu nehmen.

zur Einhaltung des Fördervertrags

Der RH entgegnete, dass das BMI bei einzelnen überprüften Förder-
fällen, bei denen auch nach Urgenzen und Aufforderungen der För-
dervertrag nicht eingehalten wurde, keine Sanktionen gesetzt hatte. 
Er blieb daher bei seiner Empfehlung. 

 16.1 Die Interne Revision führte erstmals im Jahr 2014 eine Querschnitts-
prüfung über die Förderabwicklung im BMI durch. Ziele der Prüfung 
waren die Auswahl, Prüfung und Beurteilung der im Prüfungszeit-
raum zu Lasten des Finanzierungsvoranschlags und der Mittelverwen-
dungs– und –aufbringungsgruppe Transferaufwand geleisteten Aus-
zahlungen im Zusammenhang mit der Gewährung von Förderungen 
aus Bundesmitteln. Die Interne Revision verfasste dazu zwei Berichte 
mit 24 Empfehlungen. 

Einbindung der  
Internen Revision
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Die Interne Revision bemängelte unter anderem eine Förderung an 
die Fachhochschule Wiener Neustadt, weil es sich dabei ihrer Ansicht 
nach um eine Förderung des BMI selbst durch das BMI handle.26 Die 
Interne Revision empfahl deshalb, die Förderung umfassend zu eva-
luieren. Laut Auskunft des BMI sind Verhandlungen zur Umstellung 
des Vertrags bereits aufgenommen worden. 

 16.2 Der RH anerkannte die durch die Interne Revision durchgeführte Quer-
schnittsprüfung. Er hielt jedoch kritisch fest, dass die Interne Revision 
erstmals im Jahr 2014 eine solche Prüfung vornahm. 

 17.1 Gemäß ARR 2004, ARR 2014 und dem Handbuch Förderwesen des BMI 
hatten die fördervergebenden Organisationseinheiten nach Abschluss 
der geförderten Leistung im Hinblick auf die Höhe und Eigenart der 
Förderung eine Evaluierung durchzuführen, ob und inwieweit der mit 
der Fördergewährung angestrebte Erfolg erreicht wurde. Das BMI ver-
fügte über keine einheitliche Vorgabe bezüglich der Höhe und Eigen-
art der zu evaluierenden Förderungen. 

Acht Organisationseinheiten gaben an, Evaluierungen durchzufüh-
ren. Auf Nachfrage des RH konnte das BMI jedoch nur ein Evaluie-
rungsergebnis vorlegen. Ziele dieser Evaluierung waren u.a. die Über-
prüfung des mit der Förderung erzielten Erfolgs sowie Feststellungen 
hinsichtlich der Angemessenheit der Förderhöhe und eines allfälligen 
Anpassungsbedarfs. Das Ergebnis der Evaluierung führte u.a. dazu, 
dass die betreffende Abteilung dem Fördernehmer im Folgejahr (2014) 
anstelle von rd. 812.000 EUR (2013) nur mehr rd. 450.000 EUR an För-
derungen zuerkannte.

 17.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI über keine einheitliche Vor-
gabe bezüglich der Höhe und Eigenart der zu evaluierenden Förde-
rungen verfügte und nur ein Evaluierungsergebnis vorlegen konnte.

Der RH empfahl, in die zu erstellenden Förderprogramme auch Rege-
lungen zur Auswahl und Durchführung von Evaluierungen von För-
derungen aufzunehmen.

 17.3 Das BMI verwies in seiner Stellungnahme u.a. auf die bestehende 
Sonderrichtlinie des BMI und des BMEIA zur Abwicklung des Asyl–, 
Migrations– und Integrationsfonds (AMIF) 2014 bis 2020 und zur 
Vergabe von Kofinanzierungsmitteln, in der sich entsprechende Aus-
führungen und Regelungen zur Evaluierung der Förderungen fänden.
26 Förderung zur Organisation, Durchführung und Betrieb der Studiengänge „Strate-

gisches Sicherheits–management“ und „Polizeiliche Führung“

Evaluierungen von 
Einzelprojekten
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 17.4 Der RH entgegnete dem BMI, dass sich die genannte Sonderrichtlinie 
auf das EU–Programm AMIF bezog. Wenn Bestimmungen dieser Son-
derrichtlinie auch für die Evaluierung nationaler Förderungen gelten 
sollen, wäre dies ressortintern verbindlich vorzugeben. Der RH blieb 
daher bei seiner Empfehlung, in die zu erstellenden Förderprogramme 
Regelungen zur Auswahl und Durchführung der Evaluierung von För-
derungen aufzunehmen.

 18 Bei den überprüften Förderungen aus nationalen Mitteln stellte der 
RH im Einzelnen folgende Mängel fest: 

Feststellungen zu 
den ausgewählten 
Förderfällen
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 Tabelle 8:  Mängelliste Förderungen aus Bundesmitteln

Fördernehmer geförderte Leistung Fördersumme  
in EUR Mängel

Kuratorium Sicheres 
Österreich

Sicherheitskampagne 420.111,10 fehlende Vergleichsangebote
Anerkennung von Rechnungen, die lt. Förder-
vertrag ausgenommen waren
Genehmigung von Folgeprojekten vor 
Überprüfung der vorhergehenden Projekte trotz 
Nichteinhaltung des Fördervertrags durch den 
Fördernehmer (keine fristgerechte Vorlage des 
zahlenmäßigen Nachweises)
keine Sanktionen durch das BMI
keine Evaluierung

Lauder Business School Ausbau/Umbau eines 
Kompetenzzentrums für 
Integration

1.500.000,00 Zusage der Förderung durch das BMF, bevor 
schriftliches Förderansuchen vorlag
Finanzierungsplan entsprach nicht den 
tatsächlichen Ist–Kosten
Charakter einer Förderung nicht eindeutig 
nachvollziehbar
keine Ziele und Zielerreichungskriterien
keine Evaluierung

Opferschutzhilfe Sicherheitsleistungen 535.000,00 kein schriftliches Förderansuchen 
fehlende Vergleichsangebote

ORF Fernsehprogramm 
Service GmbH 

Vermittlung von 
Deutschkenntnissen

50.047,17 Abweichung zum Musterfördervertrag (Datum 
des Förderansuchens fehlte)
fehlende Vergleichsangebote
Anerkennung von Rechnungen, die vor 
Einlangen des Förderansuchens entstanden sind
Nichteinhaltung des Fördervertrags durch den 
Fördernehmer (kein Hinweis im Abspann, der 
das BMI als Fördergeber kennzeichnete), keine 
Sanktionen durch das BMI
keine Evaluierung

Österreichischer 
Berufsfeuerwehrverband

u.a. grenzüberschreitende 
Übungen und Katastrophenhilfe, 
Wissensplattform

126.000,00 Abweichung von den Vorgaben des Handbuchs 
des BMI hinsichtlich der Einholung von 
Vergleichsangeboten (im Vertrag erst ab 
2.500 EUR; lt. Vorgaben des Handbuchs ab 
400 EUR)
Förderung entsprach nicht den Vorgaben 
des § 16 ARR 2004 (der Verband erzielte 
Überschüsse)

Verein Fair und Sensibel Organisation von Beratungs– 
und Lehrveranstaltungen

111.330,00 fehlende Vergleichsangebote 
Vertrag entsprach nicht dem Votum im ELAK
Abweichung zum Musterfördervertrag 
(Berichts– und Mitteilungspflichten fehlten)
verspätete Vorschreibung an das Referat 
Budgetangelegenheiten
Mittelbindung war zu hoch und entsprach nicht 
Fördervertrag

Verein Menschen.Leben Betreuung von minderjährigen 
Fremden

336.000,00 fehlende Vergleichsangebote
keine Eigenmittel

Verein Transparency 
International

Abdeckung der Kosten für 
z.B. Informationsmaterial und 
Jahresbericht

3.000,00 fehlende Vergleichsangebote
keine Vorschreibung an das Referat 
Budgetangelegenheiten
mangelnde Dokumentation im ELAK

Quellen: BMI; RH 
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 19 Aufgrund ihrer grundsätzlichen Bedeutung für die Fördervergabe im 
BMI stellte der RH die folgenden drei Förderfälle beispielhaft dar:

 20.1 Das BMI gewährte dem Kuratorium Sicheres Österreich aufgrund des 
Projektantrags vom 12. Jänner 2011 mit 22. Mai 2011 eine Förde-
rung in Höhe von 450.000 EUR. Ziel der Förderung war die teilweise 
Abdeckung der Kosten, die im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Sicherheitskampagne „Das mach ich sicher 2010 und 2011“ ent-
standen waren. Ausgaben repräsentativer Natur waren lt. Förderver-
trag von dieser Förderung ausgeschlossen. Nach Belegprüfung aner-
kannte das BMI Rechnungen in Höhe von rd. 420.000 EUR. Insgesamt 
gewährte das BMI dem Kuratorium Sicheres Österreich für die Sicher-
heitskampagne „Das mach ich sicher“ der Jahre 2010 bis 2014 sowie 
einer Cyber Security Initiative rd. 2,60 Mio. EUR an Förderungen. 

Nach den Förderverträgen zu den Förderungen „Das mach ich 
sicher 2010 und 2011“ war durch den Fördernehmer über die Durch-
führung des Vorhabens unter Vorlage eines zahlenmäßigen Nachweises 
(unter Beifügung von Originalbelegen) dem BMI bis spätestens zum 
31. Dezember des jeweiligen Jahres zu berichten. Der Fördernehmer, 
das Kuratorium Sicheres Österreich, kam dieser Verpflichtung nicht 
nach. Das BMI urgierte und dokumentierte mehrfach in den Förderak-
ten die Nichteinhaltung des Fördervertrags durch den Fördernehmer. 
Der Fördervertrag sah keine Folgen für die Nichteinhaltung der frist-
gerechten Vorlage des zahlenmäßigen Nachweises vor. Trotz des noch 
fehlenden zahlenmäßigen Nachweises und der daher noch nicht ord-
nungsgemäß abgeschlossenen Überprüfung des Förderprojekts, geneh-
migte das BMI bereits weitere Förderprojekte für die Folgejahre.

Weiters anerkannte das BMI Rechnungen über Ausgaben, zu denen 
der Fördernehmer keine Vergleichsangebote vorlegen konnte bzw. die 
lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlossen waren. Das BMI 
anerkannte entgegen der vertraglichen Übereinkunft auch Rechnungen 
repräsentativer Natur, wie z.B. Essen und alkoholische Getränke. Trotz 
der Fördersumme von rd. 420.000 EUR waren keine Indikatoren fest-
gelegt, die eine Evaluierung der Wirkung der Förderung ermöglicht 
hätten. 

 20.2 (1) Der RH kritisierte, dass das BMI trotz regelmäßiger Verstöße des 
Fördernehmers gegen den Fördervertrag keine Sanktionen vereinbart 
hatte bzw. setzte. Vielmehr gewährte das BMI bereits eine Förderung 
für Folgeprojekte trotz noch ausstehender Unterlagen für den ord-
nungsgemäßen Abschluss einer vorangegangenen Förderung. 

Kuratorium Sicheres 
Österreich
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Der RH empfahl, keine Förderungen zu genehmigen, wenn durch 
Umstände, die der Fördernehmer zu vertreten hat, eine Überprüfung 
des vorhergehenden Projekts noch nicht abschließend möglich ist.

(2) Der RH hielt weiters kritisch fest, dass das BMI Rechnungen über 
Ausgaben anerkannte, für die keine Vergleichsangebote vorlagen bzw. 
die lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlossen waren. 

Der RH empfahl, die Einhaltung der ARR 2014 im Hinblick auf das 
Vorliegen von Vergleichsangeboten sicherzustellen. Weiters empfahl 
er, keine Ausgaben anzuerkennen, die lt. Fördervertrag von einer För-
derung ausgeschlossen waren.

(3) Der RH kritisierte erneut das Fehlen von Förderprogrammen und 
darauf basierenden Evaluierungen (TZ 17).

 20.3 Die Empfehlung, keine Förderungen zu genehmigen, wenn durch 
Umstände, die der Fördernehmer zu vertreten hat, eine Überprüfung 
des vorhergehenden Projekts noch nicht abschließend möglich ist, nahm 
das BMI zur Kenntnis. 

Ebenso nahm das BMI die Empfehlung, keine Ausgaben anzuerken-
nen, die lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlossen sind, 
zur Kenntnis. 

 21.1 (1) Die Lauder Business School suchte für den Ausbau/Umbau eines 
Kompetenzzentrums für Integration, Kultur– und Bildungsmobilität 
beim BMF um finanzielle Unterstützung an. Das BMF verwies die 
Angelegenheit an das BMI und stellte dem BMI die Gelder für die 
Förderung zur Verfügung. Das BMI sollte die Abwicklung der Förde-
rung übernehmen, weil diese unter dem Titel  der „Integration“ gese-
hen werden sollte. Als das BMF die Förderung zusicherte, lag weder 
ein schriftlicher Projektantrag seitens der Lauder Business School noch 
ein Finanzierungsplan vor. 

Nach Genehmigung des Antrags erhielt die Lauder Business School in 
zwei Raten insgesamt 1,5 Mio. EUR.

(2) Ursprünglich gab die Lauder Business School einen Finanzierungs-
bedarf von 3,2 Mio. EUR an, im Mai 2012 teilte sie dem BMI mit, dass 
sie ein Haus erwerben werde und einen Finanzierungsbedarf in Höhe 
von 7,2 Mio. EUR habe. 

Lauder Business 
School
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Das BMI überarbeitete in der Folge das vorgelegte Konzept gemein-
sam mit der Lauder Business School. Dem Fördervertrag lag ein Kon-
zept zugrunde, wonach mit der Förderung ein Kompetenzzentrum für 
Integration, Kultur– und Bildungsmobilität errichtet werden solle. Der 
Bildungsschwerpunkt lag demnach auf der Vermittlung der deutschen 
Sprache als erforderliche Grundfertigkeit und gleichzeitige Vorausset-
zung für alle weiteren Integrationsschritte. Als konkrete Maßnahmen 
sollten die nach dem Vorbild der im Integrationsbericht des dama-
ligen Staatssekretariats für Integration genannten Bildungsmaßnahmen 
„Deutsch für Niedergelassene“ angeboten werden.

Auch der ursprüngliche Finanzierungsplan vom 10. Juli 2012 der Lau-
der Business School war zu überarbeiten, weil dieser die Gesamtpro-
jektkosten mit 8,1 Mio. EUR bezifferte und die Lauder Business School 
angab, 5,1 Mio. EUR davon mit Eigenmitteln zu finanzieren. Das BMI 
teilte der Lauder Business School diesbezüglich mit, dass die Durchfüh-
rung der Leistung unter Berücksichtigung der Förderung aus Bundes-
mitteln gemäß § 16 ARR 2004 finanziell gesichert erscheinen müsse. 
Der Finanzierungsplan müsse Angaben beinhalten, die eine Ausfi-
nanzierung klar ersichtlich machen. Der dem Fördervertrag zugrunde 
gelegte Finanzierungsplan bezifferte sodann die Gesamtkosten mit 
3,1 Mio. EUR, wobei 1,5 Mio. EUR durch das BMI und 1,6 Mio. EUR 
durch die Ronald S. Lauder Foundation finanziert werden sollten. Die 
im ursprünglichen Finanzierungsplan vom 10. Juli 2012 angegebenen 
Eigenmittel von 5,1 Mio. EUR schienen nicht mehr auf. 

Das BMI bot in weiterer Folge der Lauder Business School an, die 
Laufzeit von August 2012 (was nach dem Einlangen des schriftlichen 
Förderantrags gewesen sei) bis Ende März 2013 auf eine Laufzeit ab 
Jänner 2012 zu erweitern, weil dies eine Einrechnung von Kosten seit 
Jänner 2012 ermögliche und aufgrund der bereits zu diesem Zeitpunkt 
ergangenen Zusage ebenso möglich sei. Die Laufzeit des Projekts setzte 
das BMI sodann mit Jänner 2012 bis Ende März 2013 fest. 

Die Auszahlung der 1. Rate der Förderung i.H.v. 750.000 EUR erfolgte 
binnen sechs Wochen nach Unterfertigung des Fördervertrags. Die Aus-
zahlung der 2. Rate sollte nach Vorlage des Schlussberichts und der 
Schlussabrechnung ab März 2013 erfolgen. Das BMI suchte im Jahr 
2012 für die 2. Rate um Erhöhung der Vorbelastungsgrenze für das 
Jahr 2013 beim BMF an. 

Im Jänner 2013 fand in der Lauder Business School ein Gesprächster-
min zwischen dem BMI und Vertretern der Lauder Business School 
statt, bei dem der Kaufvertrag vorgelegt, Kopien der Zahlungsnach-
weise übergeben und die angekauften Räumlichkeiten vor Ort besich-
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tigt wurden. Laut Abrechnung wandte die Lauder Business School ins-
gesamt 7,3 Mio. EUR auf. Das BMI gab die 2. Rate i.H.v. 750.000 EUR 
im Februar 2013 zur Anweisung frei und wickelte somit die Förde-
rung vollständig ab, bevor die Zuständigkeit für Integration an das 
BMEIA überging. 

(3) Das BMI wertete den Besichtigungstermin zusammen mit dem Kauf-
vertrag als ausreichende inhaltliche Dokumentation des Projekterfolgs 
und bestätigte die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel. 

Weitere Schritte nach der Auszahlung, wie etwa die Überprüfung, ob 
die Lauder Business School ein Kompetenzzentrum für Integration, 
Kultur– und Bildungsmobilität eingerichtet hatte und dort Deutsch-
kurse anbot, setzte das BMI nicht.

Das BMI förderte den Kauf eines Gebäudes durch die Lauder Busi-
ness School unter dem Titel der „Integration“. Das BMI begründete 
dies damit, dass die Förderziele des Staatssekretariats für Integration 
grundsätzlich dem Nationalen Aktionsplan für Integration entspra-
chen, welcher die Integrationsstrategie der österreichischen Bundesre-
gierung darstellte. Die Etablierung eines interkulturellen Bildungszen-
trums, an dem auch Sprache vermittelt werden sollte, entsprach aus 
Sicht des BMI durchaus den Zielen des Nationalen Aktionsplans für 
Integration und dessen Handlungsfeldern (v.a. „Sprache & Bildung“ 
sowie „Interkultureller Dialog“).

 21.2 Der RH kritisierte, dass das — hiefür nicht zuständige — BMF entgegen 
den Vorgaben der ARR 2004 noch vor dem Vorliegen eines schrift-
lichen Förderansuchens bzw. einer Prüfung des Projekts eine Förde-
rung zusagte. Er kritisierte weiters, dass es sich in diesem Fall um eine 
rückwirkende Förderung handelte, was nach den ARR 2004 ebenfalls 
nicht zulässig war.

Für den RH war nicht nachvollziehbar, warum die Gesamtprojektkosten 
von 8,1 Mio. EUR im ursprünglich eingereichten Finanzierungsplan 
auf 3,1 Mio. EUR in jenem Finanzierungsplan, der dem Fördervertrag 
zugrunde lag, reduziert worden waren, obwohl sich weder Projektin-
halt noch Finanzierungsbedarf geändert hatten. 

Der RH hielt außerdem kritisch fest, dass das BMI die 2. Rate der För-
derung bereits im Februar 2013 zur Anweisung freigab und nicht erst 
ab März 2013, obwohl dies vertraglich vereinbart war. 
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Der RH kritisierte, dass das BMI den Ankauf eines Gebäudes für uni-
versitäre Zwecke als ausreichenden Nachweis für die widmungsge-
mäße Verwendung der Fördergelder im Hinblick auf die Zielsetzung 
„Integration“ erachtete.

Der RH empfahl zu evaluieren, ob und inwieweit die Lauder Busi-
ness School dem vereinbarten Förderzweck der Integration nachge-
kommen war. 

 21.3 Das BMI führte dazu aus, dass die Integrationsagenden 2014 im Zuge 
einer BMG–Novelle zum BMEIA transferiert worden seien. Demzufolge 
wäre mit dieser Frage an das BMEIA heranzutreten.

 21.4 Der RH entgegnete, dass die Förderung an die Lauder Business School 
vom BMI vergeben und abgeschlossen wurde. Dementsprechend obliegt 
es dem BMI zu evaluieren, ob und inwieweit der Förderzweck verwirk-
licht wurde.

 22.1 Im Jahre 2008 sicherte der damalige Bundeskanzler, Dr. Alfred Gusen-
bauer, den Opfern eines Verbrechens eine unbürokratische und finan-
zielle Hilfe zu. Diese erfolgte im Rahmen einer Förderung zur Opfer-
schutzhilfe zur Hälfte durch das Land Niederösterreich und zu jeweils 
25 % durch das BMI und das BMASK. Der Förderanteil, den das BMI 
für Sicherheitsleistungen zur Verfügung stellte, betrug 535.000 EUR. 
Das BMI unterfertigte den Fördervertrag im Februar 2011 und der För-
dernehmer im Mai 2011. 

Laut BMI stellte das Mittel der Förderung in diesem Fall die optimale 
Form dar, die es aus haushaltsrechtlicher Sicht im Einvernehmen mit 
dem BMF festgelegt hatte. 

Laut ARR 2004 durften jedoch nur jene Kosten gefördert werden, die 

–   nach Einlangen eines schriftlichen Förderansuchens entstanden, 
und zwar nur dann, 

–  wenn der Fördernehmer für die geförderten Ausgaben Vergleichs-
angebote eingeholt hatte bzw. dokumentiert war, warum dies unter-
blieb. 

Beide Voraussetzungen lagen weder bei der Gewährung noch bei der 
Abrechnung der Förderung vor.

Opferschutzhilfe
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 22.2 Der RH hielt fest, dass das BMI mit der Gewährung der Förderung nicht 
den Vorgaben der ARR 2004 entsprach. 

Er empfahl, Förderprojekte, die nicht den Vorgaben der ARR entspre-
chen, nicht zu fördern.

 22.3 Laut Stellungnahme des BMI habe im konkreten Fall die Förderung 
die optimale und aus haushaltsrechtlicher Sicht im Einvernehmen mit 
dem BMF festgelegte Form der finanziellen Unterstützung dargestellt. 

 22.4 Der RH anerkannte die besonderen Umstände, die im Rahmen der 
Opferschutzhilfe zu dieser Förderung führten. Allerdings wollte er seine 
Empfehlung auch grundsätzlich verstanden wissen, wonach Förder-
projekte, die nicht den Vorgaben der ARR entsprechen, von einer För-
derung auszunehmen wären.

 23.1 (1) Der RH betrachtete nur jene EU–Finanzierungsprogramme, bei 
denen das BMI die Mittel verwaltete und bei denen eine Kofinanzie-
rung aus Bundesmitteln erfolgte. Es handelte sich dabei um EU–Förder-
programme mit interner Ausrichtung, die in sog. geteilter Verwaltung 
vollzogen wurden. Die EU erließ die Basisrechtsakte, die Mitgliedstaa-
ten waren für die zweckentsprechende Verwendung der zugewiesenen 
Mittel verantwortlich. Auf europarechtlicher Ebene bestanden genaue 
Vorgaben in Form von Programmen, Zielen und Durchführungsbe-
stimmungen. Das BMI, das in der Regel Fördergeber war, erstellte das 
Arbeitsprogramm, wählte die Projekte aus und verwaltete die Mittel.27 

(2) Finanzrahmen 2007 bis 2013

Die EU förderte im Finanzrahmen 2007 bis 2013 mit dem Programm 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme (SOLID)“ Maßnah-
men in den Bereichen Integration, Grenzschutz, Flüchtlingshilfe und 
Rückkehrförderung in allen Mitgliedstaaten. 

27 Auf Initiative der Kommission konnten je nach Fonds bis zu 6 %, 4 % oder 7 % der 
verfügbaren Fondsmittel zur Finanzierung von grenzüberschreitenden Maßnahmen 
oder von Maßnahmen im Interesse der gesamten Gemeinschaft, sog. „Gemeinschafts-
maßnahmen“. Diese Fondsmittel wurden direkt von der Kommission verwaltet.

EU–Finanzierungs-
programme

EU–Förderungen mit nationaler Kofinanzierung
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Das Programm bestand aus vier Fonds, die jeweils einem Politikbe-
reich entsprachen:

–   Außengrenzenfonds (AGF): Die geplanten Maßnahmen wurden von 
öffentlicher Seite durchgeführt, d.h. es erfolgten keine Projektauf-
rufe und keine Vergabe von Förderungen an Dritte.28

–  Europäischer Rückkehrfonds (RET)

–   Europäischer Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
– „Integrationsfonds“ (EIF)

–  Europäischer Flüchtlingsfonds (EFF)

Das BMI verwaltete den Außengrenzenfonds, den Europäischen Rück-
kehrfonds, den Europäischen Flüchtlingsfonds und bis 28. Februar 2014 
den Europäischen Integrationsfonds. Mit 1. März 2014 wechselte diese 
Zuständigkeit in das BMEIA. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Mittel, die die EU Österreich wäh-
rend der gesamten Laufzeit der vier Fonds zugewiesen hatte:

 (3) Finanzrahmen 2014 bis 2020

Mit Auslaufen des EU–Finanzrahmens 2007 bis 2013 liefen auch die 
Rechtsgrundlagen aller EU–Förderprogramme aus.29 Im EU–Finanz-
rahmen 2014 bis 2020 wurden die Förderprogramme im Bereich Inne-
res völlig neu strukturiert und von vier auf zwei Förderprogramme 
reduziert:

28 Aus diesem Grund überprüfte der RH die Förderungen auf Basis dieses Fonds nicht.
29 Die Umsetzung der Projekte der jeweiligen Jahresprogramme konnte in einem Zeitrah-

men von zweieinhalb Jahren erfolgen, sodass einige Projekte des Jahresprogramms 2013 
Laufzeiten bis zum 30. Juni 2015 aufwiesen. 

Tabelle 9: Übersicht der Mittelzuweisungen aus den Fonds (Programm SOLID)
2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Summe

in Mio. EUR

Außengrenzenfonds 1,917 1,242 1,286 1,754 2,244 2,408 3,026 13,876

Rückkehrfonds – 1,817 1,748 1,970 2,252 3,170 3,819 14,776

Integrationsfonds 1,560 1,597 1,710 1,736 1,993 2,572 3,194 14,361

Flüchtlingsfonds – 4,665 4,872 4,902 4,831 4,543 4,729 28,543

Summe 3,477 9,322 9,616 10,361 11,319 12,693 14,767 71,555

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMI; RH 
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Asyl–, Migrations– und Integrationsfonds (AMIF): Dieser ersetzte den 
Europäischen Flüchtlingsfonds, den Europäischen Fonds für die Inte-
gration von Drittstaatsangehörigen und den Europäischen Rückkehr-
fonds.

–  Fonds für innere Sicherheit (ISF), bestehend aus

–   ISF–Polizei (anstelle von Kriminalprävention und Kriminalitätsbe-
kämpfung (ISEC) sowie Prävention, Abwehrbereitschaft und Fol-
genbewältigung im Zusammenhang mit Terrorakten und anderen 
Sicherheitsrisiken (CIPS)) und

–  ISF–Grenzen/Visa (anstelle des Außengrenzenfonds)

Die Errichtung dieser Fonds erfolgte jeweils mit Verordnung des Euro-
päischen Parlaments und des Europäischen Rats rückwirkend mit 
1. Jänner 2014. Die Verwaltung der zugewiesenen Mittel oblag dem 
BMI. 

Im Bereich des AMIF war, wie bei den drei Vorgängerfonds (Europä-
ischer Rückkehrfonds, Europäischer Integrationsfonds und Europä-
ischer Flüchtlingsfonds), die Förderung von Projekten Dritter mittels 
öffentlicher Projektaufrufe vorgesehen. Der Bereich des ISF bezog sich 
ausschließlich auf die Förderung von Behördenprojekten, sodass keine 
öffentlichen Projektaufrufe durchzuführen waren. 

(4) Bis zum Ende der gegenständlichen Gebarungsüberprüfung waren 
noch keine Förderungen aus Mitteln des AMIF vergeben. Für die Ver-
gabe von EU–Förderungen durch das BMI waren somit nach wie vor 
ausschließlich jene drei SOLID–Fonds im Finanzrahmen 2007 bis 2013 
relevant, auf deren Basis das BMI Förderungen an Dritte vergeben 
hatte (der Europäische Rückkehrfonds, der Europäische Integrations-
fonds und der Europäische Flüchtlingsfonds).

(5) Maßnahmen bzw. Projekte Dritter, die im Rahmen der drei SOLID–
Fonds des Finanzrahmens 2007 bis 2013 Förderungen erhielten, sollten 
bei einer Fortsetzung in den Folgejahren über den AMIF abgewickelt 
werden. Bei der Umsetzung des AMIF kam es auf europäischer und 
nationaler Ebene zu Verzögerungen. Im nationalen Bereich resultierten 
diese aus dem Abstimmungsbedarf zwischen dem BMI, dem BMF und 
dem BMEIA bei der Erstellung der erforderlichen Sonderrichtlinie. Dies 
führte dazu, dass die Laufzeiten einzelner Projekte auf Basis des Jah-
resprogramms 2013 der SOLID–Fonds bis zum 30. Juni 2015 verlän-
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gert wurden, um eine Unterbrechung der Maßnahmen zu vermeiden.30 
In diesem Zeitraum wurden diese mangels verfügbarer EU–Finanzmit-
tel nahezu ausschließlich aus Bundesmitteln finanziert.31

Für den Zeitraum 1. Jänner 2015 bis 30. Juni 2015 waren für den Euro-
päischen Rückkehrfonds insgesamt rd. 1,151 Mio. EUR und für den 
Europäischen Flüchtlingsfonds rd. 1,452 Mio. EUR an Bundesmitteln 
für die Fortsetzung mehrerer Projekte erforderlich.

 23.2 Der RH hielt kritisch fest, dass der Abstimmungsbedarf zwischen den 
involvierten Bundesministerien (BMI, dem BMF und dem BMEIA) im 
Zuge der Erlassung der Sonderrichtlinien für das Förderprogramm 
AMIF zu Verzögerungen bei dessen Umsetzung führte. Dadurch konn-
ten für jene Projekte, deren Fortsetzung über den AMIF finanziert wer-
den sollte, keine EU–Mittel in Anspruch genommen werden. Dieser 
Anteil musste durch nationale Mittel substituiert werden (insgesamt 
rd. 2,7 Mio. EUR). 

Der RH empfahl daher, im Zusammenhang mit den EU–Förderpro-
grammen künftig die erforderlichen Rahmenbestimmungen zeitge-
recht zu erlassen. 

 23.3 Laut Stellungnahme des BMI sei die Undurchführbarkeit der Imple-
mentierung von Projekten im Rahmen des AMIF ab 1. Jänner 2015 bis 
30. Juni 2015 die Folge diverser Verzögerungen auf europäischer wie 
nationaler Ebene gewesen. So seien u.a. wesentliche Durchführungs-
akte der Europäischen Kommission erst im Sommer 2014 erlassen wor-
den, sodass das österreichische AMIF Mehrjahresprogramm erst im 
August 2014 übermittelt werden konnte. Eine Genehmigung desselben 
sei im März 2015 erfolgt und damit sei Österreich europaweit bei jenen 
wenigen Mitgliedstaaten gewesen, denen eine so frühzeitige Genehmi-
gung des AMIF–Förderprogramms durch die Europäische Kommission 
gelungen sei. 

Auch hätten die Verzögerungen bei der Implementierung des AMIF 
sämtliche Mitgliedstaaten der EU betroffen. In Bezugnahme auf die 
nationale Ebene habe zudem die neu erlassene ARR 2014 des BMF eine 
mit diesem abgestimmte Sonderrichtlinie (SRL) verlangt, ohne die eine 
Förderung nicht gewährt werden konnte. Der Prozess zur Erlassung der 
Sonderrichtlinie (als erste Sonderrichtlinie des BMI) habe jedoch auf-
grund der überaus guten Zusammenarbeit zwischen allen beteiligten 

30 zum Beispiel Projekte betreffend Rückkehrvorbereitung in Schubhaftzentren Vordern-
berg, Salzburg und Wien

31 Die Verlängerungen von zwei Projekten der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM) finanzierte diese selbst aus Eigenmitteln.
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Ministerien — in erster Linie mit dem BMF, aber auch mit der Wir-
kungscontrollingstelle im BKA und dem BMEIA — relativ zügig abge-
schlossen werden können. Die Sonderrichtlinie sei am 2. März 2015 
in Kraft getreten.

 23.4 Der RH hatte bereits darauf hingewiesen, dass es bei der Umsetzung 
des AMIF auf europäischer und nationaler Ebene zu Verzögerungen 
kam. Da aber auch Verzögerungen im nationalen Bereich zu verzeich-
nen waren, hielt der RH seine Empfehlung aufrecht, künftig die erfor-
derlichen Rahmenbestimmungen zeitgerecht zu erlassen. 

 24.1 (1) Die Maßnahmen zur Zielerreichung der Fonds erfolgten auf Basis 
von Mehrjahres– und Jahresprogrammen der Mitgliedstaaten. Diese 
waren für die zweckentsprechende Verwendung der zugewiesenen 
Fondsmittel verantwortlich.

Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Überblick über die wesent-
lichen Schritte bei der Umsetzung der Fonds auf Ebene des BMI:

(2) Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet, durch entsprechende Ver-
waltungs– und Kontrollsysteme (VKS) sowie durch Prüfungen zu 
gewährleisten, dass EU–Finanzmittel ordnungsgemäß und wirksam 
verwendet werden. Aufgrund der EU–Vorgaben mussten in Österreich 
für die Verwaltung der Fonds unterschiedliche und voneinander unab-
hängige Stellen mit den drei Aufgaben 

– der operativen Durchführung, 

– der Ausgabenbescheinigung und 

– der Prüfung 

Abwicklungsprozess

Tabelle 10: Abwicklungsprozess bei der Verwaltung der  
drei SOLID–Fonds

Mehrjahresprogramm

Jahresprogramm

Projektaufruf auf der Website des BMI auf Basis des Jahresprogramms mit 
Einreichfrist

Bewertung der Projektvorschläge und Auswahl der geförderten Projekte

Abschluss von Förderverträgen (EU–Förderung und Kofinanzierung)

Durchführung der Projekte durch Projektträger

Durchführungs– und Abrechnungskontrolle

Quellen: BMI; RH
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betraut werden. Die Mitgliedstaaten hatten folgende Behörden zu 
benennen (sog. designierte Behörden32):

–   Zuständige Behörde: zentrale Abwicklungsstelle für die von der 
EU zugewiesenen Mittel; sie erstellte die geforderten Mehrjahres-
programme und Jahresprogramme, führte Projektaufruf und Pro-
jektauswahl durch, überwachte die Projektumsetzung, erstellte die 
Berichte an die Kommission und fungierte als einziger Ansprech-
partner der Kommission;

–   Bescheinigungsbehörde: Sie hatte die Ausgabenerklärungen und 
Zahlungsanträge vor ihrer Übermittlung an die Europäische Kom-
mission zu bescheinigen;

–   Prüfbehörde: Sie hatte das effiziente Funktionieren des Verwal-
tungs– und Kontrollsystems zu überprüfen und führte dazu interne 
Systemprüfungen und nachprüfende Stichprobenprüfungen durch;

–   Beauftragte Behörde: Ihr übertrug die Zuständige Behörde Aufga-
ben – unter Beibehaltung ihrer Verantwortung.

(3) Im BMI waren eine Bescheinigungsbehörde und eine Prüfbehörde 
für jeweils alle vier Fonds33, eine Zuständige Behörde für zwei Fonds 
(Europäischer Flüchtlingsfonds und Europäischer Rückkehrfonds), und 
eine Zuständige Behörde für den Außengrenzenfonds eingerichtet. Im 
BMEIA wurde nach dem Wechsel der Zuständigkeit für den Bereich 
Integration eine Zuständige Behörde für den Europäischen Integrati-
onsfonds geschaffen. Somit waren im BMI vier Organisationseinheiten 
und im BMEIA eine Organisationseinheit mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben der Fondsverwaltung betraut. 

Mit der Vergabe von Förderungen an Dritte war im BMI nur ein Refe-
rat (Ref. III/5/a) als Zuständige Behörde befasst, und zwar jene für den 
Europäischen Flüchtlingsfonds und den Europäischen Rückkehrfonds, 
weil im Rahmen des Außengrenzenfonds nur Behördenprojekte geför-
dert und keine Förderungen an Dritte vergeben wurden. 

(4) Mangels ausreichender Ressourcen zur Erfüllung aller Aufgaben der 
Fondsverwaltung beauftragten die Zuständigen Behörden den Österrei-
chischen Integrationsfonds – Fonds zur Integration von Flüchtlingen 

32 Abweichend vom österreichischen Rechtsbegriff stand der Begriff „Behörde“ in diesem 
Zusammenhang für die mit Abwicklungsaufgaben der Fonds betrauten Dienststellen.

33 Mit Zustimmung des Bundesministers für Europa, Integration und Äußeres nahm die 
Prüfstelle auch die Aufgaben als Prüfbehörde für den Europäischen Fonds für die Inte-
gration von Drittstaatsangehörigen im Wirkungsbereich des BMEIA wahr. 
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und MigrantInnen (ÖIF)34 zur Unterstützung, insbesondere während 
des gesamten Auswahlverfahrens, bei etwaigen Projektadaptierungen 
durch Projektträger, Auszahlung der EU–Mittel, inhaltlicher und finan-
zieller Überwachung der ausgewählten Projektvorschläge, Kommuni-
kation mit den Projektträgern und der abschließenden Abrechnungs-
kontrolle. Die Leistungen des ÖIF finanzierte das BMI aus Mitteln des 
Fonds, der sogenannten Technischen Hilfe. 

Für den Europäischen Rückkehrfonds war auch das BMJ mit der inhalt-
lichen Abwicklung der in ihre Zuständigkeit fallenden Maßnahmen 
beauftragt.35 

(5) Für sämtliche wesentlichen Prozessschritte existierten Musterformu-
lare, insbesondere für Projekteinreichungen, Zwischen– und Schlussbe-
richte, Abrechnungen durch die Fördernehmer bzw. Endbegünstigten, 
die auf der Homepage des BMI downloadbar oder den Förderverträ-
gen angeschlossen waren. Weiters stellte das BMI den Projektwer-
bern Leitfäden für die Einreichung und Abrechnung von Projekten 
zur Verfügung. 

(6) Die Projektaufrufe zu den einzelnen Jahresprogrammen veröffent-
lichte das BMI auf seiner Website. Weiters führte das BMI für Projekt-
interessierte Informationsveranstaltungen zu den jeweiligen Jahres-
programmen durch, die ebenfalls auf der Website des BMI angekündigt 
wurden.

 24.2 (1) Der RH hielt positiv fest, dass das BMI im Bereich der EU–Förde-
rungen die Vergabe von Förderungen in einem Referat konzentriert 
hatte. Dadurch konnte eine einheitliche Vorgangsweise gesichert wer-
den. 

(2) Der RH hielt fest, dass durch geeignete Informations– und Publi-
zitätsmaßnahmen gewährleistet war, dass sich sämtliche Interessierte 
Kenntnis über die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Förderungen 
aus Fondsmitteln verschaffen konnten. Weiters war durch die Zurver-
fügungstellung von Musterformularen eine standardisierte Abwick-
lung vom Ansuchen bis zur Abrechnung der Projekte sämtlicher Pro-
jektträger gewährleistet.

34 Der RH überprüfte den ÖIF zuletzt im Jahr 2013; veröffentlicht in Reihe Bund 2015/8
35 Die Maßnahmen zur freiwilligen Rückkehr im Zusammenhang mit dem Haftentla-

stungspaket gemäß § 133a Strafvollzugsgesetz (StVG) wurden aufgrund der inner-
staatlichen Zuständigkeit des BMJ von diesem federführend als Beauftragte Behörde 
durchgeführt. Jahresprogramm RET 2012

III-322 der Beilagen XXV. GP - Bericht - Hauptdokument gesamt (elektr. übermittelte Version)66 von 184

Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.
www.parlament.gv.at



Förderungen des BMI

BMI

Bund 2016/22 65

EU–Förderungen mit nationaler  
Kofinanzierung

 25.1 (1) Die Kontrolle von Projekten aus EU–Fördermitteln war u.a. durch 
die ARR sowie durch EU–Basisrechtsakte (siehe Anhang) vorgege-
ben. Weiters erließ die Europäische Kommission Durchführungsbe-
stimmungen, welche Regelungen zu den Verwaltungs– und Kontroll-
systemen in den Mitgliedstaaten enthielten. Die Kontrolle durch das 
BMI erfolgte einerseits durch die für die Förderung Zuständige Behörde 
wie auch durch eine eigens geschaffene Prüfbehörde36. 

Laut der für den Europäischen Flüchtlingsfonds und Europäischen 
Rückkehrfonds Zuständigen Behörde37 setzte diese insbesondere nach 
Vorgaben der Europäischen Kommission38 und der ARR u.a. folgende 
Kontrollmaßnahmen: 

–   vor Gewährung: Überprüfung der Einreichunterlagen; Auswahlent-
scheidung anhand von Bewertungskriterien 

–   während der Projektdurchführung: vertraglich verpflichtende Vor-
lagen von Zwischenberichten inklusive Zwischenabrechnung; Vor–
Ort–Kontrollen 

–   nach Projektende: vertraglich verpflichtende Vorlage eines Endbe-
richts und einer Endabrechnung; grundsätzlich 100 % Belegkon-
trolle 

Weiters führten die Zuständigen Behörden — gemäß der Vorgabe der 
Europäischen Kommission — detaillierte Zwischen– und Endevaluie-
rungen durch. Hierzu vergab das BMI, auf Empfehlung der Europä-
ischen Kommission, die Durchführung der Evaluierungen an externe 
Unternehmen. 

(2) Zur Finanzkontrolle im Bereich von EU–Fonds richtete das BMI 
im Jahr 2007 eine Prüfstelle für EU–Fonds ein und gliederte diese im 
Jahr 2013 als Referat in die Abteilung der Internen Revision ein.39 
Zweck der Prüfstelle war gemäß Prüfordnung 2009 die Wahrneh-
mung der Aufgaben als Prüfbehörde für die im Wirkungsbereich des 
BMI umzusetzenden Finanzierungsinstrumente der EU, insbesondere 
für den Europäischen Außengrenzenfonds, den Europäischen Flücht-
36 IV/IR/a 
37 Referat III/5/a „Förderungen Asyl und Rückkehr“ als Zuständige Behörde für den Euro-

päischen Flüchtlingsfonds und den Europäischen Rückkehrfonds vormals Referat III/8/a 
Zuständige Behörde für Europäischen Flüchtlingsfonds und Europäischen Integrati-
onsfonds

38 Beschreibung der Verwaltungs– und Kontrollsysteme 
39 Der RH wies darauf hin, dass er bereits im Jahr 2003 festgestellt hatte, dass die Finanz-

kontrolle von EU–Mitteln keine typische Revisionsaufgabe darstellt (Reihe Bund 2003/2, 
TZ 13). 

Kontrolle von  
Projekten aus  
EU–Fördermitteln
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lingsfonds, den Europäischen Integrationsfonds40 und den Europä-
ischen Rückkehrfonds. 

Die Prüfbehörde hatte gemäß Prüfordnung 2009 einerseits die Effizi-
enz der Funktionsweise des Verwaltungs– und Kontrollsystems und 
andererseits die Maßnahmen anhand angemessener Stichproben der 
geltend gemachten Ausgaben zu prüfen. Die Prüfbehörde erstellte für 
jede Förderperiode eine Prüfstrategie wie auch einen darauf aufbau-
enden Prüfungsplan. Zur Auswahl der zu prüfenden Projekte führte 
die Prüfbehörde ein Stichprobenverfahren durch, wobei die Prüfbe-
hörde die in der Stichprobe enthaltenen Ausgaben grundsätzlich zu 
100 % prüfte. Zur Durchführung der Prüfungen verfügte die Prüfbe-
hörde über eigens erstellte Checklisten, die eine systematische, trans-
parente und nachvollziehbare Prüfung ermöglichten. 

 25.2 Der RH beurteilte die Checklisten der Prüfbehörde positiv, weil sie eine 
systematische, transparente und nachvollziehbare Prüfung von För-
derungen ermöglichten. Der RH empfahl, die Checklisten der Prüfbe-
hörde zu evaluieren und eine adaptierte Form für die Kontrolle von 
Förderungen aus Bundesmitteln einzusetzen (siehe TZ 14).

 25.3 Das BMI nahm die Empfehlung des RH zur Kenntnis. 

 26 Bei den überprüften Förderungen aus EU–Fördermitteln stellte der RH 
folgende Mängel fest:

40 Trotz der gemäß Bundesministeriengesetz–Novelle 2014 durchgeführten organisato-
rischen Änderung erfolgte die Kontrolle des Europäischen Integrationsfonds weiter-
hin durch die Prüfbehörde des BMI. 

Feststellungen aus 
den ausgewählten 
Förderfällen
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 27.1 Im Detail stellte der RH folgende Mängel fest:

(1) Dokumentation

In mehreren Fällen waren im ELAK Verständigungsschreiben abgelegt, 
die nicht den richtigen Projektträger betrafen. Es war nicht ersichtlich, 
ob das BMI dies berichtigte und die Zustellung des richtigen Doku-
ments an den korrekten Adressaten veranlasste.

Tabelle 11:  Mängelliste Förderungen aus EU–Fördermitteln
Förder nehmer Projekt Programm zugesagte  

Förder mittel  
lt. Vertrag  

gesamt 

davon 
ausbezahlte  

Raten 
nationaler 

Mittel

davon  
ausbezahlte  
Raten von  
EU–Mittel

Förderung 
abgerechnet 

Mängel

in EUR

Caritas der 
Erzdiözese  
Graz–Seckau

Rückkehrvorbe-
reitung im 
Schub haft-
zentrum 
Vordernberg

Rückkehrfonds
Jahres-
programm 2013

369.200 182.044 49.200 nein mangelnde bzw. fehler-
hafte Dokumentation 
im ELAK (nachträgliche 
Erfassung des Projektauf-
rufs; Verständigungs-
schreiben, die nicht den 
richtigen Projektträger 
betrafen)
Vertragsabschluss nach 
Projektlaufzeitbeginn

Internationale 
Organisation 
für Migration

Unterstützung 
der Freiwilligen 
Rückkehr und 
Reintegration 
von 
Rückkehrenden 
in die Russische 
Föderation, 
Republik 
Tschetschenien

Rückkehrfonds
Jahres-
programm 2013

1.303.909 435.396 243.000 nein mangelnde bzw. fehler-
hafte Dokumentation 
im ELAK (nachträgliche 
Erfassung des Projekt-
aufrufs; Verstän di-
gungsschreiben, die 
nicht den richtigen 
Projektträger betrafen)
Vertragsabschluss nach 
Projekt laufzeitbeginn

Verein 
Menschen-
rechte 
Österreich

Rückkehrvor-
bereitung in 
Schubhaft-
zentren Wien 
und Salzburg

Rückkehrfonds
Jahres-
programm 2013

719.522 400.345 73.800 nein mangelnde bzw. fehler-
hafte Dokumentation 
im ELAK (nachträgliche 
Erfassung des Projekt -
aufrufs; Verstän di-
gungsschreiben, die 
nicht den richtigen 
Projektträger betrafen)
Vertrags abschluss nach 
Projekt laufzeitbeginn

Verein 
Menschen-
rechte 
Österreich 

KIM – 
Kompetenz-
zentrum 
Integration 
Mödling

Flüchtlingfonds 
Jahres-
programm 2012

501.003 168.596 216.362 ja mangelnde 
Dokumentation im ELAK 
(fehlende Gründe für 
Erhöhung des Förder-
betrages, fehlende 
detaillierte Bewertung 
der ausge wählten 
Projekte, öffentlicher 
Projektaufruf nicht im 
ELAK abgelegt)
Vertrags abschluss nach 
Projekt laufzeitbeginn

Quellen: BMI; RH
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Den öffentlichen Projektaufruf zur Einreichung von Projektvorschlä-
gen zu den einzelnen Maßnahmenbereichen dokumentierte die Zustän-
dige Behörde nicht chronologisch, sondern erst nach dessen Veröffent-
lichung auf der Website des BMI im ELAK. Die einzelnen Dokumente, 
die auf der Website zum Projektaufruf veröffentlicht wurden, sowie 
die  E– Mail–Korrespondenz, die im Vorfeld der Veröffentlichung BMI–
intern geführt wurde, waren im ELAK abgelegt. Der Genehmigende 
und der Zeitpunkt der Genehmigung der Freigabe zur Veröffentlichung 
des Projektaufrufs waren durch die nachträgliche elektronische akten-
mäßige Erfassung in der Übersicht der Aktivitäten des ELAKs nicht 
ersichtlich. 

Nach Auswahl der Projektträger ergingen an sämtliche Projektwerber 
Verständigungsschreiben. Bei den ausgewählten Projektwerbern war 
die für die Auswahlentscheidung maßgebliche Bewertung in keinem 
der bezughabenden Aktenstücke angeführt. Lediglich bei den abge-
wiesenen Projektwerbern waren in den Verständigungsschreiben die 
Ergebnisse der Bewertung, die letztlich dazu führten, dass die Projekte 
nicht ausgewählt wurden, detailliert angeführt.

In einem Fall erhöhte das BMI nach Verständigung des Projektwerbers 
über die Projektauswahl und die Höhe der zuerkannten Förderung die 
zugesicherte Fördersumme im Vertrag, ohne dass die maßgeblichen 
Gründe dafür im ELAK dokumentiert waren.

(2) Förderverträge

Bei den überprüften Fällen erfolgte der Vertragsabschluss lange nach 
Beginn der Projektlaufzeit, z.B. bei einem Projekt mit einem Laufzeit-
beginn am 1. Jänner 2013 erst am 14. Oktober 2013.

 27.2 (1) Der RH kritisierte, dass in mehreren Fällen nur eine unzureichende 
oder fehlerhafte Dokumentation bzw. Erfassung von Aktenstücken 
im ELAK erfolgte. Die nachträgliche aktenmäßige Dokumentation des 
Projektaufrufs — nach dessen erfolgter Veröffentlichung auf der Web-
site des BMI — betrachtete der RH vor allem wegen der mangelhaften 
Nachvollziehbarkeit der Genehmigung zur Freigabe des Projektaufrufs 
als kritisch. 

(2) Weiters hielt der RH kritisch fest, dass die Gründe für eine nach-
trägliche Erhöhung einer bereits zugesagten Förderung im ELAK nicht 
dokumentiert und damit auch nicht nachvollziehbar waren.
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Der RH empfahl, künftig im Sinne der Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit der Entscheidung auf eine sorgfältige Dokumentation im 
ELAK zu achten, insbesondere der wesentlichen Entscheidungsgründe. 

(3) Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI die Förderverträge jeweils 
lange (in einem Fall mehr als neun Monate) nach Beginn der Projekt-
laufzeit abschloss. Er wies darauf hin, dass Förderverträge grundsätz-
lich vor Beginn der Maßnahmenumsetzung abgeschlossen sein sollten.

Der RH empfahl, künftig Förderverträge vor Beginn der Projektlauf-
zeit abzuschließen.

 27.3 (1) Zu den vom RH aufgezeigten inkorrekten Adressaten in Verstän-
digungsschreiben an Projektträger teilte das BMI mit, dass die fehler-
hafte Darstellung der Dokumente bei den Prüfern des RH auf ein tech-
nisches ELAK–Problem zurückzuführen gewesen sei, das nicht in den 
Verantwortungsbereich des BMI falle. Dieses ELAK–Problem sei den 
Prüfern im Zuge des Vor–Ort Prüfbesuchs erläutert, veranschaulicht 
und es sei folglich gegenüber dem RH sichergestellt worden, dass die 
Erledigungen in korrekter Form abgefertigt worden seien.

(2) Zu dem vom RH aufgezeigten Mangel der Ex–post–Dokumentation 
des Projektaufrufs teilte das BMI mit, dass der Aufruf ohnehin den 
dafür vorgesehenen Genehmigungsweg durchlaufen habe und darüber 
hinaus die zuständigen Entscheidungsträger im Aufruf stets invol-
viert worden seien. Die nachträgliche Ablage im ELAK erfolge ledig-
lich zu Dokumentationszwecken und auch im Sinne der Zeiteffizienz 
erst im Nachhinein.

(3) Die Empfehlung, Förderverträge vor Beginn der Projektlaufzeit 
abzuschließen, nahm das BMI zur Kenntnis. 

 27.4 (1) Der RH erwiderte dem BMI, dass sich seine Kritik nicht auf die 
dargestellte ELAK–Problematik bezog, sondern auf die unrichtigen 
Adressaten in den Verständigungsschreiben an Projektträger. Diese 
Diskrepanz wurde gegenüber dem RH weder klar erläutert noch ver-
anschaulicht, und es wurde folglich auch nicht sichergestellt, dass die 
Erledigungen in korrekter Form abgefertigt wurden. 

(2) Der Einwand des BMI, dass der Genehmigungsweg des Aufrufs — 
aus Gründen der Zeiteffizienz — nachträglich und nicht zeitnah im 
ELAK dokumentiert wurde, noch dazu, wo dieser ohnedies den dafür 
vorgesehenen Genehmigungsweg durchlief, war für den RH nicht nach-
vollziehbar.
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Der RH blieb daher bei seiner Empfehlung, künftig im Sinne der Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit der Entscheidung auf eine sorgfältige 
Dokumentation, insbesondere der wesentlichen Entscheidungsgründe, 
im ELAK zu achten. 

 28 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMI 
hervor:

(1) Für das Förderwesen wäre durchgehend ein auf Kennzahlen auf-
gebautes Controlling einzurichten, um eine entsprechende Daten-
grundlage zur Verfügung zu stellen. (TZ 3)

(2) Die Förderstrategie und die darin festgelegten Handlungsfelder 
wären in mittelfristigen Abständen zu evaluieren, um einen mög-
lichst treffsicheren Einsatz der Fördermittel zu erreichen. (TZ 5)

(3) In die Förderstrategie sollten für die festgelegten Handlungsfelder 
quantifizierbare, mittelfristige Ziele aufgenommen werden. (TZ 5)

(4) Auf Basis der im Jahr 2015 erlassenen Förderstrategie wären 
Förderprogramme festzulegen und Sonderrichtlinien zu erlassen. 
Dadurch könnte das BMI für thematisch gleichgelagerte Förderbe-
reiche die Fördermittel gebündelt und zugunsten der jeweiligen För-
derziele zielgerichtet einsetzen. (TZ 6)

(5) Künftig wären von der Strategie abgeleitete Wirkungsindika-
toren für Förderungen festzulegen, um einen effektiven Mittelein-
satz zu gewährleisten. (TZ 7)

(6) Das Handbuch „Förderwesen“, das als Grundlage für die Gewäh-
rung von Förderungen im BMI diente, wäre so rasch wie möglich 
zu überarbeiten und an die Änderungen durch die ARR 2014 anzu-
passen. (TZ 8)

(7) Es wäre sicherzustellen, dass die Förderberichte zuverlässige 
Daten enthalten und in einem Berichtsformat erstellt werden, das 
automatisierte Auswertungen und eine verbesserte Plausibilisierung 
der Daten zulässt. (TZ 9)

Schlussempfehlungen
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(8) Die in Ausarbeitung befindlichen Musterförderverträge für das 
gesamte Ressort wären möglichst rasch fertigzustellen und verbind-
lich als Vertragsgrundlage vorzugeben. (TZ 10)

(9) Es wären Mechanismen zur Vermeidung von unerwünschten 
Mehrfachvergaben von Förderungen festzusetzen und diese mit dem 
BMF abzustimmen. (TZ 11)

(10) Es wäre sicherzustellen, dass die Zugangsberechtigungen zum 
Transparenzportal im erforderlichen Umfang zur Verfügung ste-
hen und Abfragen aus dem Transparenzportal, einem Hilfsmittel 
zur Vermeidung von unerwünschten Doppel– bzw. Mehrfachförde-
rungen, auch durchgeführt werden. (TZ 11)

(11) Die Vergabe von Förderungen wäre in möglichst wenigen Abtei-
lungen bzw. Referaten zu konzentrieren – einerseits, um einheit-
liche Standards zu gewährleisten und andererseits, um die Umset-
zung der Förderstrategie zielgerichtet steuern zu können. (TZ 12) 

(12) Die geplanten Änderungen im Bereich der Aufbau– und Ablauf-
organisation im Förderbereich wären möglichst rasch umzusetzen 
und dabei auf ein funktionierendes Internes Kontrollsystem zu 
achten. Dabei wäre eine organisatorische Trennung von Vergabe, 
Anweisung der Förderbeträge und Kontrolle der Förderungen durch-
zuführen. (TZ 13)

(13) Es wäre ein einheitlicher, ressortweit gültiger Ablaufprozess 
für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle von Förderungen unter 
Beachtung der ARR 2014 auszuarbeiten und in Geltung zu set-
zen. Zusätzlich sollte den Bearbeitern eine Checkliste zur Verfügung 
gestellt werden; dazu könnte die in einer Abteilung bereits vorhan-
dene Checkliste als Beispiel dienen. (TZ 14)

(14) Es wäre eine Risikoanalyse als Grundlage für risikobasierte 
Kontrollverfahren durchzuführen. (TZ 15)

(15) Es wäre ausdrücklich festzulegen, wer in Bezug auf Förderungen 
bis zu welcher Betragsgrenze zeichnungsberechtigt war. (TZ 15)

(16) Die Vergabe und Kontrolle von Förderungen — und damit auch 
der Belegprüfungen — wäre durchgehend organisatorisch zu tren-
nen. (TZ 15)
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(17) Die Einhaltung der im Genehmigungsprozess für Förderungen 
vorgesehenen Aktenvorschreibungen wäre sicherzustellen. (TZ 15)

(18) Bei der Vergabe von Förderungen wäre auf Eigenleistungen 
der Förderwerber Bedacht zu nehmen. (TZ 15)

(19) Es wäre auf das Vorhandensein von Vergleichsangeboten zu 
achten bzw. bei Vorliegen nachvollziehbarer Gründe für das Nicht-
einholen von Vergleichsangeboten, dies zu dokumentieren. (TZ 15, 
20)

(20) Es wären Sanktionen für die Nichteinhaltung der Förder-
verträge, bspw. Pönalzahlungen bzw. Auszahlungsstop, für wei-
tere Förderungen vorzusehen und in die Förderverträge aufzuneh-
men. (TZ 15, 20)

(21) In die zu erstellenden Förderprogramme wären auch Rege-
lungen zur Auswahl und Durchführung von Evaluierungen von För-
derungen aufzunehmen. (TZ 17)

(22) Es wären keine weiteren Förderungen zu genehmigen, wenn 
durch Umstände, die der Fördernehmer zu vertreten hat, eine Über-
prüfung des vorhergehenden Projekts noch nicht abschließend mög-
lich war. (TZ 20)

(23) Es wären keine Ausgaben anzuerkennen, die lt. Fördervertrag 
von einer Förderung ausgeschlossen waren. (TZ 20)

(24) Es wäre zu evaluieren, ob und inwieweit die Lauder Business 
School dem vereinbarten Förderzweck der Integration nachkommt. 
(TZ 21)

(25) Förderprojekte, die nicht den Vorgaben der ARR entsprechen, 
wären nicht zu fördern. (TZ 22)

(26) Im Zusammenhang mit den EU–Förderprogrammen wären 
künftig die erforderlichen Rahmenbestimmungen für EU–Förde-
rungen zeitgerecht zu erlassen. (TZ 23)

(27) Es wären die Checklisten der EU–Prüfbehörde zu evaluieren 
und eine adaptierte Form für die Kontrolle von Förderungen aus 
Bundesmitteln einzusetzen. (TZ 25)
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(28) Im Sinne der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Ent-
scheidung wäre auf eine sorgfältige Dokumentation im ELAK zu 
achten, insbesondere der wesentlichen Entscheidungsgründe. (TZ 27)

(29) Förderverträge wären vor Beginn der Projektlaufzeit abzu-
schließen. (TZ 27)
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Europarechtliche Regelungen
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ANHANG

Europarechtliche Regelungen

Basisrechtsakte

Europäischer Flüchtlingsfonds

Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Mai 2007 zur Einrichtung des Europäischen Flücht-
lingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ und zur 
Aufhebung der Entscheidung 2004/904/EG des Rates; ABl. L 144 vom 
6. Juni 2007, Seite 1, 

geändert durch: 

–  Beschluss Nr. 458/2010/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 19. Mai 2010 zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 573/2007/EG zur Einrichtung des Europäischen Flüchtlings-
fonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 durch die Aufhebung der 
Finanzierung bestimmter Gemeinschaftsmaßnahmen und die Ände-
rung der Finanzierungsobergrenze für die Förderung solcher Maß-
nahmen, ABl. L 129 vom 28. Mai 2010, Seite 1, 

–   Beschluss Nr. 281/2012/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. März 2012 zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 573/2007/EG zur Einrichtung des Europäischen Flüchtlings-
fonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“, 
ABl. L 92 vom 30. März 2012, Seite 1, und

–   Beschluss Nr. 258/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidungen 
Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Entscheidung 2007/435/EG des Rates im 
Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzierungssatzes des Europä-
ischen Flüchtlingsfonds, des Europäischen Rückkehrfonds und des 
Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
in Bezug auf bestimmte Vorschriften zur finanziellen Abwicklung 
für bestimmte, hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden 
Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 
vom 22. März 2013, Seite 1. 
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Außengrenzenfonds

Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Mai 2007 zur Einrichtung des Außengrenzenfonds für 
den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“; ABl. L 144 vom 
6. Juni 2007, Seite 22, 

geändert durch: 

–  Beschluss Nr. 259/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 574/2007/EG im Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzie-
rungssatzes des Außengrenzenfonds für bestimmte, hinsichtlich ihrer 
Finanzstabilität von gravierenden Schwierigkeiten betroffene oder 
bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 vom 22. März 2013, Seite 6.

Europäischer Rückkehrfonds

Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Mai 2007 zur Einrichtung des Europäischen Rückkehr-
fonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen Pro-
gramms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“; ABl. L 144 
vom 6. Juni 2007, Seite 45, 

geändert durch: 

–   Beschluss Nr. 258/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidungen 
Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Entscheidung 2007/435/EG des Rates im 
Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzierungssatzes des Europä-
ischen Flüchtlingsfonds, des Europäischen Rückkehrfonds und des 
Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
in Bezug auf bestimmte Vorschriften zur finanziellen Abwicklung 
für bestimmte, hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden 
Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 
vom 22. März 2013, Seite 1.

Europäischer Integrationsfonds

Entscheidung des Rates Nr. 2007/435/EG vom 25. Juni 2007 zur Ein-
richtung des Europäischen Fonds zur Integration von Drittstaatsan-
gehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen 
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Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“, ABl. 
L 168 vom 28. Juni 2007, Seite 18, 

geändert durch: 

–  Beschluss Nr. 258/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidungen 
Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Entscheidung 2007/435/EG des Rates im 
Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzierungssatzes des Europä-
ischen Flüchtlingsfonds, des Europäischen Rückkehrfonds und des 
Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
in Bezug auf bestimmte Vorschriften zur finanziellen Abwicklung 
für bestimmte, hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden 
Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 
vom 22. März 2013, Seite 1. 

Durchführungsbestimmungen

Europäischer Flüchtlingsfonds

Entscheidung der Kommission 2008/22/EG vom 19. Dezember 2007 
mit Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Euro-
päischen Flüchtlingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb 
des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrati-
onsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der 
Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle 
Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förder-
fähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte, ABl. L 7 vom 
10. Jänner 2008, Seite 1, 

geändert durch: 

–  Entscheidung 2009/533/EG der Kommission vom 9. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/22/EG mit Durchführungsbestim-
mungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Flücht-
lingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaa-
ten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit 
der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter 
Aktenzeichen K(2009) 5251, ABl. L 179 vom 10. Juli 2009, Seite 62,
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–   Beschluss 2010/163/EU der Kommission vom 8. März 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/22/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Flücht-
lingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generel-
len Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2010) 1210), ABl. L 69 vom 19. März 2010, 
Seite 16 und

–   Beschluss 2011/152/EU der Kommission vom 3. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/22/EG der Kommission mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen 
Flüchtlingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des 
Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrations-
ströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der 
Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle 
Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die För-
derfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt 
gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 1290), ABl. L 62 vom 9. März 
2011, Seite 46.

Außengrenzenfonds

Entscheidung der Kommission 2008/456/EG vom 5. März 2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außen-
grenzenfonds für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generel-
len Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, 
die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus 
dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausga-
ben im Rahmen solcher Projekte, ABl. L 167 vom 27. Juni 2008, Seite 1, 

geändert durch: 

–   Entscheidung 2009/538/EG der Kommission vom 10. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/456/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außengrenzenfonds 
für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
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„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in Bezug auf die 
Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, die Vor-
schriften für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus dem 
Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausga-
ben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter Akten-
zeichen K(2009) 5373), ABl. L 180 vom 11. Juli 2009, Seite 20,

–   Beschluss 2010/69/EU der Kommission vom 8. Februar 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/456/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außengrenzenfonds 
für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in Bezug auf die 
Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, die Vor-
schriften für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus dem 
Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausga-
ben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter Akten-
zeichen K(2010) 694), ABl. L 36 vom 9. Februar 2010, Seite 30,

–   Beschluss 2011/148/EU der Kommission vom 2. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/456/EG der Kommission mit Durch-
führungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außen-
grenzenfonds für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Gene-
rellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit 
der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter 
Aktenzeichen K(2011) 1160), ABl. L 61 vom 8. März 2011, Seite 28.

Europäischer Rückkehrfonds

–  Entscheidung der Kommission 2008/458/EG vom 5. März 2008 
mit Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung 
des Europäischen Rückkehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 
innerhalb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung 
der Migrationsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontroll-
systeme der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung 
und finanzielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte 
und die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte, 
ABl. L 167 vom 27. Juni 2008, Seite 135, 
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geändert durch: 

–  Entscheidung 2009/614/EG der Kommission vom 23. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/458/EG mit Durchführungsbestim-
mungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Rückkehrfonds 
für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in Bezug auf die 
Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, die Vorschrif-
ten für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus dem Fonds 
kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rah-
men solcher Projekte (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 
5453), ABl. L 210 vom 14. August 2009, Seite 36,

–  Beschluss 2010/70/EU der Kommission vom 8. Februar 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/458/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Rück-
kehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generel-
len Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2010) 695), ABl. L 36 vom 9. Februar 2010, 
Seite 32,

–  Beschluss 2011/177/EU der Kommission vom 2. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/458/EG der Kommission mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen 
Rückkehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Gene-
rellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2011) 1159), ABl. L 77 vom 23. März 2011, 
Seite 32,

–   Durchführungsbeschluss 2012/718/EU der Kommission vom 20. Sep-
tember 2012 zur Änderung der Entscheidung 2008/458/EG mit 
Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des 
Europäischen Rückkehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 inner-
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halb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der 
Migrationsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontroll-
systeme der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung 
und finanzielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte 
und die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte 
(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2012) 6408), ABl. L 326 
vom 24. November 2012, Seite 17.

Europäischer Fonds zur Integration von Drittstaatsangehörigen

–   Entscheidung der Kommission 2008/457/EG vom 5. März 2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 2007/435/EG 
des Rates zur Einrichtung des Europäischen Fonds zur Integration 
von Drittstaatsangehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 inner-
halb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der 
Migrationsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsys-
teme der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und 
finanzielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und 
die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte, ABl. 
L 167 vom 27. Juni 2008, Seite 69, 

geändert durch: 

–  Entscheidung 2009/534/EG der Kommission vom 9. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/457/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung 2007/435/EG des Rates zur Einrich-
tung des Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsan-
gehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaa-
ten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2009) 5257), ABl. L 179 vom 10. Juli 2009, 
Seite 64,

–  Beschluss 2010/173/EU der Kommission vom 22. März 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/457/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung 2007/435/EG des Rates zur Einrich-
tung des Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsan-
gehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaa-
ten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
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keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2010) 1713), ABl. L 75 vom 23. März 2010, 
Seite 35,

–  Beschluss 2011/151/EU der Kommission vom 3. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/457/EG der Kommission mit Durch-
führungsbestimmungen zur Entscheidung 2007/435/EG des Rates 
zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Integration von 
Drittstaatsangehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb 
des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migra-
tionsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme 
der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finan-
zielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die 
Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt 
gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 1289), ABl. L 62 vom 9. März 
2011, Seite 32.

Strategische Leitlinien

Entscheidung der Kommission 2007/599/EG vom 27. August 2007 zur 
Durchführung der Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Anm: zur Einrichtung des Außengrenzen-
fonds) hinsichtlich der Annahme strategischer Leitlinien für den Zeit-
raum 2007 bis 2013, ABl. L 233 vom 5. September 2007, S. 3, 

–  Entscheidung der Kommission 2007/837/EG vom 30. Novem-
ber 2007 zur Durchführung der Entscheidung Nr. 575/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (Anm: zur Einrichtung des 
Europäischen Rückkehrfonds) hinsichtlich der Annahme strate-
gischer Leitlinien für den Zeitraum 2008 bis 2013, ABl. L 330 vom 
15. Dezember 2007, Seite 48, 

–  Entscheidung der Kommission 2007/815/EG vom 29. Novem-
ber 2007 zur Durchführung der Entscheidung Nr. 573/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (Anm: zur Einrichtung des 
Europäischen Flüchtlingsfonds) hinsichtlich der Annahme strate-
gischer Leitlinien für den Zeitraum 2008 bis 2013, ABl. L 326 vom 
12. Dezember 2007, Seite 29, 

Entscheidung der Kommission K(2007)3926 endg vom 21. August 2007 
zur Durchführung der Entscheidung 2007/435/EG des Rates (Anm: zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Integration von Dritt-
staatsangehörigen) hinsichtlich der Annahme strategischer Leitlinien 
für den Zeitraum 2007 bis 2013.
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Sonstige Dokumente der Europäischen Kommission

Handbuch der Europäischen Kommission mit Bestimmungen über die 
Förderfähigkeit von Kosten, für die im Rahmen des generellen Pro-
gramms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ EU–Finanz-
hilfe beantragt wird.

Nationale Regelungen 

Programmgestaltung in Österreich

–  Mehrjahresprogramm für jeden der vier Fonds 

–  Jahresprogramme für die vier Fonds

Sonstige relevante nationale Dokumente im BMI:41

–  Internes Handbuch für die Abwicklung der EU SOLID Fonds in 
Österreich

 – Teil 1: Arbeitsweise der designierten Behörden 
 – Teil 2: Operative Tätigkeiten gesondert für die Fonds 
 – Teil 3:  Tätigkeiten der Prüfbehörde 
 – Teil 4: Bescheinigung der Ausgaben 

–  Guidance Dokument – Regeln für die Förderfähgikeit von Ausga-
ben für den Europäischen Flüchtlingsfonds und Europäischen Inte-
grationsfonds, das erforderlichenfalls jährlich angepasst wurde 

–  Leitfaden zur Einreichung und zur Abrechnung von Förderprojekten 
im Europäischen Rückkehrfonds 2008 – 2013 

–  Beschreibung der Verwaltungs– und Kontrollsysteme für den Euro-
päischen Flüchtlingsfonds und Europäischen Rückkehrfonds

–  Beschreibung der Verwaltungs– und Kontrollsysteme für den Außen-
grenzenfonds

– Prüfordnung der Prüfstelle EU–Fonds42 

41 Auf Basis des Letzstandes der Geschäftseinteilung unter Berücksichtigung des Wech-
sels der Zuständigkeit für den Europäischen Integrationsfonds in das BMEIA.

42 GZ BMI–OA1000/0118–IV/IR/a/2015 
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–  Prüfstrategie für den Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) Europä-
ischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen (EIF) 
Außengrenzenfonds (AGF) Europäischen Rückkehrfonds (ERF) 

–  Jährliche Prüfpläne der Prüfstelle EU–Fonds im BM.I der Republik 
Österreich (Prüfbehörde) 

–  Internes Handbuch – Prüfbehörde BM.I (Leitfaden) für die Prüfung 
des Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) Europäischen Integrati-
onsfonds (EIF) Außengrenzenfonds (AGF) Europäischen Rückkehr-
fonds (RET)
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Abkürzungen

Abkürzungsverzeichnis

Abs.  Absatz
Art. Artikel
AsylG Asylgesetz 2005

B–VG Bundes–Verfassungsgesetz
BFA–VG  Verfahrensgesetz für das Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl
BGBl. Bundesgesetzblatt
BHG Bundeshaushaltsgesetz
BIG Bundesimmobiliengesellschaft mbH
BMF Bundesministerium für Finanzen
BMEIA Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres
BMI Bundesministerium für Inneres
bspw. beispielsweise
bzw. beziehungsweise

EU Europäische Union
EUR Euro
EWR Europäischer Wirtschaftsraum

FPG Fremdenpolizeigesetz

i.d.(g.)F. in der (geltenden) Fassung
IFA IT–Applikation „Integrierte Fremdenadministration“
inkl. inklusive
IT Informationstechnologie

LPD Landespolizeidirektion/en

Mio.  Million(en)

Nr. Nummer

rd. rund
RH Rechnungshof

StVG Strafvollzugsgesetz

TZ Textzahl(en)
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Abkürzungen

u.a. unter anderem
usw. und so weiter
UTM Unterbringungs– und Transportmanagement für Fremde

VBÄ Vollbeschäftigungsäquivalent(e)
VwGH Verwaltungsgerichtshof

Z Ziffer
z.B. zum Beispiel
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Glossar

Abschiebung: 
zwangsweise Außerlandesbringung eines Fremden, gegen den eine Rück-
kehrentscheidung, eine Anordnung zur Außerlandesbringung, eine Aus-
weisung oder ein Aufenthaltsverbot vorliegt

Anordnung zur Außerlandesbringung:
aufenthaltsbeendende Maßnahme, die mit bestimmten zurückweisenden 
Entscheidungen des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl zu verbin-
den ist

Antrag auf internationalen Schutz:
das — auf welche Weise auch immer artikulierte — Ersuchen eines Fremden 
in Österreich, sich dem Schutz Österreichs unterstellen zu dürfen

Asylberechtigung:
das dauernde Einreise– und Aufenthaltsrecht, das Österreich Fremden, deren 
Asylantrag positiv entschieden wurde, gewährt

Asylwerber:
ein Fremder ab Einbringung eines Antrags auf internationalen Schutz bis 
zum rechtskräftigen Abschluss, zur Einstellung oder Gegenstandslosigkeit 
des Verfahrens

Aufenthaltsverbot: 
eine bescheidmäßige, aufenthaltsbeendende Maßnahme gegen EWR–Bürger, 
Schweizer Bürger und begünstigte Drittstaatsangehörige, die aufgrund ihres 
persönlichen Verhaltens die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden

Ausweisung: 
eine bescheidmäßige, aufenthaltsbeendende Maßnahme gegen EWR–Bürger, 
Schweizer Bürger und begünstigte Drittstaatsangehörige, wenn bestimmte 
Voraussetzungen für den längerfristigen Aufenthalt nach dem Niederlas-
sungs– und Aufenthaltsgesetz entfallen
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EWR–Staat: 
jeder Staat, der Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR–Abkommen) ist

Drittstaat: 
jeder Staat, außer ein Mitgliedstaat des EWR–Abkommens oder die Schweiz

Drittstaatsangehöriger: 
ein Fremder, der nicht EU–, EWR–Bürger oder Schweizer Bürger ist

Fremder: 
wer die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzt (auch Staatenlose 
und Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit)

gelinderes Mittel: 
Sicherungsmaßnahme – bspw. die Anordnung, in vom Bundesamt für Frem-
denwesen und Asyl bestimmten Räumen Unterkunft zu nehmen, sich in 
periodischen Abständen bei einer Dienststelle einer Landespolizeidirektion 
zu melden oder eine angemessene finanzielle Sicherheit beim Bundesamt 
für Fremdenwesen und Asyl zu hinterlegen

Herkunftsstaat: 
der Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Fremde besitzt, oder — im Falle 
der Staatenlosigkeit — der Staat seines früheren gewöhnlichen Aufenthalts

Mitgliedstaat: 
jeder Staat, der Vertragspartei des EU–Vertrags ist

Rückkehrentscheidung: 
bescheidmäßige, aufenthaltsbeendende Maßnahme gegen Drittstaatsange-
hörige

Schubhaft: 
mit Bescheid angeordnete Anhaltung eines Fremden zur Sicherung der 
Abschiebung oder zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufent-
haltsbeendenden Maßnahme in einer Dauer bis zu maximal sechs Monaten
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Glossar

Verwaltungsverwahrungshaft: 
zeitlich begrenzte Anhaltung von Personen in Ausübung verwaltungsbe-
hördlicher Befehlsgewalt (maximale Dauer je nach gesetzlicher Grundlage 
zwischen 24 und 120 Stunden)

Zurückschiebung: 
Verhaltung eines Fremden zur Rückkehr ins Ausland durch Polizeiorgane 
im Auftrag der Behörde 

Zurückweisung: 
Hinderung eines Fremden an der unrechtmäßigen Einreise nach Österreich 
bei Landgrenzübergangsstellen, Flughäfen, in Häfen und im Zugsverkehr 
innerhalb des Grenzkontrollbereichs
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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Inneres

Vollzug der Schubhaft mit Schwerpunkt  
Anhaltezentrum Vordernberg

Schubhaft diente der Sicherung von Verfahren zur Erlassung einer 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder zur Sicherung der Abschie-
bung. Die durchschnittliche Belegung der Polizeianhaltezentren bun-
desweit mit Schubhäftlingen ging zwischen 2010 und 2015 um rd. 
86 % von 357 auf 52 Personen pro Tag zurück. 

In den Jahren 2010 bis 2014 war bei mehr als der Hälfte der Per-
sonen, gegen die eine aufenthaltsbeendende Entscheidung erlas-
sen wurde, nicht dokumentiert, dass sie Österreich auch tatsächlich 
verließen (2014: 57 %). Alleine im Zeitraum 2010 bis 2014 waren 
dies insgesamt 39.370 Personen, über deren Verbleib — trotz Vor-
liegens einer aufenthaltsbeendenden Entscheidung — keine zuver-
lässigen Informationen bestanden. 

Das für den Vollzug von Schubhaften errichtete Anhaltezentrum 
Vordernberg war seit der Eröffnung Anfang 2014 maximal zu 18 % 
mit Schubhäftlingen ausgelastet. Ab April 2015 tendierte die Bele-
gung mit Schubhäftlingen in Vordernberg gegen Null. 

Eine höhere Auslastung konnte nur durch die Unterbringung von 
Verwaltungsverwahrungshäftlingen erreicht werden. Dies war aller-
dings vertraglich nicht vorgesehen und hätte gänzlich andere Struk-
turen sowohl in baulicher Hinsicht als auch in der personellen Aus-
stattung erfordert.

Das BMI ging sowohl bei der Anmietung des Gebäudes als auch bei 
der Beauftragung von Dienstleistungen für den Betrieb des Anhalte-
zentrums Vordernberg langjährige finanzielle Bindungen (33 Jahre 
bzw. 15 Jahre) in Höhe von insgesamt rd. 8 Mio. EUR jährlich ein, 
die unabhängig von der tatsächlichen Auslastung anfielen.
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Die Kosten für einen Haftplatz (bei angenommener Vollauslastung) 
lagen in Vordernberg mit 165 EUR pro Tag mehr als dreimal so 
hoch wie in Salzburg (50 EUR pro Tag). Die tatsächlichen Kosten je 
Hafttag divergierten ebenfalls stark. Ein Hafttag in Wien Rossauer 
Lände kostete (bezogen auf das erste Halbjahr 2015) 207 EUR, in 
Vordernberg 834 EUR.

Die vom BMI mit der Erbringung von Dienstleistungen für den 
Betrieb des Anhaltezentrums beauftragte Gemeinde Vordernberg gab 
die vereinbarten Leistungen an einen Dritten weiter. Das BMI war 
jedoch rechtlich, wirtschaftlich und organisatorisch für das Anhal-
tezentrum Vordernberg verantwortlich und musste daher massives 
Interesse daran haben, welche Eignung, Befugnisse sowie technische, 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit ein Auftragneh-
mer aufweisen sollte. Dementsprechend hätte das BMI gegenüber der 
Gemeinde Vordernberg auch sicherstellen müssen, dass eine Vergabe 
der vereinbarten Leistungen an Dritte entsprechend formuliert wird.

In dem von der Gemeinde Vordernberg durchgeführten Vergabe-
verfahren waren die Eignungs–, Ausschluss– und Bewertungskri-
terien so eng gefasst, dass lediglich ein Bieter ein Angebot legte. 
Eine Wettbewerbssituation, wie sie üblicherweise im Zuge von Ver-
handlungsverfahren entstehen sollte, war dadurch nicht gegeben. 
Das BMI konnte keine ausreichenden Auskünfte über das Vergabe-
verfahren und die Festlegung der dem Vergabeverfahren zugrunde 
gelegten Eignungs–, Ausschluss– und Bewertungskriterien geben, 
obwohl es für das Anhaltezentrum Vordernberg verantwortlich und 
in der Vergabekommission vertreten war.
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Vollzug der Schubhaft mit Schwerpunkt  
Anhaltezentrum Vordernberg

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung des Vollzugs 
der Schubhaft in den Polizeianhaltezentren sowie dem eigens für 
den Schubhaftvollzug neu errichteten Anhaltezentrum Vordernberg. 
(TZ 1)

Schubhaft diente der Sicherung von Verfahren zur Erlassung einer 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme (z.B. Ausweisung, Aufenthalts-
verbot, Rückkehrentscheidung) oder zur Sicherung der Abschiebung. 
Für die Verhängung von Schubhaft waren bis 31. Dezember 2013 
die Bezirksverwaltungsbehörden bzw. die Landespolizeidirektionen 
als fremdenpolizeiliche Behörden, ab dem 1. Jänner 2014 das neu 
eingerichtete Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zuständig. 
(TZ 2, 3 und 4)

Vollzogen wurde die Schubhaft grundsätzlich in den bei den Lan-
despolizeidirektionen angesiedelten Polizeianhaltezentren. In diesen 
waren daneben auch Verwaltungsstraf–, Verwaltungsverwahrungs– 
und Gerichtsverwahrungshäftlinge untergebracht. (TZ 5)

Statistische Grundlagen

Bis zum Jahr 2013 verfügte das BMI über differenzierte Statistiken 
zu fremdenpolizeilichen Zwangsmaßnahmen. Da sich die Daten 
überwiegend aus Einzelberichten einer Vielzahl nachgeordneter 
fremdenpolizeilicher Behörden zusammensetzten, waren diese Sta-
tistiken aber nicht vollständig zuverlässig. Mit der Einrichtung des 
Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl am 1. Jänner 2014 nahm 
das BMI die IT–Applikation „Integrierte Fremdenadministration“ 
für die Unterstützung in asyl– und fremdenrechtlichen Verfahren 
in Betrieb. Mitte 2015 war das BMI noch nicht in der Lage, daraus 
grundlegende Daten in zuverlässiger Qualität bereitzustellen. Das 
Bundesamt erhob Daten über aufenthaltsbeendende Entscheidungen 
und Sicherungsmaßnahmen lediglich auf Grundlage „händischer“ 
Meldungen der Regionaldirektionen und Erstaufnahmestellen. Diese 
waren aber auf wenige Kennzahlen beschränkt. (TZ 7)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Rechtliche  
Grundlagen

Entwicklung der 
verhängten Schub-
haft
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Kurzfassung

Aufenthaltsbeendende Entscheidungen

Die Gesamtzahl der aufenthaltsbeendenden Entscheidungen ging von 
rd. 18.900 im Jahr 2010 auf 13.700 im Jahr 2014 zurück. Mehr als 
die Hälfte davon betraf negativ entschiedene Asylanträge. In den 
Jahren 2012 und 2013 erfolgten etwa 60 % der aufenthaltsbeen-
denden Entscheidungen nach dem Fremdenpolizeigesetz (FPG) auf-
grund einer erheblichen Gefährdung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit oder einer strafrechtlichen Verurteilung. Aktuellere Zah-
len standen mangels differenzierter Datenerfassung durch das Bun-
desamt für Fremdenwesen und Asyl nicht zur Verfügung. (TZ 8)

Verhängte Schubhaften

Die Anzahl der verhängten Schubhaften ging zwischen 2010 und 
2013 von 6.153 auf 4.171 zurück. Mit 1. Jänner 2014 (Einrichtung 
des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl) war ein weiterer deut-
licher Rückgang zu verzeichnen. Das Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl verhängte im ersten Halbjahr 2015 nur mehr 857 Schub-
haften. In den Jahren 2010 bis 2013 wurde bei rund einem Drittel 
der aufenthaltsbeendenden Entscheidungen Schubhaft verhängt, im 
Jahr 2014 war dies nur mehr bei rd. 14 % der Fall. (TZ 9)

Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl erteilte zur Sicherung 
der Abschiebung anstelle der Schubhaft vermehrt Festnahmeauf-
träge. Das Bundesamt erfasste die Anzahl der Festnahmeaufträge 
nicht statistisch. Daher war nicht feststellbar, in welchem Aus-
maß eine stärkere Nutzung dieser Möglichkeit zur Sicherung einer 
Abschiebung zum Rückgang der Schubhaft beitrug. (TZ 9)

Kapazitäten und Auslastung

Das BMI erhöhte die Haftplätze in den Polizeianhaltezentren von 
insgesamt rd. 1.370 im Jahr 2010 um knapp 10 % auf rd. 1.500 im 
Jahr 2015. Im gleichen Zeitraum sank der durchschnittliche Häft-
lingsstand um rd. 22 % von 615 auf 479. Damit verringerte sich 
die Gesamtauslastung von 45 % auf 32 %. Infrastruktur und Per-
sonalausstattung der Polizeianhaltezentren verursachten aber Fix-
kosten, die im Wesentlichen unabhängig von der Auslastung anfie-
len. (TZ 11)

Polizeianhalte-
zentren
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Kurzfassung

Die durchschnittliche Belegung der Polizeianhaltezentren bundesweit 
mit Schubhäftlingen ging zwischen 2010 und 2015 um rd. 86 % 
von 357 auf 52 Personen pro Tag zurück. Demgegenüber stieg die 
Belegung mit Verwaltungsverwahrungshäftlingen zwischen 2010 
und 2015 um rd. 636 % von 25 auf 183 Personen pro Tag. Die 
— ausschließlich auf den Schubhaftvollzug ausgerichtete — Unter-
bringungskapazität des Anhaltezentrums Vordernberg betrug mit 
193 Haftplätzen beinahe das Vierfache der 2015 durchschnittlich 
pro Tag im gesamten Bundesgebiet unterzubringenden Schubhäft-
linge. (TZ 11)

Personaleinsatz

Trotz des Rückgangs der Haftzahlen erhöhte das BMI den Soll–
Personalstand der Polizeianhaltezentren (inklusive Anhaltezen-
trum Vordernberg) insgesamt um 1 %. Der Ist–Personalstand stieg 
unter Berücksichtigung des für das Anhaltezentrum Vordernberg 
zugekauften externen Betreuungspersonals zwischen 2010 und 
Mitte 2015 um 5 %. (TZ 12)

In den Polizeianhaltezentren in Wien und Salzburg entfielen auf 
einen Bediensteten drei Haftplätze. Das Anhaltezentrum Vordern-
berg war mit einem Verhältnis von zwei Haftplätzen je Bediens teten 
— unter Einbeziehung des zugekauften externen Betreuungsperso-
nals — personell deutlich besser ausgestattet. (TZ 12)

Unterbringung der Schubhäftlinge

Das BMI war bemüht, die Empfehlungen von relevanten Instituti-
onen auf dem Gebiet der Menschenrechte zum Vollzug von Schub-
haften (offener Vollzug, adäquate Betreuung) umzusetzen. Wesent-
lich dafür war die Konzentration des Schubhaftvollzugs mit einer 
voraussichtlichen Dauer von über sieben Tagen auf vier Standorte 
mit offenem Vollzug, an denen 2014 und 2015 rd. 96 % der Schub-
häftlinge untergebracht wurden. (TZ 13)

In den Polizeianhaltezentren mit Schubhaftvollzug von über sieben 
Tagen standen ab 2014 insgesamt rd. 300 Haftplätze im offenen 
Vollzug, davon rd. 20 Plätze für weibliche Schubhäftlinge, zur Ver-
fügung. Angesichts der durchschnittlichen Anzahl an Schubhäft-
lingen war die Anzahl der Plätze im offenen Vollzug bundesweit 
betrachtet ausreichend. Während allerdings im Polizeianhaltezen-
trum Salzburg und in Vordernberg sowie in dem — für weibliche 

Schubhaftvollzug
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Schubhäftlinge vorgesehenen — Polizeianhaltezentrum Wien Ros-
sauer Lände deutlich mehr Plätze im offenen Vollzug vorhanden 
waren als Schubhäftlinge, reichten sie im Polizeianhaltezentrum 
Wien Hernalser Gürtel bei überdurchschnittlicher Belegung nicht 
aus. (TZ 13)

Zuweisung der Schubhäftlinge

Gleichzeitig mit der Neuorganisation der Fremdenpolizeibehörden 
im Jänner 2014 richtete das BMI eine zentrale Stelle in der Lan-
despolizeidirektion (LPD) Wien für die Schubhaft– und Schubtrans-
portkoordination ein. Diese wies dem eigens für den Schubhaft-
vollzug errichteten Anhaltezentrum Vordernberg Schubhäftlinge in 
vergleichsweise geringem Ausmaß zu: Während im Zeitraum 2014 
bis August 2015 im Polizeianhaltezentrum Wien Hernalser Gürtel 
nahezu 2.500 Schubhaften vollzogen wurden, waren es im Anhal-
tezentrum Vordernberg in diesem Zeitraum lediglich rd. 400. Der 
schwerpunktmäßige Vollzug der Schubhaft im Polizeianhaltezen-
trum Wien Hernalser Gürtel war aufgrund bestimmter Gegeben-
heiten, etwa dem hohen Anteil an Fremden mit strafrechtlichen 
Verurteilungen, der geringen durchschnittlichen Haftdauer sowie 
der überwiegend im Nahebereich von Wien liegenden Abschiebe-
orte plausibel. (TZ 14)

Mangels entsprechender Dokumentation durch die zentrale Stelle 
in der LPD Wien für die Schubhaft– und Schubtransportkoordina-
tion waren allerdings die maßgeblichen Gründe für die Auswahl des 
endgültigen Vollzugsortes nicht transparent. Damit war einerseits 
nicht überprüfbar, inwieweit die Zuweisung von Schubhaftplätzen 
gemäß den Vorgaben des BMI erfolgte und andererseits der tatsäch-
liche Bedarf an Schubhaftplätzen in einem eigenen Anhaltezentrum 
für den Schubhaftvollzug nicht ausreichend beurteilbar. (TZ 14)

Betreuung in der Schubhaft

Die in den Polizeianhaltezentren eingesetzten Exekutivbedienste-
ten waren für die Betreuung von Schubhäftlingen nicht geson-
dert ausgebildet. Im Anhaltezentrum Vordernberg war hingegen 
spezifisches Betreuungspersonal eingesetzt. Die Betreuung ging im 
Anhaltezentrum Vordernberg über die in der Anhalteordnung ent-
haltenen Bestimmungen und weit über die in den Polizeianhalte-
zentren angebotene Betreuung hinaus. (TZ 15)
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Beendigungsgründe der Schubhaft

Im Zeitraum 2010 bis August 2015 endeten insgesamt nur rd. 62 % 
der Schubhaften tatsächlich mit einer Außerlandesbringung. (TZ 17)

Außerlandesbringung

Die Gesamtzahl der dokumentierten Außerlandesbringungen 
(Abschiebung inkl. Dublin–Überstellungen und freiwillige 
Rückkehr bzw. Ausreise) lag deutlich unter der Anzahl der 
aufenthaltsbeendenden Entscheidungen. Die Entwicklung stellte 
sich zwischen 2010 und 2014 wie folgt dar:

Zwischen 2010 und 2014 stieg der Anteil jener Personen, gegen die 
zwar eine aufenthaltsbeendende Entscheidung erlassen wurde, aber 
keine Außerlandesbringung dokumentiert war, von 54 % auf rd. 
57 %. Im Zeitraum 2010 bis 2014 betraf dies insgesamt 39.370 Per-
sonen, über deren Verbleib keine zuverlässigen Informationen 
bestanden. Die Anzahl der dokumentierten freiwilligen Rückkehrer 
war höher als jene der abgeschobenen Personen, wobei die freiwil-
lige Rückkehr durch das BMI finanziell unterstützt wurde. (TZ 18)

Rückführung

Dokumentierte Außerlandesbringungen im Vergleich zu aufenthaltsbeendenden  
Entscheidungen

2010 2011 2012 2013 2014

Anzahl

(1) Abschiebungen inkl. Dublin–Überstellungen 4.081 2.980 2.883 3.084 2.946

(2) freiwillige Rückkehr bzw. Ausreise 4.514 3.382 3.210 3.512 3.020

(3) Summe dokumentierte Außerlandes-
bringungen (1) + (2) 8.595 6.362 6.093 6.596 5.966

(4) Aufenthaltsbeendende Entscheidungen 18.857 14.497 12.914 12.997 13.717

(5) Aufenthaltsbeendende Entscheidungen ohne 
Außerlandesbringung (4) – (3) 10.262 8.135 6.821 6.401 7.751

in %

Anteil aufenthaltsbeendender Entschei-
dungen ohne Außerlandesbringung an 
der Gesamtzahl aufenthaltsbeendender 
Entscheidungen 

54 56 53 49 57

Quellen: BMI; Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl; RH
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Abschiebung aus Schubhaft und Verwaltungsverwahrungshaft

Im Jahr 2010 ging noch bei rd. 79 % der Abschiebungen eine 
Schubhaft voran. Im Jahr 2015 war dies nur mehr bei rd. 29 % der 
Abschiebungen der Fall. Insbesondere bei Asylwerbern erfolgten 
Abschiebungen immer häufiger nach einer Anhaltung auf Grundlage 
eines Festnahmeauftrags. Damit reduzierte sich aber auch die poten-
zielle Anzahl der — über einen längeren Zeitraum — in einem Anhal-
tezentrum unterzubringenden Schubhäftlinge beträchtlich. (TZ 19)

Abschiebewege

Rund 80 % der Abschiebungen wurden über Grenzübergangsstellen 
in unmittelbarer Nähe der Polizeianhaltezentren in Wien durchge-
führt. Schon alleine aus der Verteilung der tatsächlichen Abschiebe-
wege ergaben sich klare Standortnachteile für das Anhaltezentrum 
Vordernberg gegenüber den Polizeianhaltezentren in Wien. (TZ 20)

Kosten je Hafttag

Das BMI verfügte über keine zuverlässigen und aussagekräftigen 
Daten über die Kosten der Schubhaft. Nach den Erhebungen des 
RH kostete ein Haftplatz (bei Vollauslastung) in Salzburg pro Tag 
50 EUR, in Vordernberg hingegen 165 EUR. Die Ist–Kosten je Haft-
tag divergierten ebenfalls stark. Ein Hafttag in Wien Rossauer Lände 
kostete (bezogen auf das erste Halbjahr 2015) 207 EUR, in Vordern-
berg 834 EUR. Aufgrund des hohen Fixkostenanteils hingen die 
Kosten je Hafttag stark von der tatsächlichen Auslastung ab. (TZ 21)

Kostenersatz

Die bis Juli 2015 geltende Regelung des durch Schubhäftlinge zu 
leis tenden Kostenersatzes von rd. 34 EUR pro Tag kam mangels 
Praxistauglichkeit kaum zur Anwendung. Erfahrungen zu den Aus-
wirkungen der Neuregelung mit einem erhöhten fixen Tagessatz 
von 70 EUR und geänderten Voraussetzungen für die Kostenersatz-
pflicht waren zum Zeitpunkt der Prüfung des RH noch nicht vor-
handen. (TZ 22)

Kosten des Schub-
haftvollzugs
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Ausgangssituation

Das BMI erstellte — entgegen dem Projektauftrag — keine Projekt-
dokumentation. Der Entscheidung für die Errichtung des Anhalte-
zentrums Vordernberg gingen keine Analysen über die Entwick-
lung der Schubhaftzahlen, die Eignung des Standorts sowie über 
die Kosten der Errichtung und des Betriebs voran. (TZ 23)

Das BMI evaluierte nicht, ob und inwieweit die mit der Errichtung 
des Anhaltezentrums verbundenen Ziele erreicht wurden. Nach den 
Erhebungen des RH war dies nur teilweise der Fall. (TZ 24)

Standortsuche

Die Entscheidung für den Standort Vordernberg beruhte nicht auf 
nachvollziehbaren strategischen und wirtschaftlichen Planungen. 
Die für den davor in Aussicht genommenen Standort Leoben spre-
chenden Argumente (Verkehrsanbindung, Nutzung von Synergie-
effekten) trafen auf Vordernberg nicht mehr zu. (TZ 25)

Planung und Errichtung

Das BMI gab für die Planung und Errichtung des — letztlich rd. 
24 Mio. EUR (netto) teuren Anhaltezentrums — keine budgetäre 
Obergrenze vor. Weiters führte es keine Lebenszyklus– und Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen durch. (TZ 26)

Das BMI verfügte über keine Berechnungen zur Wirtschaftlichkeit 
und Preisangemessenheit der Höhe der monatlichen Mietzahlungen. 
Dennoch schloss das BMI mit der Bundesimmobiliengesellschaft 
(BIG) einen (Miet–)Vertrag, der das BMI mit jährlichen Gesamtkos-
ten von rd. 2,66 Mio. EUR belastete und zudem einen 33–jährigen 
Kündigungsverzicht enthielt. Aufgrund der Höhe der vereinbarten 
Miete hat das BMI innerhalb der vertraglichen Bindungsdauer von 
33 Jahren nahezu die 2,5–fachen Errichtungskosten in Form von 
Mietzahlungen zu entrichten. (TZ 26)

Anhaltezentrum 
Vordernberg
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Dienstleistungsvertrag mit der Gemeinde Vordernberg

Das BMI schloss im April 2013 mit der Gemeinde Vordernberg 
einen Vertrag zum Betrieb des neu errichteten Anhaltezentrums. 
Darin waren die Anforderungen an den Auftragnehmer, wie bspw. 
die technische und finanzielle Leistungsfähigkeit, nicht ausreichend 
konkret festgelegt. Erst im nachfolgend von der Gemeinde Vordern-
berg durchgeführten Vergabeverfahren wurden diese Anforderun-
gen konkretisiert. (TZ 27)

Aus dem Vertragsinhalt war erkennbar, dass die Gemeinde Vor-
dernberg die vereinbarten Dienstleistungen nicht selbst erbringen 
konnte, sondern einen Dritten damit beauftragen musste. Durch die 
Zwischenschaltung der Gemeinde Vordernberg war das BMI beim 
Betrieb des Anhaltezentrums langfristig an ein Unternehmen gebun-
den, auf dessen Leistungsumfang und –inhalt es nicht unmittelbar 
einwirken konnte. (TZ 27)

Zudem gab das BMI im Vertrag mit der Gemeinde Vordernberg über 
den Betrieb des Anhaltezentrums einen 15–jährigen Kündigungsver-
zicht ab und ging damit eine langfristige Bindung ein. Eine Anpas-
sung der monatlichen Zahlungen war vertraglich nicht vorgesehen. 
Das monatliche Pauschalentgelt von rd. 461.000 EUR war demnach 
unabhängig vom tatsächlichen Belegungsstand zu entrichten. Die 
starre und unflexible Vertragsgestaltung machte es dem BMI unmög-
lich, rasch und angemessen auf geänderte Rahmenbedingungen zu 
reagieren. (TZ 27)

Die Festlegung der Höhe des pauschalen Entgelts von 461.000 EUR 
war aufgrund mangelnder Dokumentation des BMI und fehlender 
Berechnungsgrundlagen nicht nachvollziehbar. Das BMI konnte 
durch Nachverhandlungen eine Entgeltreduktion wegen der Unter-
belegung von rd. 9.700 EUR netto monatlich erreichen. Dabei war es 
allerdings vom Entgegenkommen der Gemeinde Vordernberg bzw. 
des von diesem beauftragten Unternehmens abhängig. Der Betrag 
stellte auch nur einen Bruchteil der monatlichen Gesamtkosten dar. 
(TZ 27)

Vergabe an einen privaten Sicherheitsdienstleister durch die 
Gemeinde Vordernberg

Dem RH war eine Beurteilung des von der Gemeinde Vordernberg 
durchgeführten Vergabeverfahrens aufgrund mangelnder Prüfzu-
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ständigkeit und unvollständig zur Verfügung stehender Unterlagen 
nicht möglich. (TZ 28)

In dem von der Gemeinde Vordernberg durchgeführten Vergabever-
fahren waren die Eignungs–, Ausschluss– und Bewertungskriterien 
eng gefasst. Es legte lediglich ein Bieter ein Angebot. Damit war eine 
Wettbewerbssituation, wie sie im Zuge von Verhandlungsverfahren 
entstehen sollte, nicht gegeben. Das BMI konnte keine ausreichenden 
Auskünfte über das Vergabeverfahren und die Festlegung der dem 
Vergabeverfahren zugrunde gelegten Eignungs–, Ausschluss– und 
Bewertungskriterien geben, obwohl es für das Anhaltezentrum Vor-
dernberg verantwortlich und in der Vergabekommission vertreten 
war. (TZ 28)

Nutzung des Anhaltezentrums

Das Anhaltezentrum Vordernberg war seit der Eröffnung Anfang 2014 
maximal zu 18 % mit Schubhäftlingen ausgelastet. Ab April 2015 
tendierte die Belegung mit Schubhäftlingen gegen Null. Eine höhere 
Auslastung konnte nur aufgrund der Unterbringung von Verwal-
tungsverwahrungshäftlingen erreicht werden. (TZ 29)

Unter den gegebenen Voraussetzungen war eine ausreichende Aus-
lastung des Anhaltezentrums mit Schubhäftlingen nicht einmal 
annähernd erzielbar. Die Unterbringung von Verwaltungsverwah-
rungshäftlingen war vertraglich nicht vorgesehen und hätte gänz-
lich andere Strukturen sowohl in baulicher Hinsicht als auch in der 
personellen Ausstattung der Exekutive und den Aufgaben des pri-
vaten Betreuungspersonals erfordert. (TZ 29)

Sicherheitskonzept

Ein Sicherheitskonzept für das Anhaltezentrum Vordernberg bestand 
nicht. Sicherheitsrelevante Aspekte waren lediglich durch Dienst-
befehle geregelt. Infolge der Auslagerung von Dienstleistungen an 
einen privaten Sicherheitsdienstleister und der anfangs teilweise 
unklaren Aufgabenabgrenzung zwischen dessen Mitarbeitern und 
den Exekutivbeamten kam es zu sicherheitsrelevanten Zwischen-
fällen. (TZ 30)
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Kenndaten zum Vollzug der Schubhaft mit Schwerpunkt Anhaltezentrum Vordernberg
Gesetzliche Grundlagen Fremdenpolizeigesetz (FPG), BGBl. I Nr. 100/2005 i.d.g.F.,

Durchführungsverordnung zum FPG, BGBl. II Nr. 450/2005 i.d.g.F.
Asylgesetz (AsylG) 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 i.d.g.F.
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl–Verfahrensgesetz, BGBl. I 
Nr. 68/2013 i.d.g.F.

Vollzug Schubhaft:

2010 2011 2012 2013 2014 2015 Änderung 
2010/2015

Anzahl in %

Schubhäftlinge (Beendigung Schubhaft) 6.142 4.907 3.949 3.853 1.758 1.503 – 76

Beendigungsgründe für die Schubhaft

Abschiebung 2.792 2.058 1.944 2.074 1.054 878 – 69

Übergabe an Non–Governmental 
Organisation (freiwillige Rückkehr) 679 612 589 535 265 223 – 67

Haftunfähigkeit (insbesondere 
Hungerstreik) 1.078 1.043 682 609 188 83 – 92

Entlassung (z.B. Wegfall Haftgrund, 
Aufhebung durch Bundesverwaltungs-
gericht, nicht abschiebbar)

1.453 1.129 659 531 215 288 – 80

sonstige Gründe (Einlieferung Justiz-
anstalt, Asylantrag, Flucht, Tod) 140 65 75 104 36 31 – 78

Durchschnittliche Anzahl an Schubhäftlingen pro Tag und durchschnittliche Dauer der Schubhaft:

2010 2011 2012 2013 2014 2015 Änderung 
2010/2015

durchschnittliche Anzahl pro Tag in %

Anzahl Schubhäftlinge:

Österreich insgesamt 357,1 237,8 186,2 154,8 67,3 51,9 – 85

davon 

Unterbringung in Polizeianhaltezentren:

Wien Hernalser Gürtel 162,9 106,1 90,9 91,0 42,4 37,2 – 77

Wien Rossauer Lände 47,3 24,4 24,8 17,9 3,3 2,2 – 95

Salzburg 22,5 18,6 8,4 9,4 2,0 3,0 – 87

sonstige 124,5 88,8 62,1 36,5 2,6 1,9 – 98

Unterbringung im Anhaltezentrum 
Vordernberg: – – – – 17,0 7,6 –

durchschnittliche Dauer der Schubhaft  in Tagen

Dauer Schubhaft 28,8 17,4 17,3 14,6 14,0 11,1 – 61
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 1 (1) Der RH überprüfte von Juni bis August 2015 die Gebarung des BMI 
hinsichtlich des Vollzugs der Schubhaft mit dem Schwerpunkt Anhal-
tezentrum Vordernberg. Er führte Prüfungshandlungen im BMI, in den 
Landespolizeidirektionen Wien, Salzburg und Steiermark, in den Poli-
zeianhaltezentren in Wien und Salzburg, im Anhaltezentrum Vordern-
berg, im Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl in Wien sowie in den 
Regionaldirektionen des Bundesamts in Salzburg und Graz durch. Der 
Prüfungszeitraum umfasste die Jahre 2010 bis Juni 2015. Soweit erfor-
derlich nahm der RH auch auf frühere oder aktuellere Entwicklungen 
Bezug.

(2) Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung des Vollzugs 
der Schubhaft mit dem Schwerpunkt Anhaltezentrum Vordernberg. 
Die Prüfung deckte insbesondere folgende Themen ab:

–  Entwicklung der Anzahl und Struktur (Herkunftsländer, Asylwer-
ber oder sonstige Fremde) der Schubhäftlinge,

– Infrastruktur für den Vollzug der Schubhaft,

–  Verteilung der Schubhäftlinge auf die vorgesehenen Einrichtungen 
und Entscheidungsgründe für die Verhängung der Schubhaft,

–  Kosten für den Vollzug der Schubhaft,

Fortsetzung: Kenndaten zum Vollzug der Schubhaft mit Schwerpunkt Anhaltezentrum  
Vordernberg

Laufende Ausgaben Anhaltezentrum Vordernberg:

pro Monat  
(Basis 1. Halb-

jahr 2015)
pro Jahr

in EUR

Personalausgaben 258.822 3.105.865

Leistungsentgelte an Gemeinde Vordernberg (bzw. an privaten 
Sicherheitsdienstleister) 448.261 5.379.128

Hauptmietzins 180.088 2.161.056

Betriebskosten 36.894 442.729

Betriebsführung und Wartung 4.550 54.605

Gebäudekosten gesamt (BIG) 221.532 2.658.390

sonstige Ausgaben Dienstbetrieb 16.069 192.830

Ausgaben insgesamt 944.684 11.336.212

Quellen: BMI, LPD Steiermark, Haushaltsverrechnung des Bundes; RH

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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Prüfungsablauf und –gegenstand

–  Entscheidung betreffend Neuerrichtung eines eigenen Anhaltezen-
trums und Standortwahl Vordernberg,

–  Kosten für die Errichtung und den Betrieb des Anhaltzentrums Vor-
dernberg,

–  Personaleinsatz und Aufgabenabgrenzung zum privaten Sicher-
heitsdienstleister im Anhaltezentrum Vordernberg.

(3) Da die Gemeinde Vordernberg unter 10.000 Einwohner hatte, 
bestand keine Prüfungszuständigkeit des RH. Die Feststellungen des 
RH zu dem von der Gemeinde durchgeführten Vergabeverfahren über 
Dienstleistungen im Anhaltezentrum Vordernberg stützten sich daher 
auf Unterlagen des BMI.

(4) Zu dem im Mai 2016 übermittelten Prüfungsergebnis gab das BMI 
im August 2016 seine Stellungnahme ab. Der RH erstattete seine Gegen-
äußerung im Oktober 2016.

 2 Für die Verhängung und den Vollzug der Schubhaft waren unterschied-
liche völkerrechtliche und unionsrechtliche Rechtsquellen von Bedeu-
tung, bspw. die Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge1, 
die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK)2, die Dublin–Ver-
ordnungen3, die Aufnahmerichtlinie4 und die Richtlinie über Mindest-
normen zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger5. 
Innerstaatlich waren vor allem das Fremdenpolizeigesetz (FPG)6 und 
die entsprechende Durchführungsverordnung7, das Asylgesetz (AsylG) 
20058 sowie das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl–Verfahrens-

1 BGBl. Nr. 55/1955 
2 BGBl. Nr. 210/1958 i.d.g.F., gemäß BGBl. Nr. 59/1964 mit Verfassungsrang ausgestattet 
3 aktuelle Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staa-
tenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustän-
dig ist (Neufassung) – Dublin III–Verordnung

4 Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 
zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz 
beantragen

5 Richtlinie 2008/115/EG vom 16. Dezember 2008
6 BGBl. I Nr. 100/2005 i.d.g.F.
7 BGBl. II Nr. 450/2005 i.d.g.F.
8 BGBl. I Nr. 100/2005 i.d.g.F.

Rechtliche  
Grundlagen 

Ausgangslage 
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gesetz9 wesentlich. Zudem war die Verordnung über die Anhaltung von 
Menschen durch die Sicherheitsexekutive (Anhalteordnung)10 maßgeb-
lich.

Die Schubhaft diente — neben den Maßnahmen des gelinderen Mit-
tels und der Anhaltung aufgrund eines Festnahmeauftrags in Verwal-
tungsverwahrungshaft — zur

–  Sicherung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeen-
denden Maßnahme (z.B. Ausweisung, Aufenthaltsverbot, Rückkehr-
entscheidung),

–  Sicherung eines Verfahrens über einen Antrag auf internationalen 
Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden 
Maßnahme oder zur

–  Sicherung der Abschiebung.

Sie konnte ausschließlich über Fremde (einschließlich Asylwerber)11 
verhängt werden.

 3 (1) Die Schubhaft diente der Sicherung von Verfahren zur Erlassung 
einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder zur Sicherung der 
Abschiebung. 

Die Voraussetzungen für die Verhängung von Schubhaft waren in § 76 
Fremdenpolizeigesetz (FPG) geregelt. Schubhaft durfte nur dann ange-
ordnet werden, wenn dies zur Verfahrenssicherung (siehe TZ 2) notwen-
dig war, sofern Fluchtgefahr vorlag und die Schubhaft verhältnismäßig 

9 BGBl. I Nr. 68/2013 i.d.g.F.
10 BGBl. II Nr. 128/1999 i.d.g.F.
11 Zu der Bezeichnung Fremder siehe auch im Glossar: Fremder ist, wer die österreichische 

Staatsbürgerschaft nicht besitzt (auch Staatenlose und Personen mit ungeklärter Staats-
angehörigkeit).

Voraussetzungen 
für die Schubhaft-
verhängung
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war.12 Weiters konnte Schubhaft verhängt werden, wenn die Voraus-
setzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 der Dublin–Verordnung13 vorlagen.

Die Voraussetzungen für das Vorliegen von Fluchtgefahr waren seit 
20. Juli 201514 in § 76 FPG dezidiert geregelt: Fluchtgefahr lag vor, 
wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigten, dass sich der 
Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder 
dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Das 
FPG (§ 76 Abs. 3) führte dazu eine Reihe insbesondere zu berücksich-
tigender Gründe an. Dies war beispielsweise, ob 

–  der Fremde am Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeen-
denden Maßnahme mitwirkt oder die Rückkehr oder Abschiebung 
umgeht oder behindert oder 

–  der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem auf-
rechten Aufenthaltsverbot oder während einer aufrechten Anord-
nung zur Außerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet ein-
gereist ist15 oder 

12 § 76 Abs. 2 FPG: Die Schubhaft darf nur dann angeordnet werden, wenn
 1.  dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maß-

nahme, zur Sicherung des Verfahrens über einen Antrag auf internationalen Schutz 
im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder der 
Abschiebung notwendig ist und sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schub-
haft verhältnismäßig ist, oder

 2. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin–Verordnung vorliegen.
13 Abschnitt V – Inhaftnahme zum Zwecke der Überstellung, Artikel 28 – Haft
 (1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person nicht allein deshalb in Haft, weil sie dem 

durch diese Verordnung festgelegten Verfahren unterliegt.
 (2) Zwecks Sicherstellung von Überstellungsverfahren dürfen die Mitgliedstaaten im 

Einklang mit dieser Verordnung, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer 
Einzelfallprüfung die entsprechende Person in Haft nehmen und nur im Falle, dass 
Haft verhältnismäßig ist und sich weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam 
anwenden lassen. 

14 Fremdenrechtsänderungsgesetz 2015, BGBl. I Nr. 70/2015: Aufgrund von Vorgaben der 
Aufnahmerichtlinie (Art. 8) sowie der Judikatur der Höchstgerichte waren die Bestim-
mungen zur Schubhaft anzupassen. Zudem waren gemäß Art. 2 lit. n Dublin–Verord-
nung innerstaatlich nähere Kriterien zur Beurteilung, ob Fluchtgefahr im Sinne der 
Verordnung vorliegt, festzulegen und Anpassungen an die Vorgaben der Rückfüh-
rungsrichtlinie vorzunehmen. 

15 In § 76 Abs. 3 wurden die Tatbestände, welche bei Feststellung der Fluchtgefahr 
insbesondere zu berücksichtigen waren, näher determiniert; damit trug der Gesetz-
geber der neuesten Verwaltungsgerichtshof–Rechtsprechung vom Februar 2015 
(GZ Ro 2014/21/0075) Rechnung. Der VwGH erachtete die Schubhaftverhängung 
gegenüber Fremden, für deren Asylverfahren ein anderer Mitgliedstaat zuständig war 
(sogenannte Dublin–Fälle), für unzulässig, da das FPG keine gesetzlich festgelegten 
objektiven Kriterien für die Annahme einer erheblichen Fluchtgefahr im Sinne der 
Dublin–Verordnung enthielt. 
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–  aufgrund bestimmter Erkenntnisse (§ 76 Abs. 3 Z 6 lit b FPG) anzu-
nehmen war, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin–Ver-
ordnung zuständig war. 

(2) Das BMI hob in seiner Stellungnahme hervor, dass Schubhaft 
nur in Betracht komme, wenn sie zur Sicherung des Verfahrens oder 
der Abschiebung notwendig sei und sich als verhältnismäßig erweise 
(ultima ratio). Es verwies zudem auf die Rechtsprechung, insbeson-
dere jene des Verwaltungsgerichtshofs, die strenge Maßstäbe an die 
Voraussetzungen für eine Schubhaftanordnung unter Betonung des 
ultima ratio–Prinzips anlege.

 4 Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Zuständigkeiten für 
die Erlassung aufenthaltsbeendender Entscheidungen und den Vollzug 
der entsprechenden Sicherungsmaßnahmen: 

Für die Verhängung von Schubhaft (und weiterer Sicherungsmaß-
nahmen wie Festnahmeauftrag, gelinderes Mittel) waren bis 31. Dezem-
ber 2013 die Bezirksverwaltungsbehörden (Bezirkshauptmannschaften, 
Magistrate) und Landespolizeidirektionen16 als Fremdenpolizeibehör-
den erster Instanz zuständig. Mit der Einrichtung des Bundesamts für 

16 bis zum 31. August 2012 die Bundespolizeidirektionen

Zuständigkeit

Tabelle 1:  Zuständigkeiten Erlassung aufenthaltsbeendende Entscheidungen und  
Sicherungsmaßnahmen

Entscheidung bzw. Maßnahme zuständige Behörde 
bis 31. Dezember 2013

seit 1. Jänner 2014

Erlassung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen nach dem FPG

Bezirksverwaltungsbehörden, 
Landespolizeidirektionen

Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl

Erlassung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen nach dem Asyl–Gesetz 

Bundesasylamt Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl

Verhängung Schubhaft (bzw. 
gelinderes Mittel, Festnahmeauftrag)

Bezirksverwaltungsbehörden, 
Landespolizeidirektionen

Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl

Vollzug der Schubhaft, Anhaltung in 
Verwaltungsverwahrungshaft

Landespolizeidirektionen Landespolizeidirektionen

Anordnung der Abschiebung Bezirksverwaltungsbehörden, 
Landespolizeidirektionen

Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl

Durchführung der Abschiebung Landespolizeidirektionen (Organe der 
Sicherheitsexekutive)

Landespolizeidirektionen

Zurückschiebung1 Bezirksverwaltungsbehörden, 
Landespolizeidirektionen

Landespolizeidirektionen 

1  Gemäß § 45 FPG bspw. bei Aufgriff innerhalb von sieben Tagen nach einer illegalen Einreise oder nach dem Ende eines recht-
mäßigen Aufenthalts von Fremden. Zur Sicherung der Zurückschiebung war die Festnahme und Anhaltung (in Verwaltungsver-
wahrungshaft) bis zu 120 Stunden zulässig.

Quellen: FPG, Asyl–Gesetz, BFA–Verfahrensgesetz; RH
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Fremdenwesen und Asyl oblag diesem seit 1. Jänner 2014 bundes-
weit die Vollziehung des Asylgesetzes 2005 sowie des 7. und 8. Haupt-
stücks des Fremdenpolizeigesetzes. Dies betraf im Wesentlichen die 
Abschiebung sowie aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Fremde 
und damit auch die Verhängung der Schubhaft. Für den Vollzug der 
Schubhaft war die jeweilige Landespolizeidirektion zuständig. 

 5 Die Schubhaft war nach dem FPG17 in Hafträumen von Landespoli-
zeidirektionen zu vollziehen, den sogenannten Polizeianhaltezentren. 
Mit 1. Juni 2015 bestanden im gesamten Bundesgebiet 15 Polizeian-
haltezentren im Zuständigkeitsbereich der jeweiligen Landespolizei-
direktion. In diesen wurden neben der Schubhaft auch andere Haft-
arten vollzogen: 

 6 Grundlage für die Rückführung bzw. Außerlandesbringung von Frem-
den und Asylwerbern waren aufenthaltsbeendende Entscheidungen 
nach dem FPG oder nach dem AsylG. Aus diesen leitete sich in der 
Regel die Verpflichtung zur Ausreise ab. Gegebenenfalls waren die 
betroffenen Personen „zur Ausreise zu verhalten“ (Veranlassung der 
Abschiebung). Unter den gesetzlichen Voraussetzungen konnte die 
Behörde Zwangsmaßnahmen zur Sicherung der Verfahren für aufent-
haltsbeendende Entscheidungen sowie der tatsächlichen Außerlan-
desbringung treffen. Solche Maßnahmen waren die Verhängung von 

17 § 78 

Polizeianhaltezentren 

Tabelle 2: Haftarten und mögliche Haftdauern in Polizeianhaltezentren
Haftart rechtliche Grundlage Beispiele zulässige Anhaltedauer

Schubhaft FPG Sicherung der Abschiebung maximal zehn Monate 
innerhalb eines Zeitraums 
von 18 Monaten

Verwaltungs-
verwahrungshaft

BFA–VG, FPG, 
Verwaltungsstrafgesetz, 
Asyl–Gesetz (bis 2013)

Sicherung der Abschiebung, 
Sicherung der Zurückschiebung, 
Festnahmeauftrag vorhanden

bis zu 24/48/72/120 Stunden

Verwaltungs strafhaft Verwaltungsstrafgesetz Sicherung des Verwaltungs straf-
verfahrens und des Strafvollzugs 

bis zu sechs Wochen

Gerichtsverwah-
rungshaft

Strafprozessordnung Anordnung der Festnahme durch 
die Staatsanwaltschaft aufgrund 
einer gerichtlichen Bewilligung; 
Festnahme durch die Kriminalpolizei 
aus Eigenem

bis zu 48 Stunden

Quellen: FPG, BFA–Verfahrensgesetz, Verwaltungsstrafgesetz, Asyl–Gesetz 2005, Strafprozessordnung; RH

Verfahren zur 
zwangsweisen  
Außerlandesbringung 
und Sicherungsmaß-
nahmen

Verhängung der Schubhaft
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Schubhaft bzw. eines gelinderen Mittels und die Anhaltung mittels 
Festnahmeauftrags.

Nach der zur Zeit der Gebarungsüberprüfung geltenden gesetzlichen 
Lage und Terminologie stellte sich der Ablauf wie folgt dar: 

Abbildung 1: Verfahren zur zwangsweisen Außerlandesbringung und Sicherungsmaßnahmen

aufenthaltsbeendende Entscheidung Sicherungsmaßnahme

Schubhaft

gelinderes Mittel

Anhaltung mittels 
Festnahmeauftrag

Fremde nach dem FPG:

Rückkehrentscheidung bzw. 
Einreiseverbot (Drittstaatsangehörige)

Ausweisung bzw. Aufenthaltsverbot 
(unionsrechtliche aufenthalts-
berechtigte EWR–Bürger, Schweizer und 
begünstigte Drittstaatsangehörige)

Asylwerber nach dem AsylG:

Ab–/Zurückweisung eines Antrags auf 
internationalen Schutz oder Aberkennung 
eines bestehenden Schutzstatutes – zu 
verbinden mit Rückkehrentscheidung 
bzw. Anordnung zur Außerlandesbringung 
(insbesondere Dublin–Fälle)

zwangsweise Außerlandesbringung

Abschiebung (Fremde und Asylwerber außer Dublin–Fälle)

–  Verpflichtung zur Ausreise nicht rechtzeitig nachgekommen
–  Überwachung der Ausreise aus Gründen der öffentlichen 

Ordnung oder Sicher heit erforderlich
–  Begründete Befürchtung, dass der Ausreiseverpflichtung 

nicht nach gekommen wird
–  Rückkehr in Bundesgebiet trotz Einreise– oder Aufent-

haltsverbots

Dublin–Überstellung 
(Dublin–Fälle)

gemäß Dublin III–
Verordnung anderer 
Mitgliedstaat für 
das Asylverfahren 
zuständig

Festnahme und Anhaltung 
bis zu 120 Stunden 
(Verwaltungsverwahrungshaft)

Zurückschiebung
(geht keine aufenthaltsbeendende Entscheidung voraus)

durch die LPD unter bestimmten Voraussetzungen (bspw. Aufgriff innerhalb von sieben Tagen  
nach einer illegalen Einreise oder nach Ende eines rechtmäßigen Aufenthalts)

Quellen: FPG, AsylG, BFA–Verfahrensgesetz; RH
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 7.1 (1) Bis einschließlich 2013 erstellte das BMI Statistiken über verhängte 
Zwangsmaßnahmen nach dem FPG auf Grundlage von erlassmäßig 
angeordneten Berichten der nachgeordneten fremdenpolizeilichen 
Behörden.18 Daten aus automationsunterstützten Informationssyste-
men waren nicht verfügbar. 

Die Statistiken umfassten 

– aufenthaltsbeendende Entscheidungen nach dem FPG19 und 

–  angeordnete Sicherungsmaßnahmen (Schubhaft, gelinderes Mittel, 
Festnahmeauftrag), differenziert nach der gesetzlichen Grundlage, 
sowie 

–  die tatsächlichen Außerlandesbringungen (Abschiebung, Zurück-
schiebung und Zurückweisung). 

Das BMI erstellte bis Ende 2013 überdies Asylstatistiken (Anträge und 
Entscheidungen) basierend auf Daten des Asylwerberinformationssys-
tems (AIS) und des Fremdeninformationssystems (FIS). Die Asylstatis-
tiken enthielten zwar keine dezidierten Angaben über die tatsächliche 
aufenthaltsbeendende Wirkung der Entscheidungen, jedoch ließen sich 
die entsprechenden Werte aus der Anzahl der negativen Asylbescheide 
abzüglich der positiven Refoulement–Entscheidungen20 errechnen. 

(2) Mit der Einrichtung des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl 
am 1. Jänner 2014 nahm das BMI den Vollbetrieb der IT–Applikation 
„Integrierte Fremdenadministration“ (IFA)21 in den für das Bundesamt 
relevanten Bereichen auf. Eines der Projektziele von IFA war es, fle-
xible statistische Auswertungen zu ermöglichen. 

18 bis 31. Dezember 2013 die Landespolizeidirektionen (bzw. bis zum 31. August 2012 die 
Bundespolizeidirektionen) sowie außerhalb deren Zuständigkeitsbereiche die Bezirks-
hauptmannschaften oder Magistrate 

19 Nicht erfasst davon waren die im Zuständigkeitsbereich des Bundesasylamtes liegen-
den aufenthaltsbeendenden Maßnahmen nach dem AsylG.

20 Zuerkennung einer subsidiären Schutzberechtigung, weil Abschiebung in den Her-
kunftsstaat bspw. wegen realer Bedrohung von Leben oder Gesundheit des Asylwer-
bers nicht zulässig

21 Bundesweit einheitliches Ausländerinformations– und Administrationssystem zur Unter-
stützung für die Vollziehung der Aufgaben im Bereich Asyl, Fremdenpolizei, Aufent-
halt und Niederlassung sowie Grundversorgung, das die zuvor im BMI eingesetzten 
Systeme Ausländerinformationssystem – AIS, Fremdeninformationssystem – FIS und 
Betreuungsinformationssystem (Grundversorgung) – BIS ablösen soll.

Statistische  
Grundlagen
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Ab 2014 beruhten die vom BMI erstellten Asylstatistiken auf IFA–
Daten. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung des RH enthielten diese 
nur die Anzahl der Anträge, aber keine Angaben zu den Erledigungen. 
Erst Ende 2015 veröffentlichte das BMI eine Erledigungsstatistik für 
2014. Daten über fremdenpolizeiliche Zwangsmaßnahmen ermittelte 
das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl nur in beschränktem 
Umfang anhand von „händischen“ Meldungen der Regionaldirekti-
onen und Erstaufnahmestellen. Zudem standen diese Daten nur in 
einer Gesamtzahl zur Verfügung.  

(3) Der RH ersuchte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl um 
Bereitstellung von Daten über aufenthaltsbeendende Entscheidungen 
und Sicherungsmaßnahmen, differenziert bspw. nach gesetzlicher 
Grundlage sowie nach Geschlecht und Nationalität der betroffenen 
Personen. Das Bundesamt gab diese Daten dem RH nicht bekannt mit 
der Begründung, dass diese ein verzerrtes Bild abgeben würden. Die 
Software sei zum Zeitpunkt der unter großem Zeitdruck erfolgten Ein-
richtung des Bundesamts noch nicht vollkommen ausgereift gewesen. 
Dadurch sei es zu zahlreichen Startschwierigkeiten bei der Datenein-
gabe und der Dokumentation der Verfahren in IFA gekommen. Wegen 
des starken Anstiegs der Asylantragszahlen und der angespannten 
Personalsituation sei eine nachträgliche Bereinigung der Daten nicht 
möglich. Eine vollständige Nacherfassung wäre zu Lasten der Verfah-
rensführung gegangen. Die Qualität der Daten sei im Jahr 2015 zwar 
laufend verbessert worden, aber nach wie vor nicht in allen Bereichen 
als valide zu bezeichnen. 

 7.2 Der RH kritisierte, dass das BMI für 2014 und 2015 keine validen und 
differenzierten Daten über aufenthaltsbeendende Entscheidungen nach 
dem FPG und AsylG und über Sicherungsmaßnahmen zur Verfügung 
stellen konnte. Er hob in diesem Zusammenhang Folgendes hervor: 

a) Das BMI verfügte bis zum Jahr 2013 über differenzierte Statistiken 
(bspw. nach gesetzlicher Grundlage, Geschlecht, Nationalität) zu frem-
denpolizeilichen Zwangsmaßnahmen. Da sich die Daten überwiegend 
aus Einzelberichten einer Vielzahl nachgeordneter fremdenpolizei-
licher Behörden zusammensetzten, war diese Statistik nicht vollstän-
dig zuverlässig. 

b) Mit der Einrichtung des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl am 
1. Jänner 2014 nahm das BMI die IT–Applikation „Integrierte Frem-
denadministration“ (IFA) für die Unterstützung in asyl– und frem-
denrechtlichen Verfahren in Betrieb. Mitte 2015 war das BMI noch 
nicht in der Lage, daraus grundlegende Daten in zuverlässiger Quali-
tät bereitzustellen. 
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c) Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl erhob Daten über auf-
enthaltsbeendende Entscheidungen und Sicherungsmaßnahmen ledig-
lich auf Grundlage „händischer“ Meldungen der Regionaldirektionen 
und Erstaufnahmestellen. Diese waren aber auf wenige Kennzahlen 
(bspw. Anzahl aufenthaltsbeendender Entscheidungen nach dem FPG, 
Abschiebungen, Schubhaft, positive und negative Entscheidungen nach 
dem AsylG) beschränkt und ermöglichten mangels differenzierter Erfas-
sung auch nur pauschale Darstellungen (bspw. keine Unterscheidung 
nach Geschlecht, Nationalität, Rechtsgrundlage).

Zuverlässige und aussagekräftige Daten über die Anzahl und die 
Entwicklung aufenthaltsbeendender Entscheidungen, Außerlandes-
bringungen und Sicherungsmaßnahmen waren nach Ansicht des 
RH unerlässlich. Diese Daten sind eine transparente und objektive 
Grundlage, um in den Bereichen Fremdenwesen und Asyl tragfähige 
Entscheidungen für Planung und Steuerung treffen zu können. 

Der RH empfahl daher, durch klare Vorgaben und Schulungen sicher-
zustellen, dass das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl sämtliche 
Entscheidungen und Maßnahmen, die für die Planung und Steuerung 
des Bereiches Fremdenwesen und Asyl erforderlich sind, in der IT–
Applikation IFA erfasst. Auf Grundlage dieser Daten sollte das BMI 
standardmäßig aussagekräftige und differenzierte Statistiken über auf-
enthaltsbeendende Entscheidungen, über Außerlandesbringungen und 
über Sicherungsmaßnahmen erstellen.

 7.3 (1) Laut Stellungnahme des BMI sei im Frühjahr/Sommer 2012 mit 
der technischen Umsetzung der IT–Applikation „Integrierte Fremden-
administration“ (IFA) begonnen worden. Das Bundesamt für Fremden-
wesen und Asyl selbst habe seinen Betrieb mit 1. Jänner 2014 auf-
genommen. Ab diesem Zeitpunkt sei IFA als einzige Datenbasis für 
asyl– und fremdenrechtliche Verfahren zu verwenden gewesen. Für die 
technische Umsetzung sei somit nur ein Zeitfenster von 18 Monaten 
verblieben. Das BMI wies darauf hin, dass derartige Projekte, selbst 
bei nahezu perfekter Abstimmung des Lasten– und des Pflichtenheftes, 
normalerweise einer wesentlich längeren Umsetzungsdauer unterlägen. 
Vergleiche mit internationalen Partnerbehörden würden diese Aussage 
bestätigen. 

Von Beginn an hätte das in der Direktion des Bundesamts zustän-
dige Referat Handbücher und Handlungsanleitungen verfasst und sie 
den Mitarbeitern zur Verfügung gestellt bzw. verbindlich vorgegeben. 
Besonders geschulte Mitarbeiter hätten vor Ort regionale Schulungen 
in Kleingruppen durchgeführt; auf der Wissensplattform des Bundes-
amts sei eine IFA–Site mit relevanten Informationen und es sei eine 
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Art Helpdesk eingerichtet worden. In allen Organisationseinheiten seien 
Administratoren ernannt worden, die Informationen und Neuerungen im 
„Schneeballsystem“ weiterzugeben gehabt hätten. Parallel dazu hätten 
die Administratoren Mängel oder fehlende Punkte zurückgemeldet, die 
gemeinsam mit der beauftragten Firma umgehend ergänzt oder beho-
ben worden seien. Dieses ,,Nachentwicklungssystem“ sei ständig aus-
gebaut bzw. weiterentwickelt worden und laufe bis heute. 

(2) Da aufgrund der dargestellten technischen Schwierigkeiten mit 
dem Start von IFA valide Auswertungen nicht möglich gewesen seien, 
habe das Bundesamt ein händisches Erfassungssystem mit genauen 
Parametern in den wichtigsten Entscheidungs– und Maßnahmenbe-
reichen etabliert.

Im Jahr 2015 habe IFA einen großen Entwicklungsschritt getan und 
verfüge mittlerweile über die vom RH geforderten Fähigkeiten. So seien 
alle Details zu Außerlandesbringungen nunmehr nach Person, Art, 
Rechtsgrundlage und Ort abruf– und auswertbar. Das Gleiche gelte für 
alle Daten in Zusammenhang mit den komplexen asyl– und fremden-
polizeilichen Entscheidungen und auch für Festnahmeaufträge. Seit 
Beginn 2016 würden alle Statistiken ausschließlich aus IFA generiert. 
Mit der Erstellung einer Entscheidung in IFA werde diese automatisch 
im Hintergrund vom System erfasst und statistisch zugeordnet.

Die Empfehlungen des RH seien somit umgesetzt. Überdies werde das 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl noch im Jahr 2016 weitere 
Erweiterungen von IFA beauftragen, um auch den stetig sich ändernden 
Anforderungen an ein Berichtswesen — auch im Bereich der Außer-
landesbringung — zu entsprechen.

 8.1 (1) Die nachstehende Tabelle stellt die aufenthaltsbeendenden Entschei-
dungen entsprechend der jeweils geltenden rechtlichen Terminologie 
und dem erfassten Personenkreis22 dar: 

22 Die bis zum 30. Juni 2011 geltende Fassung des FPG sah lediglich den Begriff Frem-
der vor, eine Unterscheidung nach unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR–Bür-
gern und Drittstaatsangehörigen bestand nicht.

Aufenthalts-
beendende  
Entscheidungen
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Im Zeitraum 2010 bis Mitte 2015 betrafen deutlich mehr als die Hälfte 
der aufenthaltsbeendenden Entscheidungen Asylwerber mit rechts-
kräftig negativ erledigten Asylanträgen.

(2) Die folgende Tabelle stellt für die Jahre 2012 und 2013 die Gründe 
dar, die zu einer aufenthaltsbeendenden Entscheidung nach dem FPG 
führten. Eine vergleichbare Unterscheidung war ab 2014 nicht mehr 
möglich, weil das nunmehr zuständige Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl darüber keine entsprechend differenzierten Daten erfasste. 

Tabelle 3: Aufenthaltsbeendende Entscheidungen 2010 bis Mitte 2015

2010 2011 2012 2013 2014
1. HJ 
2015 

Fremdenpolizeigesetz (FPG): Anzahl

bi
s 

30
. J

un
i 

20
11

 g
el

te
nd

e 
Fa

ss
un

g 

Ausweisung Fremder (§§ 53 und 54) 2.458 989

Aufenthaltsverbot Fremder – qualifizierte 
Tatbestände (§ 60)

4.418 1.895

Rückkehrverbot Asylwerber (§ 62) 440 148

ab
 1

. 
Ju

li 
20

11
  

ge
lt

en
de

 F
as

su
ng

Rückkehrentscheidung und Einreiseverbot Dritt-
staats angehörige ohne Aufenthaltstitel (§§ 52, 53)

954 1.854 2.132

Ausweisung Aufenthaltsberechtigte (§ 62) 59 90 116

Aufenthaltsverbot Drittstaatsangehörige mit 
Aufenthaltstitel (§ 63)

161 394 540

Aufenthaltsverbot EWR–Bürger, Schweizer, 
begünstigte Drittstaatsangehörige (§ 67)

674 1.666 1.437

Rückkehrverbot Asylwerber (§ 54) 87 215 212

ab
 

1.
 J

än
ne

r 2
01

4 
ge

lte
nd

e 
Fa

ss
un

g

aufenthaltsbeendende Entscheidungen 
insgesamt:1 Rückkehrentscheidung/Einreiseverbot 
Drittstaatsangehörige, Ausweisung und 
Aufenthaltsverbot EWR–Bürger, Schweizer, 
begünstigte Drittstaatsangehörige (§§ 52, 53, 66, 67)

7.266 2.676

Summe FPG 7.316 4.967 4.219 4.437 7.266 2.676

Asylgesetz 2005:

negative Erledigungen Asylanträge (rechtskräftig) 13.290 11.553 10.745 10.379 9.068

abzüglich positive Erledigungen subsidiärer Schutz 
(rechtskräftig)

1.749 2.023 2.050 1.819 2.617

Ab– und Zurückweisungen des Antrags auf inter-
nationalen Schutz

8.5682

Summe Asylgesetz 11.541 9.530 8.695 8.560 6.451 8.568

aufenthaltsbeendende Entscheidungen insgesamt 18.857 14.497 12.914 12.997 13.717 11.244

1 keine differenzierte Erfassung durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
2  Anzahl der vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl getroffenen Entscheidungen (einschließlich subsidiärer Schutz). Mangels ent-

sprechender Datenerfassung waren eine Trennung sowie eine Darstellung der Anzahl rechtskräftiger Entscheidungen nicht möglich.

Quellen: BMI, Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl; RH
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Bei über 60 % der aufenthaltsbeendenden Entscheidungen nach dem 
FPG lag eine erhebliche Gefährdung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit oder eine strafrechtliche Verurteilung zugrunde.23

 8.2 Der RH hielt fest, dass die Gesamtzahl der aufenthaltsbeendenden 
Entscheidungen nach dem FPG und dem AsylG von rd. 18.900 im 
Jahr 2010 auf rd. 13.700 im Jahr 2014 zurückging. Bezogen auf den 
gesamten Zeitraum betrafen mehr als die Hälfte davon rechtskräftig 
negativ entschiedene Asylanträge. 

Der RH kritisierte, dass das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
keine differenzierten statistischen Daten zu den fremdenpolizeilichen 
Zwangsmaßnahmen erfasste. Das BMI verfügte somit über keine ver-
lässlichen und aussagekräftigen Daten über Fremde, die außer Lan-
des zu bringen wären.

Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 7 und empfahl ergänzend, 
standardmäßig Daten über die Gründe für aufenthaltsbeendende Ent-
scheidungen zu erfassen. Damit sollten geeignete Grundlagen, bspw. 
für die Abschätzung der Entwicklung der Schubhaftzahlen und damit 
für Steuerungszwecke, zur Verfügung stehen.

 8.3 Laut Stellungnahme des BMI sei die Empfehlung des RH umgesetzt 
worden (siehe TZ 7).

23 Aufenthaltsverbote für unionsrechtlich aufenthaltsberechtigte EWR–Bürger, Schweizer 
und begünstigte Drittstaatsangehörige waren bzw. sind nur zulässig bei einer tatsäch-
lichen, gegenwärtigen und erheblichen Gefahr der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung, strafrechtliche Verurteilungen alleine reichten dazu noch nicht aus.

Tabelle 4: Gründe für aufenthaltsbeendende Entscheidungen nach dem FPG
Gründe für aufenthaltsbeendende Entscheidungen 2012 2013 Summe Anteil

Anzahl in %

erhebliche Gefährdung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit durch EWR–Bürger, Schweizer oder begünstigte 
Drittstaatsangehörige (Aufenthaltsverbot)

1.666 1.437 3.103 35,9 

strafrechtliche Verurteilung eines Drittstaatsangehörigen 1.043 1.198 2.241 25,9

Mittellosigkeit eines nicht aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen 539 763 1.302 15,0

sonstige Gründe (z.B. Verstoß Ausländerbeschäftigungs-
gesetz, Verwaltungsübertretung, Scheinehe) 326 357 683 7,9

keine nähere Qualifizierung 645 682 1.327 15,3

Summe 4.219 4.437 8.656 100,0

Quellen: BMI; RH
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 9.1 (1) Zwischen 2010 und 2013 ging die Anzahl der verhängten Schub-
haften kontinuierlich von rd. 6.200 auf rd. 4.200 zurück. Seit der Ein-
richtung des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl mit 1. Jän-
ner 2014 war ein weiterer deutlicher Rückgang zu verzeichnen, im 
ersten Halbjahr 201524 verhängte dieses rd. 860 Schubhaften. 

Eine Gegenüberstellung der aufenthaltsbeendenden Entscheidungen 
und der verhängten Schubhaften zeigte für die Jahre 2010 bis 2014 
folgendes Bild: 

Für das Jahr 2015 fehlten aussagekräftige Daten zur Anzahl der auf-
enthaltsbeendenden Entscheidungen, weil das Bundesamt für Frem-
denwesen und Asyl die Anzahl der rechtskräftig negativ erledigten 
Asylanträge nicht bereitstellen konnte.

Im Zeitraum 2010 bis 2013 war rund ein Drittel der aufenthaltsbeen-
denden Entscheidungen mit der Verhängung einer Schubhaft verbun-
den. Mit Übernahme der Zuständigkeit des Bundesamts für Fremden-
wesen und Asyl (2014) sank dieser Wert auf rd. 14 %.

Für den Rückgang der verhängten Schubhaften waren insbesondere 
folgende Gründe maßgebend: die restriktive Spruchpraxis der Gerichts-
höfe, die Schubhaft nur als ultima ratio zur Sicherung der Außerlan-
desbringung zuließen, die veränderte Struktur der Asylwerber (ver-
stärkt nicht abschiebbare Fremde wie Syrer, Iraker, Afghanen) sowie 
die vom BMI prioritär angestrebte freiwillige Rückkehr.    

24 Für das Jahr 2014 war die Anzahl der verhängten Schubhaften nicht bekannt, weil 
das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl in diesem Jahr die verhängten Schub-
haften und gelinderen Mittel nur als Gesamtzahl erfasste (insgesamt 2.621 Fälle, siehe 
Tabelle 6).

Verhängte  
Schubhaften

Tabelle 5:  Verhältnis Schubhaft zu aufenthaltsbeendenden Entscheidungen  
2010 bis 2014

2010 2011 2012 2013 2014

Anzahl

aufenthaltsbeendende Entscheidungen 18.857 14.497 12.914 12.997 13.717

verhängte Schubhaften 6.153 5.155 4.566 4.171 1.9201

in %

Verhältnis Schubhaft zu aufenthaltsbeendenden 
Entscheidungen 32,6 35,6 35,8 32,1 14,0

1  Schätzung des RH: Für das Jahr 2014 war die Anzahl der verhängten Schubhaften nicht bekannt, weil das Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl in diesem Jahr die verhängten Schubhaften und gelinderen Mittel nur als Gesamtzahl erfasste 
(insgesamt 2.621 Fälle); der RH schätzte die Zahl der darin enthaltenen Schubhaften auf Basis des Verhältnisses Schubhaft 
zu gelinderem Mittel im ersten Halbjahr 2015.

Quellen: BMI, Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl; RH
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Überdies nutzte das ab 2014 zuständige Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl verstärkt Festnahmeaufträge zur Sicherung der Abschiebung. 
Statistisch erfasste es diese in ihren händischen Aufzeichnungen nicht. 
Auch bis 2013 waren die zur Sicherung der Abschiebung verhängten 
Festnahmeaufträge nicht gesondert ausgewiesen worden. 

(2) Die Sicherungsmaßnahmen Schubhaft und gelinderes Mittel ver-
teilten sich für den Zeitraum 2010 bis erstes Halbjahr 2015 auf Fremde 
und Asylwerber wie folgt: 

Die Gesamtzahl verhängter Schubhaften und gelinderer Mittel ging 
von 7.557 im Jahr 2010 auf 2.621 im Jahr 2014 zurück. 

In den Jahren 2010 bis 2013 betrafen rd. 83 % der verhängten Schub-
haften Fremde und rd. 17 % abgelehnte Asylwerber. Das Bundesamt 
für Fremdenwesen und Asyl erfasste die verhängten Sicherungsmaß-
nahmen nicht getrennt nach Asylwerbern und Fremden, womit für die 
Jahre 2014 und 2015 keine Aussage möglich war. 

(3) In den Jahren 2010 bis 2013 gestaltete sich das Verhältnis zwischen 
aufenthaltsbeendenden Entscheidungen und verhängten Schubhaften 
— getrennt nach Fremden und Asylwerbern — wie folgt: 

Tabelle 6: Schubhaft und gelinderes Mittel 2010 bis 1. Halbjahr 2015

2010 2011 2012 2013 2014 1. HJ 
2015

Anzahl

Schubhaft 6.153 5.155 4.566 4.171 1 857

davon 

 Fremde 5.126 4.270 3.739 3.430

 Asylwerber 1.027 885 827 741

gelinderes Mittel 1.404 1.012 925 771 1 309

davon

 Fremde 2 301 329 281

 Asylwerber 2 711 596 490

Summe Sicherungsmaßnahmen 7.557 6.167 5.491 4.942 2.621 1.166
1  Anzahl nicht bekannt, weil das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl nur die Gesamtzahl von Schubhaft und gelinderem Mittel 

erfasste
2  Die fremdenpolizeilichen Statistiken unterschieden beim gelinderen Mittel nicht zwischen Fremden und Asylwerbern.

Quellen: BMI, Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl; RH
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Demnach waren im Zeitraum 2010 bis 2013 rd. 79 % der aufenthalts-
beendenden Entscheidungen bei Fremden mit der Verhängung von 
Schubhaft verbunden, bei Asylwerbern waren es rd. 9 %. 

 9.2 (1) Der RH hielt fest, dass die Anzahl der verhängten Schubhaften 
zwischen 2010 und 2013 von 6.153 auf 4.171 zurückging. Mit 1. Jän-
ner 2014 (Einrichtung des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl) 
war ein weiterer deutlicher Rückgang zu verzeichnen. Das Bundes-
amt für Fremdenwesen und Asyl verhängte im ersten Halbjahr 2015  
857 Schubhaften. 

In den Jahren 2010 bis 2013 wurde bei rund einem Drittel der 
aufenthalts beendenden Entscheidungen Schubhaft verhängt, im 
Jahr 2014 war dies nur mehr bei rd. 14 % der Fall. 

Der RH wies darauf hin, dass das Bundesamt für Fremdenwesen und 
Asyl zur Sicherung der Abschiebung anstelle von Schubhaften ver-
mehrt Festnahmeaufträge erteilte. Er kritisierte, dass das Bundesamt 
für Fremdenwesen und Asyl die Festnahmeaufträge nicht statistisch 
erfasste. Damit war nicht feststellbar, in welchem Ausmaß eine stär-
kere Nutzung dieser Möglichkeit zur Sicherung einer Abschiebung zum 
Rückgang der Schubhaft beitrug.

Abbildung 2:  Verhältnis aufenthaltsbeendende Entscheidungen und verhängte Schubhaften  
bei Fremden und Asylwerbern; 2010 bis 2013

Quellen: BMI; RH
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(2) Der RH hielt weiters fest, dass die verhängten Schubhaften im Zeit-
raum 2010 bis 2013 zu rd. 83 % Fremde und zu rd. 17 % abgelehnte 
Asylwerber betrafen. Während aufenthaltsbeendende Entscheidungen 
bei Fremden zu rd. 79 % mit der Verhängung von Schubhaft gesichert 
wurden, lag der Anteil bei den abgelehnten Asylwerbern bei rd. 9 %. 

Der RH kritisierte, dass für die Jahre 2014 und 2015 mangels Erfas-
sung durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl diese Zahlen 
— trotz deren Steuerungsrelevanz und des damit verbundenen Infor-
mationsgehalts für weiterführende Entscheidungen — nicht zur Ver-
fügung standen.

Der RH empfahl, sicherzustellen, dass das Bundesamt für Fremdenwe-
sen und Asyl verlässliche und valide Daten, insbesondere auch über 
die anstelle der Schubhaft zur Sicherung der Abschiebung erteilten 
Festnahmeaufträge, zur Verfügung stellen kann.

 9.3 (1) Das BMI führte in seiner Stellungnahme aus, dass der verstärk te 
Rückgriff auf Festnahmeaufträge zur Sicherung der Abschiebung 
anstelle der Verhängung von Schubhaften auf die geänderten rechtli-
chen Rahmenbedingungen seit 1. Jänner 2014 zurückzuführen sei. Die 
Möglichkeiten zur Anordnung eines Festnahmeauftrags seien erwei-
tert worden. Dies habe insofern zu einer Reduktion der Schubhaftan-
ordnungen beigetragen, als Abschiebungen, die im zeitlichen Rahmen 
der in dieser Bestimmung festgelegten Fristen (bis 72 Stunden) mög-
lich seien, eine Schubhaftanordnung entbehrlich machen würden. Die 
Verschiebung von der Schubhaft hin zur Festnahme werde auch durch 
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes bestätigt. Wei-
ters seien infolge der geänderten Rechtslage auch Schubhaftgründe 
weggefallen. Insbesondere sei mit der Einrichtung des Bundesamts für 
Fremdenwesen und Asyl die gesetzliche Grundlage der Anordnung von 
Schubhaft zum Zwecke der Sicherung der Zurückschiebung oder Durch-
beförderung weggefallen und durch eine Festnahme– und Anhaltebe-
fugnis der Landespolizeidirektion ersetzt worden.

Weiters teilte das BMI mit, dass die freiwilligen Ausreisen im ersten 
Halbjahr 2016 gegenüber dem Vergleichszeitraum 2015 von rd. 2.459 
auf 3.195 um 30 %, die zwangsweisen Außerlandesbringungen von 
1.745 auf 1.968 um 13 %  gestiegen seien. Die Zahl der Schubhaften 
habe sich im selben Vergleichszeitraum von 857 auf 973 um 13,5 % 
erhöht.
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(2) Laut Stellungnahme des BMI habe das Bundesamt für Fremdenwe-
sen und Asyl die Empfehlung, verlässliche und valide Daten zur Ver-
fügung zu stellen, auch hinsichtlich der zur Sicherung der Abschie-
bung erteilten Festnahmeaufträge umgesetzt (siehe TZ 7).

 10.1 Von 2010 bis Ende August 2015 waren rd. 22.000 Schubhaften voll-
zogen worden. Die Herkunft der Schubhäftlinge stellte sich wie folgt 
dar: 

 
Im Zeitraum 2010 bis Ende August 2015 waren 26 % der Schubhäftlinge 
EWR–Bürger (insbesondere aus Polen, Rumänien und der Slowakei).25 
Weitere 26 % der Schubhäftlinge stammten aus dem übrigen Europa 
(insbesondere Serbien, Kosovo, Georgien und Russland). Afrikanische 
Herkunftsstaaten (27 %) waren insbesondere Nigeria und Algerien, asi-
atische Herkunftsstaaten (20 %) waren insbesondere China und Indien. 
Rund 5 % der Schubhäftlinge kamen aus den drei zahlenmäßig stärks -
ten Herkunftsstaaten von Asylwerbern (Syrien, Afghanistan, Irak). 

25 Im Zeitraum 2014 bis Mitte 2015 waren es bereits 30 %.

Herkunft der  
Schubhäftlinge

Abbildung 3:  Schubhäftlinge (2010 bis Mitte 2015) nach  
Herkunfts region
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Quellen: BMI; RH
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Demgegenüber kamen bei den Verwaltungsverwahrungshäftlingen im 
Jahr 2015 rd. 56 % aus den genannten Staaten Syrien, Afghanistan, 
Irak. Mehr als 6 % stammten aus dem Kosovo sowie jeweils rd. 4 % 
aus dem EWR–Raum und dem übrigen Europa. Weniger als 1 % der 
Verwaltungsverwahrungshäftlinge waren österreichische Staatsbürger. 

 10.2 Der RH hielt fest, dass in den Jahren 2010 bis Ende August 2015 mehr 
als die Hälfte der Schubhäftlinge aus europäischen Staaten kamen, nur 
ein geringer Anteil stammte aus den „klassischen“ Asylwerberstaaten. 

 11.1 (1) Im Jahr 2010 bestanden österreichweit 17 Polizeianhaltezentren26 
mit einer Gesamtkapazität von 1.369 Haftplätzen. Das BMI eröffnete 
Anfang 2014 das ausschließlich für den Schubhaftvollzug vorgesehene 
Anhaltezentrum Vordernberg und schloss in der Folge zwei kleinere 
Einheiten in Leoben und Schwechat. Zur Zeit der Gebarungsüberprü-
fung Mitte 2015 standen dem BMI für den Haftvollzug 15 Polizeian-
haltezentren27 und das Anhaltezentrum Vordernberg mit insgesamt 
1.502 Haftplätzen zur Verfügung. 

Die Anzahl der Haftplätze, der durchschnittliche Häftlingsstand und 
die Auslastung der Polizeianhaltezentren und des Anhaltezentrums 
Vordernberg stellten sich im Vergleich zwischen 2010 und 2015 wie 
folgt dar: 

26 Polizeianhaltezentren hatte das BMI bei den 14 Bundespolizeidirektionen (BPD) — in 
Wien und Eisenstadt je zwei — und in Vorarlberg — das im Bundesland über keine 
Polizeidirektion verfügte — als „Verwaltungsarrest“ Bludenz eingerichtet. Mit der am 
1. September 2012 in Kraft getretenen Neuorganisation der Sicherheitsbehörden (Auf-
lösung der BPD) gingen sie in die Zuständigkeit der Landespolizeidirektionen (LPD) 
über.

27 Davon waren zu diesem Zeitpunkt 14 tatsächlich als vollwertige Polizeianhaltezentren 
verwendet, einer der beiden Standorte in Eisenstadt wurde als Kompetenzzentrum für 
die Ersterfassung von Asylwerbern genutzt. Dieses verfügte aber weiterhin über die 
vollständige Infrastruktur eines Polizeianhaltezentrums.

Kapazitäten und 
Auslastung

Polizeianhaltezentren
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Deutliche Überkapazitäten bestanden 2015 etwa in Salzburg (durch-
schnittliche Auslastung von 12 % bei 143 Haftplätzen) und Klagen-
furt (durchschnittliche Auslastung von 19 % bei 67 Haftplätzen). Die 
Auslastung des Anhaltezentrums Vordernberg mit 39 % im Jahr 2015 
war auf die Unterbringung kurzzeitig angehaltener Fremder und nicht 
— wie dem eigentlichen Zweck entsprechend — von Schubhäftlingen 
zurückzuführen (siehe TZ 31).

(2) Die durchschnittliche Belegung der Polizeianhaltezentren und des 
Anhaltezentrums Vordernberg pro Tag entwickelte sich bundesweit 
zwischen 2010 und 2015 (Jänner bis August) — aufgeteilt nach Haft-
arten — wie folgt: 

Tabelle 7:  Kapazitäten und Auslastung der Polizeianhaltezentren und des Anhalte zentrums 
Vordernberg – Vergleich 2010 und 2015

Polizeianhalte-
zentrum Haftplätze durchschnittlicher 

Häftlingsstand
durchschnittliche 

Auslastung

Anzahl Anzahl pro Tag in % der Haftplätze

Jänner 2010 Juni 2015 2010 2015 2010 2015

Bludenz 37 37 13,6 12,7 37 34

Eisenstadt 1 32 64 0,2 3,9 1 76

Eisenstadt 2 16 26 15,4 – 97 –

Graz 84 82 61,1 32,2 73 39

Innsbruck 81 69 24,2 29,0 30 42

Klagenfurt 67 67 31,3 12,7 47 19

Leoben 14 – 10,9 – 78 –

Linz 92 45 15,5 37,9 17 84

Salzburg 147 143 30,9 16,6 21 12

St. Pölten 27 27 14,1 8,0 52 30

Schwechat 12 – 10,5 – 88 –

Steyr 17 15 11,4 8,0 67 53

Villach 27 27 14,1 10,4 52 39

Wels 35 28 22,6 9,8 64 34

Wien Hernalser Gürtel 292 292 175,0 89,8 60 31

Wien Rossauer Lände 379 379 157,9 127,2 42 34

Wiener Neustadt 10 10 6,5 6,6 65 66

Anhaltezentrum 
Vordernberg – 193 – 74,8 – 39

gesamt 1.369 1.502 615,3 479,5 45 32

Quellen: BMI; RH
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Die durchschnittliche Belegung der Polizeianhaltezentren bundesweit 
pro Tag mit Schubhäftlingen ging zwischen 2010 und 2015 um rd. 
86 % von rd. 357 auf rd. 52 Personen zurück. Demgegenüber stieg die 
Belegung mit Verwaltungsverwahrungshäftlingen zwischen 2010 und 
2015 um rd. 636 % von rd. 25 auf rd. 183 Personen. Gerichtsverwah-
rungshaft und Verwaltungsstrafhaft blieben konstant.

Der Rückgang von Schubhäftlingen in den Polizeianhaltezentren 
(rd. – 86 %) war im Wesentlichen auf die rückläufige Anzahl an ver-
hängten Schubhaften und auf die Senkung der durchschnittlichen 
Schubhaftdauer zurückzuführen.

Der deutliche Anstieg bei den Verwaltungsverwahrungshäftlingen war 
auf die Zunahme der kurzfristigen Anhaltungen aus fremdenpolizei-
lichen Gründen28 (insbesondere wegen des stark erhöhten Zustroms an 
Asylwerbern bzw. Flüchtlingen) zurückzuführen. Dies erforderte zudem 
vermehrt manipulative Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Auf-
nahme, Registrierung, erkennungsdienstlichen Behandlung und Ent-
lassung der Häftlinge. 

 11.2 (1) Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMI die Haftplätze in den 
Polizeianhaltezentren von insgesamt rd. 1.370 im Jahr 2010 um knapp 
10 % auf rd. 1.500 im Jahr 2015 erhöhte. Im gleichen Zeitraum sank 
aber der durchschnittliche Häftlingsstand um rd. 22 % von rd. 615 auf 
rd. 479. Damit verringerte sich die Gesamtauslastung von 45 % auf 

28 Als Verwaltungsverwahrungshäftlinge geführt wurden sowohl die aufgrund unmittel-
barer Wahrnehmung der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes als auch die auf-
grund behördlicher Festnahmeaufträge bspw. zur Sicherung der Abschiebung festge-
nommenen Fremden. Der jeweilige Anteil an der Gesamtzahl der Häftlinge war nicht 
eruierbar, weil in der Anhaltedatei der Polizeianhaltezentren keine getrennte Erfas-
sung erfolgte. Auch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl erfasste die Anzahl 
der Festnahmeaufträge nicht gesondert.

Tabelle 8:  Durchschnittliche Gesamtbelegung der Polizeianhaltezentren und des  
Anhaltezentrums Vordernberg 2010 bis Mitte 2015 nach Haftarten

2010 2011 2012 2013 2014 2015 Veränderung

durchschnittliche Anzahl Häftlinge in %

Schubhaft 357,1 237,8 186,2 154,8 67,3 51,9 – 85,5

Verwaltungsverwahrungshaft 24,9 25,2 23,6 27,7 47,5 183,2 635,9

Verwaltungsstrafhaft 226,3 230,3 245,5 239,2 235,9 232,0 2,5

Gerichtsverwahrungshaft 15,0 15,5 14,1 15,0 14,7 15,8 5,6

gesamt1 615,3 502,0 463,7 430,9 361,3 479,5 – 22,1
1  Die Gesamtzahl liegt etwas unter der Summe der Haftarten. Der Grund liegt darin, dass Häftlinge bei Wechsel des Haftgrundes 

an einem Tag bei beiden Haftarten gezählt werden, in der Gesamtsumme aber nur einmal enthalten sind. Ein derartiger 
Haftgrundwechsel kommt bspw. vor, wenn ein Verwaltungsverwahrungshäftling anschließend in Schubhaft genommen wird.

Quellen: BMI; RH
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32 %. Infrastruktur und Personalausstattung der Polizeianhaltezentren 
verursachten aber Fixkosten, die im Wesentlichen unabhängig von der 
Auslastung anfielen.

Der RH empfahl, das Polizeianhaltewesen, insbesondere im Hinblick 
auf die Entwicklung der Häftlingszahlen, der verfügbaren Kapazitäten 
sowie der personellen Ausstattung der Polizeianhaltezentren zu eva-
luieren und darauf basierend neu zu konzipieren. Insgesamt sollten 
auf Basis der Evaluierung sowohl personelle Ressourcen als auch nicht 
ausgelastete Raumressourcen in den Polizeianhaltezentren einer ande-
ren Verwendung zugeführt bzw. flexibler genutzt werden.

(2) Der RH hielt fest, dass die durchschnittliche Belegung der Poli-
zeianhaltezentren mit Schubhäftlingen bundesweit pro Tag zwischen 
2010 und 2015 um rd. 86 % von rd. 357 auf rd. 52 Personen zurück-
ging. Demgegenüber stieg die Belegung mit Verwaltungsverwahrungs-
häftlingen zwischen 2010 und 2015 um rd. 636 % von rd. 25 auf 
rd. 183 Personen. 

In Bezug auf das neu errichtete Anhaltezentrum Vordernberg kriti-
sierte der RH, dass dessen — ausschließlich auf den Schubhaftvollzug 
ausgerichtete — Unterbringungskapazität mit 193 Haftplätzen beinahe 
das Vierfache der durchschnittlich pro Tag im gesamten Bundesge-
biet unterzubringenden Schubhäftlinge (2015: rd. 52 Personen) betrug. 

Der RH empfahl, bei einer Neukonzeption des Polizeianhaltewesens die 
geänderten Haftstrukturen — gestiegene Verwaltungsverwahrungshaft, 
insbesondere durch kurzzeitig angehaltene Fremde und Asylwerber, 
weniger und kürzere Schubhaften — zu berücksichtigen. Dabei wies der 
RH darauf hin, dass diese Entwicklung eine Verschiebung des Ressour-
ceneinsatzes von der Bewachung und Betreuung zu vermehrt manipu-
lativen Tätigkeiten (Aufnahme, Registrierung, erkennungsdienstliche 
Behandlung, Entlassung) bewirkte. 

 11.3 Laut Stellungnahme des BMI sei eine Evaluierung des Polizeianhal-
tewesens, speziell der Haftraumkapazitäten, vorgesehen. Im Zusam-
menhang mit der Implementierung von Registrierungsstellen sei eine 
diesbezügliche Prüfung ohnehin erforderlich. Dabei würden die ver-
schiedenen Haftstatus einbezogen und die Haftplatzstruktur und die 
Betreuungsintensität angepasst werden.
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 12.1 Das BMI erhöhte den Soll–Personalstand der Polizeianhaltezentren 
(inklusive Anhaltezentrum Vordernberg) zwischen 2010 und Juni 2015 
insgesamt um rd. 1 % von 537 auf 541 Planstellen. Der Ist–Personal-
stand ging von 523 auf 503 zurück. Dazu kam im Anhaltezentrum 
Vordernberg zusätzliches externes Betreuungspersonal im Ausmaß von 
rd. 48 Vollbeschäftigungsäquivalenten (VBÄ) zum Einsatz. Unter Ein-
beziehung des externen Betreuungspersonals erhöhte sich der Ist–Per-
sonalstand um über 5 %. Demgegenüber sank die Anzahl der Hafttage 
in den Polizeianhaltezentren (inklusive Anhaltezentrum Vordernberg) 
von insgesamt rd. 225.000 im Jahr 2010 auf rd. 132.000 im Jahr 2014 
(rd. – 41 %). 

Das Personal des BMI war für den gesamten Haftvollzug zuständig. 
Für den Schubhaftvollzug spezifisch ausgebildete Exekutivbeamte oder 
anderes Betreuungspersonal — wie das externe Betreuungspersonal 
im Anhaltezentrum Vordernberg — gab es bei den Polizeianhaltezen-
tren nicht. 

Für die vier29 (Polizei–)Anhaltezentren, in denen der Schubhaftvoll-
zug hauptsächlich erfolgte (siehe TZ 13), stellte sich im Juni 2015 das 
Verhältnis Haftplätze zu Bediensteten wie folgt dar: 

In den drei Polizeianhaltezentren in Salzburg und in Wien war das 
Verhältnis Haftplätze zu Soll–Personalstand mit drei Haftplätzen pro 
Bediensteten gleich hoch, das Anhaltezentrum Vordernberg war mit 
einem Verhältnis von zwei Haftplätzen pro Bedienstetem wesentlich 
besser ausgestattet. Beim Ist–Personalstand entfielen in Wien umge-
rechnet 3,3 Haftplätze auf einen Bediensteten, in Vordernberg waren 
es 2,3 Haftplätze je Bediensteten. Salzburg lag diesbezüglich mit einer 
Relation von 4:1 schlechter. Dabei war allerdings zu berücksichtigen, 
dass die tatsächliche Auslastung mit Häftlingen im Jahr 2015 in Salz-

29 Für die Polizeianhaltezentren in Wien (Hernalser Gürtel und Rossauer Lände) wurde kein 
getrennter Personalstand geführt, daher auch gemeinsame Darstellung in der Tabelle.

Personaleinsatz in 
den Polizeianhalte-
zentren

Tabelle 9: Verhältnis Haftplätze zu Bedienstete (Juni 2015)

Polizeianhaltezentrum Bedienstete Haftplätze Haftplätze pro 
Bediensteten

Anzahl  
Soll

Anzahl  
Ist Anzahl Soll Ist

Salzburg 48 36 143 3,0 4,0

Wien (Hernalser Gürtel und Rossauer Lände) 226 203 671 3,0 3,3

Anhaltezentrum Vordernberg (eigenes  
Personal und externes Betreuungspersonal)

98 
(50 und 48)

84  
(36 und 48) 193 2,0 2,3

Quellen: BMI; RH
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burg deutlich unter jener von Wien lag (siehe TZ 11: Wien rd. 31 % 
bzw. 34 %, Salzburg rd. 12 %).

 12.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI trotz eines Rückgangs der 
Haftzahlen zwischen 2010 und 2014 von rd. 41 % den Soll–Personal-
stand der Polizeianhaltezentren (inklusive Anhaltezentrum Vordern-
berg) insgesamt um rd. 1 % erhöhte. Der Ist–Personalstand stieg unter 
Berücksichtigung des externen Betreuungspersonals im Anhaltezen-
trum Vordernberg zwischen 2010 und Mitte 2015 um rd. 5 %. Der RH 
empfahl abermals, den Personaleinsatz im Haftvollzug in Polizeian-
haltezentren an der aktuellen Entwicklung der Häftlingszahlen aus-
zurichten (siehe dazu auch TZ 11). 

Der RH wies auch darauf hin, dass das Anhaltezentrum Vordernberg 
personell deutlich besser ausgestattet war als die Polizeianhaltezen-
tren. Während in den Polizeianhaltezentren in Wien und Salzburg 
ein Bediensteter drei Haftplätze zu betreuen hatte, lag das Verhält-
nis im Anhaltezentrum Vordernberg — unter Einbeziehung des exter-
nen Betreuungspersonals — bei zwei Haftplätzen je Mitarbeiter. Der 
RH verwies auf seine Empfehlungen in TZ 15, möglichst einheitliche 
Betreuungsstandards zu schaffen.

 13.1 (1) Maßgebliche rechtliche Grundlagen für die Unterbringung von 
Schubhäftlingen waren im Bundesverfassungsgesetz über den Schutz 
der persönlichen Freiheit30, dem FPG und der Anhalteordnung31 des 
BMI festgelegt. Weiters waren Empfehlungen bspw. des Menschen-
rechtsbeirats im BMI32, der Volksanwaltschaft und des Europäischen 
Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Strafe von Bedeutung. Diese Institutionen 
hatten sich u.a. für einen offenen Vollzug der Schubhaft und für eine 
adäquate Betreuung ausgesprochen.
30 Art. 1 Abs. 4 des Bundesverfassungsgesetzes vom 29. November 1988 über den Schutz 

der persönlichen Freiheit; BGBl. Nr. 684/1988 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 2/2008. 
Demnach waren festgenommene oder angehaltene Personen unter Achtung der Men-
schenwürde und mit möglichster Schonung der Person zu behandeln und durften nur 
solchen Beschränkungen unterworfen werden, die dem Zweck der Anhaltung ange-
messen oder zur Wahrung von Sicherheit und Ordnung am Ort seiner Anhaltung not-
wendig waren.

31 BGBl. II Nr. 128/1999, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 439/2005
32 Mit der Sicherheitspolizeigesetz–Novelle 1999 (BGBl. I Nr. 146/1999) hatte der Men-

schenrechtsbeirat ab 1. September 1999 den Bundesminister für Inneres in Fragen der 
Wahrung der Menschenrechte zu beraten. Seine Aufgaben gingen gemäß dem OPCAT–
Durchführungsgesetz (BGBl. I Nr. 1/2012) per 1. Juli 2012 auf die Volksanwaltschaft 
über.

Unterbringung der 
Schubhäftlinge

Schubhaftvollzug
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Im Jahr 2006 passte das BMI die Anhalteordnung (inter–)nationalen 
Entwicklungen bei den Standards für die Schubhaft an. Demnach 
waren Schubhäftlinge in Gemeinschaftshaft, aber getrennt von ande-
ren Häftlingen33, getrennt nach Frauen und Männern, sowie Minder-
jährige getrennt von Erwachsenen, unterzubringen. 

Mit der Inbetriebnahme des Anhaltezentrums Vordernberg Anfang 2014 
regelte das BMI auch den Vollzug der Schubhaft neu. Bei einer voraus-
sichtlichen Dauer von mehr als sieben Tagen war Schubhaft nur im 
Anhaltezentrum Vordernberg oder den Polizeianhaltezentren in Wien 
und Salzburg zu vollziehen. In den übrigen Polizeianhaltezentren 
sollten Schubhaften nicht mehr oder nur mehr bei einer voraussicht-
lich kürzeren Dauer als sieben Tage vollzogen werden. 

Die Unterbringung der Schubhäftlinge in Polizeianhaltezentren (inkl. 
Anhaltezentrum Vordernberg) entwickelte sich in den Jahren 2010 bis 
2015 wie folgt: 

33 Verwaltungsstrafhäftlinge, Gerichtsverwahrungshäftlinge

Tabelle 10:  Unterbringung Schubhäftlinge in Polizeianhaltezentren; durchschnittlicher 
Tagesstand 2010 bis Mitte 2015 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 

durchschnittlicher Tagesstand Schubhäftlinge

Polizeianhaltezentren mit Widmung Schub-
haftvollzug über sieben Tagen (seit 2014) 232,7 149,0 124,1 118,3 64,6 50,0

davon 

 Anhaltezentrum Vordernberg – – – – 17,0 7,6

 Salzburg 22,5 18,6 8,4 9,4 2,0 3,0

 Wien Rossauer Lände 47,3 24,4 24,8 17,9 3,3 2,2

 Wien Hernalser Gürtel 162,9 106,1 90,9 91,0 42,4 37,2

Polizeianhaltezentren mit Widmung Schub-
haftvollzug unter sieben Tagen (seit 2014)1 69,0 45,2 29,1 17,0 2,1 1,5

Polizeianhaltezentren ohne Widmung  
Schubhaftvollzug (seit 2014)2 55,5 43,6 33,0 19,6 0,5 0,4

Gesamtsumme 357,1 237,8 186,2 154,8 67,3 51,9

in %

Anteil Polizeianhaltezentren mit Widmung 
Schubhaftvollzug über sieben Tagen 65 63 67 76 96 96

1 Bludenz, Eisenstadt, Graz, Innsbruck, Klagenfurt, Linz
2 Leoben (bis 2013), Schwechat (bis 2013), Sankt Pölten, Steyr, Villach, Wels, Wiener Neustadt

Quellen: BMI; RH
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Ab 2014 konzentrierte sich die Unterbringung der Schubhäftlinge fast 
ausschließlich (96 %) auf die vier, für den Vollzug von Schubhaften von 
mehr als sieben Tagen vorgesehenen Polizeianhaltezentren. Von die-
sen war das Polizeianhaltezentrum Wien Hernalser Gürtel am stärks-
ten belegt.

(2) Das BMI legte in einem Erlass vom Mai 2015 fest, dass grundsätz-
lich jedem Fremden, über den Schubhaft verhängt wurde, die Anhal-
tung im offenen Vollzug34 zu ermöglichen war. Ausschließungsgründe 
waren insbesondere Aggressionsverhalten, Gewaltbereitschaft sowie 
vorangegangene Fluchtversuche. Die Unterbringung in geschlossenen 
Stationen sollte nur die Ausnahme sein. 

In den Polizeianhaltezentren mit Schubhaftvollzug von über sieben 
Tagen standen ab 2014 insgesamt rd. 300 Schubhaftplätze im offenen 
Vollzug zur Verfügung. Für weibliche Schubhäftlinge war eine offene 
Station mit rd. 20 Plätzen im Polizeianhaltezentrum Wien Rossauer 
Lände eingerichtet.

Ein Vergleich der Schubhaftplätze im offenen Vollzug mit der durch-
schnittlichen Anzahl an Schubhäftlingen pro Tag stellt sich wie folgt 
dar: 

34 Zellen sowie dazugehörige Aufenthalts– und Bewegungsräume in einem eigens abge-
grenzten Bereich mit freier Bewegungsmöglichkeit für die Angehaltenen (offene Sta-
tion)
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Seit 2014 waren die Haftplätze im offenen Vollzug im Vergleich zur 
durchschnittlichen Anzahl an Schubhäftlingen — bundesweit betrach-
tet — ausreichend. Während in den Polizeianhaltezentren Vordernberg, 
Salzburg und Wien Rossauer Lände deutlich mehr Plätze im offenen 
Vollzug als Schubhäftlinge vorhanden waren, reichten sie in Wien Her-
nalser Gürtel zwar im Durchschnitt, allerdings nicht bei überdurch-
schnittlicher Belegung aus. 

 13.2 (1) Der RH hielt fest, dass das BMI bemüht war, die Empfehlungen von 
relevanten Institutionen auf dem Gebiet der Menschenrechte zum Voll-
zug von Schubhaften (offener Vollzug, adäquate Betreuung) umzu-
setzen. Wesentlich dafür war die Konzentration des Schubhaftvoll-
zugs mit einer voraussichtlichen Dauer von über sieben Tagen auf vier 
Standorte mit offenem Vollzug, an denen 2014 und 2015 rd. 96 % der 
Schubhäftlinge untergebracht wurden. 

(2) Der RH hielt weiters fest, dass in den (Polizei–)Anhaltezentren 
mit Schubhaftvollzug von über sieben Tagen seit 2014 insgesamt 
rd. 300 Haftplätze im offenen Vollzug, davon rd. 20 Plätze für weib-
liche Schubhäftlinge, zur Verfügung standen. Angesichts der durch-
schnittlichen Anzahl an Schubhäftlingen war die Anzahl der Plätze 
im offenen Vollzug bundesweit betrachtet ausreichend. Während aller-
dings im Polizeianhaltezentrum Salzburg und im Anhaltezentrum Vor-
dernberg sowie in dem — für weibliche Schubhäftlinge vorgesehenen — 

Tabelle 11:  Vergleich Schubhaftplätze im offenen Vollzug mit durchschnittlicher  
Anzahl Schubhäftlinge pro Tag; 2010 bis Mitte 2015

2010 2011 2012 2013 2014 2015
Anzahl

Anhaltezentrum Vordernberg
Schubhaftplätze im offenen Vollzug – – – – 193 193

durchschnittliche Anzahl  
Schubhäftlinge pro Tag – – – – 17,0 7,6

Salzburg
Schubhaftplätze im offenen Vollzug 42 42 42 42 42 42

durchschnittliche Anzahl  
Schubhäftlinge pro Tag 22,5 18,6 8,4 9,4 2,0 3,0

Wien Hernalser Gürtel
Schubhaftplätze im offenen Vollzug 48 48 48 48 48 48

durchschnittliche Anzahl  
Schubhäftlinge pro Tag 162,9 106,1 90,9 91,0 42,4 37,2

Wien Rossauer Lände
Schubhaftplätze im offenen Vollzug 18 18 18 18 18 18

durchschnittliche Anzahl  
Schubhäftlinge pro Tag 47,3 24,4 24,8 17,9 3,3 2,2

Quellen: BMI; RH
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Polizeianhaltezentrum Wien Rossauer Lände deutlich mehr Plätze im 
offenen Vollzug vorhanden waren als Schubhäftlinge, reichten sie im 
Polizeianhaltezentrum Wien Hernalser Gürtel bei überdurchschnitt-
licher Belegung nicht aus. 

Der RH empfahl sicherzustellen, dass nach Möglichkeit die Schubhaft 
vollständig in offenen Stationen vollzogen werden kann. Dazu wären 
die Kapazitäten für den offenen Vollzug im Polizeianhaltezentrum 
Wien Hernalser Gürtel entsprechend den empfohlenen Haftstandards 
zu adaptieren. In diesem Zusammenhang wäre auch zu prüfen, ob im 
Polizeianhaltezentrum Wien Rossauer Lände der offene Vollzug für 
männliche Schubhäftlinge ermöglicht werden könnte. Bezüglich einer 
alternativen Nutzung des äußerst gering ausgelasteten Anhaltezen-
trums Vordernberg verwies der RH auf seine Empfehlungen bei TZ 29.

 13.3 Das BMI verwies in seiner Stellungnahme auf die vorgesehene Evaluie-
rung des Polizeianhaltewesens, in deren Folge auch die Haftplatzstruk-
tur und Betreuungsintensität angepasst werden sollen (siehe TZ 11).

 14.1 Bis Ende 2013 nahm ein im Einsatz– und Krisenkoordinationscenter35 
eingerichteter Permanenzdienst die Schubhaft– und Schubtransportko-
ordination wahr. Dieser wies den anfragenden Bezirksverwaltungsbe-
hörden ein entsprechendes Polizeianhaltezentrum zu und unterstützte 
sie beim Transport der Schubhäftlinge dorthin. 

Mit der Neustrukturierung der Fremdenpolizeibehörden im Jänner 2014 
organisierte das BMI auch die Schubhaft– und Schubtransportkoor-
dination neu. Betroffene Fremde waren zunächst im nächstgelegenen 
Polizeianhaltezentrum mit Schubhaftvollzug anzuhalten. Die endgül-
tige Zuweisung oblag der Abteilung für Fremdenpolizei und Anhalte-
vollzug bei der Landespolizeidirektion (LPD) Wien („Unterbringungs– 
und Transportmanagement für Fremde“ – UTM). Das Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl (bzw. die zuständige Regionaldirektion) hatte 
das UTM über verhängte Schubhaften wie auch über bevorstehende 
Außerlandesbringungen unverzüglich zu informieren. 

Bei den Platzzuweisungen hatte das UTM die voraussichtliche Schub-
haftdauer zu berücksichtigen und sich mit dem Bundesamt für Frem-
denwesen und Asyl hinsichtlich des geeigneten Schubhaftplatzes im 

35 Dieses ist in der Zentralstelle (Generaldirektion für öffentliche Sicherheit) des BMI 
angesiedelt. Der Permanenzdienst 4 war zuständig für Grenz– und Fremdenpolizei-
liche Angelegenheiten inklusive Visa–Angelegenheiten, Schubhaft– und Schubtrans-
portkoordination. Das BMI richtete erstmals mit 1. April 2000 einen Schubtransport–
Journaldienst ein.

Zuweisung der Schub-
häftlinge an Polizei-
anhaltezentren
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Hinblick auf weitere Maßnahmen36 sowie der wahrscheinlichen Ausrei-
seörtlichkeit abzustimmen. Bei Vorliegen bestimmter Gründe37 waren 
Schubhäftlinge jedenfalls in ein Wiener Polizeianhaltezentrum zu über-
stellen.

Das UTM nahm von Jänner 2014 bis August 2015 bei rd. 3.100 zu 
vollziehenden Schubhaften insgesamt 1.118 Zuweisungen von Schub-
häftlingen vor. Bei den Schubhäftlingen, die im nächstgelegenen Poli-
zeianhaltezentrum verblieben und nicht weiter zugewiesen wurden, 
dokumentierte das UTM weder die Entscheidung noch die Gründe dafür. 

Das UTM wies dem eigens für den Schubhaftvollzug errichteten Anhal-
tezentrum Vordernberg Schubhäftlinge in vergleichsweise geringem 
Ausmaß zu. Im Zeitraum 2014 bis August 2015 wurden im Anhalte-
zentrum Vordernberg insgesamt 403 Schubhaften vollzogen, im Poli-
zeianhaltezentrum Wien Hernalser Gürtel 2.462. 

 14.2 Der RH hielt fest, dass das BMI mit der Neuorganisation der Frem-
denpolizeibehörden im Jänner 2014 auch eine zentrale Stelle in der 
LPD Wien für die Schubhaft– und Schubtransportkoordination ein-
richtete. Der RH wies allerdings darauf hin, dass diese dem eigens für 
den Schubhaftvollzug errichteten Anhaltezentrum Vordernberg Schub-
häftlinge in vergleichsweise geringem Ausmaß zuwies: Während im 
Zeitraum 2014 bis August 2015 im Polizeianhaltezentrum Wien Her-
nalser Gürtel nahezu 2.500 Schubhaften vollzogen wurden, waren es 
im Anhaltezentrum Vordernberg in diesem Zeitraum lediglich rd. 400. 
Dem RH erschien der schwerpunktmäßige Vollzug der Schubhaft im 
Polizeianhaltezentrum Wien Hernalser Gürtel aufgrund bestimmter 
Gegebenheiten, etwa des hohen Anteils an Fremden mit strafrechtli-
chen Verurteilungen, der geringen durchschnittlichen Haftdauer sowie 
der überwiegend im Nahebereich von Wien liegenden Abschiebeorte 
(siehe TZ 8, 9, 15 und 20) plausibel. 

Der RH kritisierte, dass mangels entsprechender Dokumentation durch 
die zentrale Stelle in der LPD Wien für die Schubhaft– und Schub-
transportkoordination die maßgeblichen Gründe für die Auswahl des 
endgültigen Vollzugsortes nicht transparent waren. Damit war einer-
seits nicht überprüfbar, inwieweit die Zuweisung von Schubhaftplätzen 
gemäß den Vorgaben des BMI erfolgte und andererseits der tatsäch-
liche Bedarf an Schubhaftplätzen in einem eigenen Anhaltezentrum 
für den Schubhaftvollzug nicht ausreichend beurteilbar. 

36 bspw. Einvernahmen durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Vorführungen 
bei Behörden oder Botschaften

37 bspw. Hungerstreik, Suchtproblematik, Gewaltvermerk, Sicherheitsbedenken
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Der RH empfahl, ausgehend von der Entwicklung der Schubhaftzahlen 
und der Struktur der Schubhäftlinge (bspw. Herkunftsland, Asylwer-
ber oder sonstiger Fremder, Straffälligkeit), den Bedarf an Schubhaft-
plätzen in den Polizeianhaltezentren sowie in einem eigenen Anhal-
tezentrum zu evaluieren.

 14.3 Das BMI verwies neuerlich auf die vorgesehene Evaluierung des Poli-
zeianhaltewesens, insbesondere der Haftraumkapazitäten (siehe TZ 11).

 15.1 Die Anhalteordnung regelte grundsätzlich die Beaufsichtigung, die 
menschenwürdige Behandlung sowie die Betreuung (insbesondere ärzt-
liche Betreuung, Hygiene, Beschäftigung) der Häftlinge in den Polizei-
anhaltezentren. Die Anhalteordnung galt auch für Schubhäftlinge. 

Die Häftlinge durften sich angemessen beschäftigen, soweit dies nicht 
gegen die Anhalteordnung verstieß oder die Sicherheit gefährdete. 
Aktive Betreuungsangebote waren in den Polizeianhaltezentren nicht 
vorgesehen. Die Exekutivbediensteten waren für eine spezifische 
Betreuung von Schubhäftlingen nicht gesondert ausgebildet.38 Eigenes 
Betreuungspersonal war in den Polizeianhaltezentren nicht eingesetzt. 

Im Anhaltezentrum Vordernberg war das Betreuungsmanagement 
einem privaten Sicherheitsdienstleister übertragen (siehe TZ 27 und 
30). Die vertraglichen Vereinbarungen umfassten bspw. eine entspre-
chende Qualifikation des Personals, effektives und effizientes Zeitma-
nagement für Häftlinge, ein ausgewogenes und variables Angebot an 
kulturellen Aktivitäten, Sport und sonstigen Freizeitaktivitäten sowie 
die Einbeziehung von Gender– und Diversitätsgrundsätzen. 

Das Betreuungsangebot und –ausmaß für Schubhäftlinge ging im 
Anhaltezentrum Vordernberg über die in der Anhalteordnung enthal-
tenen Bestimmungen — und weit über die in den restlichen Polizeian-
haltezentren angebotene Betreuung — hinaus. Zur Zeit der Prüfung des 
RH an Ort und Stelle betreuten bspw. in einer Wohneinheit fünf Mit-
arbeiter des privaten Sicherheitsdienstleisters drei Schubhäftlinge.39

Die durchschnittliche Dauer der Schubhaft sank zwischen 2010 und 
2015 (Ende August) kontiniuierlich. Während im Jahr 2010 eine Schub-
haft im Durchschnitt noch rd. 29 Tage dauerte, waren es im Jahr 2015 
rd. 11 Tage. 

38 z.B. Konfliktmanagement, auf die betroffenen Personen abgestimmte Zeitplanung sowie 
Unterstützung von Kultur– und Freizeitaktivitäten

39 Wahrnehmung des RH im Rahmen der Überprüfung des Anhaltezentrums Vordernberg 
am 13. August 2015

Betreuung in der 
Schubhaft
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 15.2 Der RH hielt fest, dass die in Polizeianhaltezentren eingesetzten Exeku-
tivbediensteten für die Betreuung von Schubhäftlingen nicht gesondert 
ausgebildet waren. Im Anhaltezentrum Vordernberg war hingegen spe-
zifisches Betreuungspersonal eingesetzt. Diese ungleiche Betreuungs-
intensität von Schubhäftlingen — abhängig davon, wo die Schubhaft 
vollzogen wurde — beurteilte der RH kritisch. Die Betreuung ging im 
Anhaltezentrum Vordernberg über die in der Anhalteordnung enthal-
tenen Bestimmungen und weit über die in den Polizeianhaltezentren 
angebotene Betreuung hinaus. 

Der RH empfahl, in allen Polizeianhaltezentren mit Schubhaftvollzug 
eine möglichst einheitliche, den Vorgaben der Anhalteordnung und 
der im Durchschnitt kürzeren Dauer der Schubhaft (im Jahr 2015 rd. 
11 Tage) angepasste Betreuungsintensität sicherzustellen. 

 15.3 Das BMI gab bekannt, dass in die vorgesehene Evaluierung des Polizei-
anhaltewesens auch die Betreuungsintensität einbezogen werden solle 
(siehe TZ 11).

 16.1 Zwischen 2010 und September 2015 waren rd. 10 % der Schubhäftlinge 
weiblich. Die Anhalteordnung enthielt Bestimmungen über die gender-
gerechte Anhaltung von Schubhäftlingen. Demnach waren Frauen von 
Männern getrennt unterzubringen und es war danach zu trachten, dass 
betreuende Aufsichtsorgane dasselbe Geschlecht wie die Angehaltenen 
hatten. 

Das BMI vollzog die Schubhaft an Frauen in der eigens dafür einge-
richteten offenen Station im Polizeianhaltezentrum Wien Rossauer 
Lände. Im Polizeianhaltezentrum Rossauer Lände kam dabei grund-
sätzlich weibliches Exekutivpersonal zum Einsatz. Im Anhaltezentrum 
Vordernberg war für die Betreuung der Schubhäftlinge ein privater 
Sicherheitsdienstleister zuständig, der zur Einhaltung gendergerechter 
Grundsätze vertraglich verpflichtet war.

 16.2 Der RH beurteilte die Berücksichtigung genderspezifischer Aspekte 
beim Vollzug von Schubhaften positiv. 

 17.1 Die Gründe für die Beendigung von Schubhaften stellten sich im Zeit-
raum 2010 bis August 2015 wie folgt dar: 

Geschlechts-
spezifische Aspekte

Beendigungsgründe 
der Schubhaft
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In den Jahren 2010 bis 2015 endeten rd. 49 % der Schubhaften mit einer 
Abschiebung. Freiwillig reisten rd. 13 % der Schubhäftlinge aus. Im 
Hinblick auf eine möglichst friktionsfreie Außerlandesbringung hatte 
das BMI in diesen Fällen NGOs mit der Rechtsberatung und Rückkehr-
vorbereitung für Schubhäftlinge beauftragt.40 

Aus anderen Gründen — bspw. wegen Hungerstreiks — endete die 
Schubhaft in rd. 38 % der Fälle.

 17.2 Der RH hielt kritisch fest, dass im Zeitraum 2010 bis August 2015 ins-
gesamt nur rd. 62 % der Schubhaften (49 % durch Abschiebung, 13 % 
freiwillige Ausreise) tatsächlich mit einer Außerlandesbringung ende-
ten. Wegen Haftunfähigkeit (insbesondere im Zuge eines Hungerstreiks) 
mussten rd. 17 % der Schubhäftlinge aus der Haft entlassen werden.

Der RH empfahl, insbesondere im Rahmen der Rechtsberatung und 
Rückkehrvorbereitung verstärkt darauf hinzuwirken, dass der Anteil 
der Außerlandesbringung von Schubhäftlingen gesteigert werden kann.

 17.3 Das BMI wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass die freiwillige 
Rückkehr in Österreich gegenüber der zwangsweisen Rückführung abso-
lute Priorität habe. Im Jahr 2015 habe das Bundesamt für Fremdenwe-
40 Verein Menschenrechte Österreich in den Polizeianhaltezentren, Caritas im Anhalte-

zentrum Vordernberg

Abbildung 4:  Beendigungsgründe von Schubhaften (2010 bis Mitte 2015)

1 NGO: Non Governmental Organisation

Quellen: BMI; RH
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sen und Asyl die höchste Zahl der freiwilligen Rückkehrer seit Beginn 
der statistischen Aufzeichnungen verzeichnen können (5.087 freiwil-
lige Ausreisen). Verschiedene EU–finanzierte Projekte im Bereich der 
Rückkehrberatung, Rückkehrvorbereitung und Reintegration würden 
der Umsetzung der freiwilligen Ausreise dienen und sollten die Attrak-
tivität der freiwilligen Ausreise weiter steigern — so auch die Rück-
kehrberatung während verhängter Schubhaft. Aktuell werde durch eine 
finanzielle Aufstockung im Bereich der Rückkehrberatung weiter das 
Ziel verfolgt, Außerlandesbringungen zu steigern.

 18.1 Die Außerlandesbringung konnte — neben Abschiebung bzw. Dublin–
Überstellung — auch durch eine freiwillige Ausreise erfolgen. Doku-
mentiert war diese bei vom BMI unterstützter freiwilliger Rückkehr41, 
bei sonstigen Ausreisen, wenn der mit der aufenthaltsbeendenden Ent-
scheidung ausgefolgte Ausreiseauftrag im Zuge der Ausreise abgege-
ben wurde, sowie in den Fällen gemäß § 133a StVG.42 

Die Gesamtzahl der dokumentierten Außerlandesbringungen entwi-
ckelte sich im Vergleich zu den aufenthaltsbeendenden Entscheidungen 
von 2010 bis 2015 wie folgt:43 

41 Unterstützung durch das BMI im Rahmen der Rückkehrberatung bspw. durch Über-
nahme der Heimreisekosten, Reintegrationshilfe (Geldleistungen bis max. 370 EUR), 
Aufnahme in Reintegrationsprojekte im Heimatland (z.B. Finanzierung einer Ausbil-
dung oder von Nutztieren) 

42 Bei Verurteilten, gegen die ein Einreise– oder Aufenthaltsverbot bestand, konnte das 
Vollzugsgericht – in der Regel nach Verbüßung der Hälfte der Strafzeit und von min-
destens drei Monaten – bei freiwilliger Ausreise vom weiteren Vollzug der Strafe vor-
läufig absehen.

43 Nicht enthalten sind Zurückschiebungen, diesen geht auch keine aufenthaltsbeendende 
Entscheidung voraus.

Außerlandesbringung

Rückführung
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Zwischen 2010 und 2014 stieg der Anteil jener Personen, gegen die 
zwar eine aufenthaltsbeendende Entscheidung erlassen wurde, aber 
keine Außerlandesbringung dokumentiert war, von 54 % auf 57 %. 
Im Zeitraum 2010 bis 2014 betraf dies insgesamt 39.370 Personen, 
über deren Verbleib keine zuverlässigen Informationen bestanden.44 

 18.2 Der RH beurteilte kritisch, dass in den Jahren 2010 bis 2014 bei mehr 
als der Hälfte der Personen, gegen die eine aufenthaltsbeendende Ent-
scheidung erlassen wurde, nicht dokumentiert war, dass sie Öster-
reich auch tatsächlich verließen (im Jahr 2014 war dies nur bei 43 % 
dokumentiert). Er wies darauf hin, dass es sich dabei alleine im Zeit-

44 In einem geringen Ausmaß kam das Instrument der Duldung des Aufenthalts im Bun-
desgebiet gemäß § 46a FPG — insbesondere bei faktisch nicht abschiebbaren Personen — 
zur Anwendung. Beispielsweise lag die Zahl der Duldungen im Jahr 2014 bei rd. 320. 
Dies entsprach rd. 4 % der rd. 7.750 Personen, die trotz aufenthaltsbeendender Maß-
nahme nicht dokumentiert das Land verlassen hatten.

Tabelle 12:  Dokumentierte Außerlandesbringungen im Vergleich zu aufenthalts beendenden 
Entscheidungen

2010 2011 2012 2013 2014

Anzahl

(1)  Abschiebungen inkl. Dublin–Überstellungen 4.081 2.980 2.883 3.084 2.946

davon 

 Abschiebungen 2.577 2.020 1.853 1.903 1.619

 Dublin–Überstellungen 1.504 960 1.030 1.181 1.327

(2)  freiwillige Rückkehr bzw. Ausreise1 4.514 3.382 3.210 3.512 3.020

davon 

 unterstützte Rückkehr – – – – 1.989

 freiwillige Ausreise – – – – 578

 gemäß § 133a StVG2 – – 425 434 453

(3)  Summe dokumentierte Außerlandesbringungen 
(1)+(2) 8.595 6.362 6.093 6.596 5.966

(4)  aufenthaltsbeendende Entscheidungen 18.857 14.497 12.914 12.997 13.717

(5)  aufenthaltsbeendende Entscheidungen ohne 
dokumentierte Außerlandesbringung (4)–(3) 10.262 8.135 6.821 6.401 7.751

in %

Anteil aufenthaltsbeendende Entscheidungen 
ohne dokumentierte Außerlandesbringung 
an der Gesamtzahl aufenthaltsbeendender 
Entscheidungen

54 56 53 49 57

1 in den fremdenpolizeilichen Statistiken bis 2013 keine Trennung nach unterstützten Rückkehrern und freiwilliger Ausreise
2  § 133a StVG: Bei Verurteilten, gegen die ein Einreise– oder Aufenthaltsverbot bestand, konnte das Vollzugsgericht — in der 

Regel nach Verbüßung der Hälfte der Strafzeit und von mindestens drei Monaten — bei freiwilliger Ausreise vom weiteren 
Vollzug der Strafe vorläufig absehen.

Quellen: BMI, Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl; RH
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raum 2010 bis 2014 um insgesamt 39.370 Personen handelte, über 
deren Verbleib keine zuverlässigen Informationen bestanden.

Der RH hielt fest, dass die Anzahl der dokumentierten freiwilligen 
Rückkehrer höher war als jene der abgeschobenen Personen, wobei 
die freiwillige Rückkehr überwiegend durch das BMI finanziell unter-
stützt wurde (siehe TZ 17). Der RH beurteilte die freiwillige Rückkehr 
aus humanitären und wirtschaftlichen Aspekten positiv. 

Der RH empfahl durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass auf-
enthaltsbeendende Entscheidungen auch faktisch durchgesetzt werden. 
Weiters empfahl der RH, zuverlässige Informationen über den Ver-
bleib jener Personen, gegen die aufenthaltsbeendende Entscheidungen 
getroffen wurden, verfügbar zu machen. Er empfahl, dafür das IT–Sys-
tem „Integrierte Fremdenadministration“ (siehe TZ 7) zu verwenden, 
das von der Konzeption her bei ordnungsgemäßer und vollständiger 
Datenerfassung die Basis für vertiefte Untersuchungen liefern könnte.

 18.3 (1) Laut Stellungnahme des BMI sei der Bereich „Return/Außerlandes-
bringungen“ als einer der drei großen Schwerpunkte des Bundesamts 
für Fremdenwesen und Asyl festgesetzt worden. Das Bundesamt habe 
somit bereits kontinuierlich Maßnahmen gesetzt, um eine rechtskon-
forme Durchsetzung aufenthaltsbeendender Maßnahmen sicherzustellen. 
Durch spezielle Schulungen der Mitarbeiter sowie durch die Bereitstel-
lung diesbezüglicher Qualitätsdokumente würden Schwerpunkte gesetzt. 
Darüber hinaus seien verschiedene interne Netzwerke (Netzwerk Siche-
rungsmaßnahmen, Netzwerk Abschiebungen/Charter, Netzwerk Heim-
reisezertifikate) eingerichtet bzw. ausgebaut worden, um den Austausch 
in diesen Themenbereichen zu fördern und bestehende Prozesse ständig 
den aktuellen Anforderungen entsprechend anzupassen.

Die erfolgreiche Umsetzung von Maßnahmen zur Forcierung effektiver 
Außerlandesbringungen sei jedoch von vielfältigen Faktoren abhängig. 
Eine faktische Abschiebung in das Herkunftsland des Fremden könne 
aufgrund allgemeiner oder in der Person des Fremden liegenden Grün-
den nicht möglich sein. Wesentliche Voraussetzung für die Rückfüh-
rung sei ein entsprechendes Reisedokument. Verfüge ein Fremder über 
kein solches, so habe das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl für 
die Rückführung ein Ersatzreisedokument (Heimreisezertifikat) einzu-
holen. Das Bundesamt sei stets bemüht, ein solches möglichst zeitnah 
zu beantragen bzw. zu erlangen. Von einigen Vertretungsbehörden sei 
die Erlangung eines Ersatzreisedokuments jedoch nur sehr verzögert 
oder trotz Mitwirkung des Fremden gar nicht möglich, z.B., wenn die 
Staatsangehörigkeit wegen mangelnder offizieller Dokumente nicht fest-
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gestellt werden könne oder eine Rückantwort der ausländischen Ver-
tretungsbehörde unterbleibe.

Zusätzlich zu den europäischen Bemühungen zum Abschluss weiterer 
EU–Rückübernahmeabkommen würden daher das BMI und das Bundes-
amt für Fremdenwesen und Asyl in Zusammenarbeit mit dem BMEIA 
laufend Aktivitäten setzen, um die Zusammenarbeit mit den relevanten 
Herkunftsstaaten zu verbessern. Ein bereits aufgesetztes Maßnahmen-
paket zu „Außerlandesbringungen“ habe u.a. auch einen gesamtstaat-
lichen Ansatz zum Ziel, um mit gezielten Anreizen die Kooperations-
bereitschaft der Herkunftsstaaten für Rückführungen zu erhöhen.

(2) Im Hinblick auf die Bereitstellung zuverlässiger Informationen über 
den Verbleib jener Personen, gegen die aufenthaltsbeendende Entschei-
dungen getroffen wurden, werde das Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl bereits im Jahr 2016 die Applikation IFA weiterentwickeln; 
diese werde dann auch weitere technische Unterstützungen in den vom 
RH angesprochenen Bereichen bereithalten. Durch die laufende Wei-
terentwicklung von IFA werde auch das regelmäßige Berichtswesen an 
Bedarfsträger ständig erweitert. 

 19.1 Die Anzahl der Abschiebungen (einschließlich Dublin–Überstellungen) 
aus der Schubhaft und der Verwaltungsverwahrungshaft entwickelte 
sich wie folgt:45 

45 Die Anzahl der Abschiebungen gemäß den behördlichen Statistiken (siehe TZ 18) ist 
höher als die Zahl der aus der Haft (Schubhaft und Verwaltungsverwahrungshaft) 
erfolgten tatsächlichen Abschiebungen gemäß Anhaltedatei. Gründe sind die unter-
schiedliche Datenbasis sowie der Umstand, dass Abschiebungen auch als Maßnahme 
des gelinderen Mittels oder unmittelbar aus Justizanstalten erfolgen können.

Abschiebung aus 
Schubhaft und 
Verwaltungsverwah-
rungshaft

Tabelle 13:  Anzahl Abschiebungen aus Schub– und Verwaltungsverwahrungshaft  
2010 bis August 2015

2010 2011 2012 2013 2014 2015 Änderung 
2010/15

Anzahl in %

Abschiebung aus Schubhaft 2.792 2.058 1.944 2.074 1.054 878 – 69

Abschiebung aus 
Verwaltungsverwahrungshaft 755 798 848 1.076 1.720 2.198 191

Abschiebung aus Haft insgesamt 3.547 2.856 2.792 3.150 2.774 3.076 – 13

Quellen: BMI; RH
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Im Jahr 2010 erfolgten rd. 79 % der Abschiebungen aus der Schub-
haft, 21 % aus der Verwaltungsverwahrungshaft. Im Jahr 2015 (bis 
August) erfolgten rd. 29 % der Abschiebungen aus der Schubhaft und 
rd. 71 % aus der Verwaltungsverwahrungshaft. 

Bei den aus der Schubhaft abgeschobenen Personen war der Anteil der 
EWR–Bürger mit rd. 46 % sehr hoch. Abschiebungen aus der Verwal-
tungsverwahrungshaft betrafen hingegen insbesondere Personen aus 
Eritrea, Nigeria und Somalia (Afrika), Syrien und Afghanistan (Asien), 
Kosovo und Serbien (Europa). 

 19.2 Der RH hielt fest, dass im Jahr 2010 noch bei rd. 79 % der Abschie-
bungen eine Schubhaft voranging. Im Jahr 2015 (bis August) war 
dies nur mehr bei rd. 29 % der Abschiebungen der Fall. Insbeson-
dere bei Asylwerbern erfolgten Abschiebungen immer häufiger nach 
einer Anhaltung auf Grundlage eines Festnahmeauftrags. Damit redu-
zierte sich aber auch die potenzielle Anzahl der — über einen längeren 
Zeitraum — in einem Anhaltezentrum unterzubringenden Schubhäft-
linge beträchtlich. 

Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 14, ausgehend von der 
Entwicklung der Schubhaftzahlen und der Struktur der Schubhäft-
linge (bspw. Herkunftsland, Asylwerber oder sonstiger Fremder, Straf-
fälligkeit) den Bedarf an Schubhaftplätzen in den Polizeianhaltezen-
tren sowie eines eigenen Anhaltezentrums zu evaluieren.

 20.1 Der RH ermittelte aus den Daten der Anhaltedatei für den Zeitraum 2010 
bis Mitte 2015 die Anzahl der über die einzelnen Grenzkontrollstel-
len vorgenommenen Abschiebungen (einschließlich Dublin–Überstel-
lungen) aus der Haft (Schub– und Verwaltungsverwahrungshaft) und 
fasste diese entsprechend den in nachstehender Abbildung angeführten 
Kategorien nach „Abschiebewegen“ zusammen. Dabei ergaben sich für 
die jeweiligen Abschiebewege folgende Anteile: 

Abschiebewege
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Rückführung

 
Das BMI führte rd. 80 % der Abschiebungen über den Naheraum Wien 
(Flughafen Schwechat, Wien Bahnhof, Nordburgenland) durch. Vom 
Rest betrafen insgesamt rd. 13 % Abschiebungen von — nahezu aus-
schließlich — Verwaltungsverwahrungshäftlingen nach Italien.

Die tatsächlichen Abschiebewege ließen einen Schwerpunkt im Raum 
Wien erkennen. Der Standort Vordernberg wies sowohl im Hinblick auf 
die BMI–eigene Infrastruktur (Personal und Transportmittel für Schub-
hafttransporte und Abschiebungen), die Anbindung an das öffentliche 
Verkehrsnetz sowie die Entfernung zu den für Abschiebungen und 
Dublin–Überstellungen wesentlichen Grenzübergängen Nachteile auf.

 20.2 Der RH hielt fest, dass im Zeitraum 2010 bis Mitte 2015 rd. 80 % der 
Abschiebungen (einschließlich Dublin–Überstellungen) über Grenz-
übergangsstellen im Nahbereich der Polizeianhaltezentren in Wien 
erfolgten. Darüber hinaus waren lediglich Abschiebungen nach Italien 
mit 13 % zahlenmäßig bedeutsam. Diese betrafen allerdings nahezu 

Abbildung 5:  Abschiebewege

Tschechien

Ungarn

Deutschland

Slowakei

Slowenien

Italien

Schweiz

2 % über  
Niederösterreich

2 %  
über Burgenland  
andere Grenzübergänge

0,4 %  
über Steiermark 

und Kärnten

3 %  
über  
Kärnten

10 %  
über Tirol

0,2 %  
über  
Vorarlberg

0,8 %  
über Tirol, 
Salzburg, 

Oberösterreich

2 %  
über 
Oberösterreich, 
Niederösterreich

9 % über  
Burgenland 
(Kittsee) in 
die Slowakei

45 %  
Flughafen 
Schwechat

8 %  
Wien 
Bahnhof

18 % über 
Burgenland 
(Nickelsdorf) 
nach Ungarn

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMI; RH

Vordernberg
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ausschließlich kurzfristig angehaltene Verwaltungsverwahrungshäft-
linge.

Der RH wies darauf hin, dass die tatsächlichen Abschiebewege den 
Schwerpunkt im Nahebereich von Wien erkennen ließen. Daher wies 
das Anhaltezentrum Vordernberg aus wirtschaftlichen und zweck-
mäßigen Gesichtspunkten klare Standortnachteile gegenüber den 
Polizeianhaltezentren im Raum Wien auf. Der RH verwies auf seine 
Empfehlung in TZ 14, den Bedarf an Schubhaftplätzen in den Polizei-
anhaltezentren und im eigens für Schubhäftlinge errichteten Anhal-
tezentrum Vordernberg zu evaluieren.

 21.1 Das BMI verfügte über keine Berechnung der Kosten für den Haft– 
bzw. den Schubhaftvollzug. Der RH errechnete daher für die vier, für 
den Schubhaftvollzug vorgesehenen Polizeianhaltezentren (Salzburg, 
zwei in Wien und Vordernberg) aktuelle monatliche Durchschnitts-
kosten auf Basis der Personalstände46, der vom BMI bezahlten Mie-
ten und Betriebskosten, der sonstigen Ausgaben (z.B. ärztliche Ver-
sorgung, Verpflegung) sowie der für das Anhaltezentrum Vordernberg 
bezahlten Pauschale an die Gemeinde Vordernberg. Die nachstehende 
Tabelle weist die Durchschnittskosten je Hafttag aus. Nicht einbezogen 
sind indirekte Kosten (Overhead, Verwaltungsgemeinkosten). 

46 Personalkosten der Polizeianhaltezentren berechnet mit den gemäß Verordnung des 
BMF, BGBl. II Nr. 69/2015 veröffentlichten Durchschnittskosten nach Verwendungs-
gruppen; Personalkosten Vordernberg entsprechen den durchschnittlichen tatsäch-
lichen Personalausgaben im ersten Halbjahr 2015. 

Kosten je Hafttag

Kosten des Schubhaftvollzugs

III-322 der Beilagen XXV. GP - Bericht - Hauptdokument gesamt (elektr. übermittelte Version) 151 von 184

Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.
www.parlament.gv.at



150 Bund 2016/22

Kosten des Schubhaftvollzugs

Ein Haftplatz (bezogen auf Vollauslastung) war im Anhaltezentrum 
Vordernberg mit 165 EUR mehr als doppelt so teuer wie in den Poli-
zeianhaltezentren Wien Hernalser Gürtel (80 EUR) und Wien Ros-
sauer Lände (73 EUR) bzw. dreimal so teuer wie im Polizeianhalte-
zentrum Salzburg. 

Da die Anhaltezentren nicht ausgelastet waren, ergaben sich wesent-
lich höhere Ist–Kosten je Hafttag. Die Kosten je Hafttag (auf Basis der 
tatsächlichen Hafttage pro Monat im ersten Halbjahr 2015) lagen im 
Anhaltezentrum Vordernberg mit 834 EUR fast viermal so hoch wie 
in den Polizeianhaltezentren in Wien und mehr als doppelt so hoch 
wie im – sehr gering ausgelasteten – Polizeianhaltezentrum Salzburg. 
Aufgrund des hohen Fixkostenanteils hingen die Kosten je Hafttag 
stark von der tatsächlichen Auslastung ab. 

 21.2 Der RH kritisierte, dass das BMI über keine zuverlässigen und aussa-
gekräftigen Daten zu den Kosten der Schubhaft verfügte. Dazu hob 
der RH hervor: 

Tabelle 14: Aktuelle Durchschnittskosten pro Hafttag
Polizeianhaltezentren

Wien 
Hernalser 

Gürtel

Wien 
Rossauer 

Lände
Salzburg Vordernberg

in EUR pro Monat

Personalkosten 612.527 718.108 175.346 258.822

Pauschalzahlung des BMI an die  
Gemeinde Vordernberg  
(im Wesentlichen Fremdpersonal)

– – – 458.5131

Miete und Betriebskosten 29.387 44.999 13.795 221.532

sonstige Ausgaben 59.555 66.599 25.577 16.069

Gesamtkosten 701.469 829.705 214.718 954.938

in Tagen

potenzielle Hafttage pro Monat  
(Kapazität x 30) 8.760 11.370 4.290 5.790

tatsächliche Hafttage pro Monat im  
ersten Halbjahr 2015 2.876 4.012 531 1.145

in EUR

Kosten je Haftplatzkapazität  
(verfügbare Haftplätze) und Tag 80 73 50 165

Ist–Kosten je Hafttag  
(Basis erstes Halbjahr 2015) 244 207 405 834

1  etwas höher als die tatsächlichen Ausgaben im ersten Halbjahr 2015 (siehe Kennzahlen), weil hier der Abzug für Verpflegungs-
kosten wegen des reduzierten Häftlingsstandes nicht berücksichtigt ist

Quellen: BMI; RH
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Kosten des Schubhaftvollzugs

–  Die Kosten je Haftplatz zwischen den Polizeianhaltezentren in 
Wien und Salzburg einerseits und dem Anhaltezentrum Vordern-
berg andererseits wichen stark voneinander ab. Ein Haftplatz in 
Salzburg kostete pro Tag 50 EUR, in Vordernberg 165 EUR (bezo-
gen auf Vollauslastung). 

–  Die Ist–Kosten je Hafttag divergierten ebenfalls stark. Ein Hafttag 
in Wien Rossauer Lände kostete 207 EUR, in Vordernberg 834 EUR.

–  Aufgrund des hohen Fixkostenanteils hingen die Kosten je Hafttag 
stark von der tatsächlichen Auslastung ab.

Der RH empfahl, zuverlässige und aussagekräftige Daten zu den Kosten 
der Polizeianhaltezentren und des Anhaltezentrums Vordernberg sowie 
insbesondere auch der Schubhaft zu ermitteln. Bezüglich der hohen 
Ist–Kosten je Hafttag verwies er auf seine Empfehlung zur Evaluierung 
und Neukonzeptionierung des Anhaltewesens in TZ 11.

 21.3 Laut Stellungnahme habe es die genannten Haftplatzkosten nicht nach-
vollziehen können. Auf die Empfehlung des RH, selbst zuverlässige und 
aussagekräftige Daten zu den Kosten zu ermitteln, ging das BMI nicht 
näher ein.

 21.4 Der RH entgegnete, dass er die Haftplatzkosten auf Basis der erhobe-
nen bzw. vom BMI übermittelten Daten (Personalstand, Sachaufwen-
dungen, Haftplatzkapazitäten, tatsächliche Belegung) errechnete und 
dies in Tabelle 14 im Einzelnen auch darstellte. Er blieb bei seiner Emp-
fehlung an das BMI, wonach es eigenständig zuverlässige und aussa-
gekräftige Daten zu den Kosten der Anhalteeinrichtungen, insbeson-
dere auch der Schubhaft, ermitteln soll.

 22.1 Gemäß § 113 FPG hatte ein Fremder die Kosten für den Schubhaft-
vollzug zu ersetzen. Nach der bis zum 19. Juli 2015 geltenden Rege-
lung richtete sich die Betragshöhe nach dem für Verwaltungsstrafhäft-
linge geltenden Tagsatz (zuletzt rd. 34 EUR).47 Die Verpflichtung zum 
Kostenersatz entfiel analog zu den Verwaltungsstrafhäftlingen dann, 
wenn der Schubhäftling der vorgesehenen Arbeitsverpflichtung nach-
kam oder ihm keine Arbeit angeboten werden konnte. In der Regel 
konnte keine Kostenvorschreibung erfolgen, weil Arbeitsmöglichkeiten 
für Schubhäftlinge kaum bestanden. Mit dem ab 20. Juli 2015 gel-
tenden Fremdenrechtspaket 2015 wurde ein Fixbetrag von 70 EUR pro 

47 Vierfaches der Arbeitsvergütung für Strafgefangene je Arbeitsstunde in der höchsten 
Vergütungsstufe, diese wurde für das Jahr 2015 mit 8,41 EUR festgelegt. 

Kostenersatz
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Tag festgelegt und die Kostenersatzpflicht für Schubhäftlinge dezidiert 
von der Arbeitsverpflichtung abgekoppelt. 

Auf Anfrage des RH teilte die LPD Salzburg mit, dass es auf Grund-
lage der bis 19. Juli 2015 geltenden Regelung keine Vorschreibungen 
und Einnahmen gab, „weil die Schubhäftlinge arbeitswillig waren“. Die 
LPD Wien teilte mit, dass im Jahr 2015 in 14 Fällen Kostenverfahren 
gegen Schubhäftlinge eingeleitet und in zwei Fällen Kostenbescheide 
erlassen wurden. Erfahrungen zu den Auswirkungen der neuen Rege-
lung waren bei beiden LPD noch nicht vorhanden. 

 22.2 Der RH hielt fest, dass die bis 19. Juli 2015 geltende Regelung zum 
Kostenersatz für Schubhäftlinge in der Höhe von zuletzt rd. 34 EUR pro 
Tag praktisch kaum zur Anwendung kam, weil sie von einer bei Schub-
häftlingen nicht umsetzbaren grundsätzlichen Arbeitsverpflichtung 
analog zu Straf– bzw. Verwaltungsstrafhäftlingen abhängig gemacht 
war. Erfahrungen zu den Auswirkungen der mit 20. Juli 2015 in Kraft 
getretenen Neuregelung mit einem erhöhten fixen Tagsatz von 70 EUR 
und dem Wegfall der Verknüpfung mit einer abgelehnten Arbeitsver-
pflichtung waren zur Zeit der Gebarungsüberprüfung des RH noch 
nicht vorhanden.

Der RH empfahl, die mit 20. Juli 2015 in Kraft getretene Neuregelung 
des von Schubhäftlingen zu leistenden Kostenersatzes auf ihre Praxis-
tauglichkeit sowie im Hinblick auf die tatsächlich erzielbaren Einnah-
men und den mit der Einhebung verbundenen Aufwand zu überprüfen.

 22.3 Laut Stellungnahme des BMI seien folgende Kosten, die der Landes-
polizeidirektion oder dem Bund entstehen würden, von den Fremden 
zu ersetzen:

1. Kosten, die bei der Durchführung der Zurückschiebung entstehen,
2. Kosten der Vollziehung der Schubhaft,
3.  Kosten, die als Aufwendung für den Einsatz gelinderer Mittel anfal-

len, sowie
4. Dolmetschkosten.

Problematisch sei lediglich die Einforderung der Kosten für die Schub-
haft, weil hier gemäß der Anhalteordnung zu beweisen sei, dass der 
Fremde während der Schubhaft arbeitsunwillig war. Wenn dies nicht 
gelinge, sei nämlich anzunehmen, dass er gearbeitet hätte, und der 
Ersatz für diese Arbeit sei den Schubhaftkosten gegenzurechnen. 
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 22.4 Der RH entgegnete, dass nach seinem Verständnis mit der Änderung 
der Fremdenpolizei–Durchführungsverordnung (BGBl. II Nr. 201/2015) 
der Nachweis einer abgelehnten Arbeitsverpflichtung als Vorausset-
zung für die Vorschreibung der Schubhaftkosten dezidiert weggefal-
len war (Verweis, dass § 54d Abs. 2 Verwaltungsstrafgesetz nicht gilt). 
Nach den Erhebungen des RH hatte dies das BMI — neben der Anhe-
bung des Kostensatzes — mit der Änderung der Verordnung beabsich-
tigt. Die Anhalteordnung bestimmt lediglich, dass Häftlinge mit ihrer 
Zustimmung zu Hausarbeit herangezogen werden können. Eine Ver-
pflichtung des BMI, Schubhäftlingen Arbeit anzubieten, ist daraus 
nicht ableitbar. 

Projektinhalt und –ablauf

 23.1 Der Schubhaftvollzug in Österreich stand jahrelang in der Kritik des 
Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschli-
cher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe sowie des Menschen-
rechtsbeirats. Im Juni 2001 war ein Ergebnis der Fachtagung „Zukunft 
der Schubhaft“ die Empfehlung, ein Konzept für die Schaffung eines 
Anhaltezentrums zu erstellen. 

Im Jahr 2001 waren rd. 17.000 Schubhaften und im Jahr 2005 
rd. 7.500 Schubhaften verhängt worden, ein entsprechender Bedarf 
war demnach gegeben. Am 30. November 2005 startete das BMI48 einen 
Projektauftrag zur Prüfung der möglichen Auslagerung von Aufgaben 
des Schubhaftvollzugs im Rahmen eines Public Private Partnership–
Modells unter der Verantwortung des Generaldirektors für die öffent-
liche Sicherheit. Wesentliches Projektziel war die Verbesserung der 
Rahmenbedingung für die Anhaltung von Fremden in Schubhaft. Für 
die Umsetzung des Projekts war nur ein kleiner Personenkreis zustän-
dig. Auftragsgemäß sollte eine taugliche Dokumentation geführt und 
monatlich schriftlich über den Fortgang des Projekts berichtet werden. 
Der Projektabschluss war mit der Betriebsaufnahme für das Jahr 2007 
vorgesehen. 

Das BMI verfügte über keine Projektdokumentation. Der Projektablauf 
war für den RH daher nur anhand von aktenmäßigen Erledigungen zu 
diesem Projekt nachvollziehbar. Daraus war ableitbar, dass sich das 
BMI — zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Schubhaft — 

48 vom damaligen Kabinettchef Mag. Philipp Ita im Auftrag unterzeichnet, Bundesminis-
terin war zu diesem Zeitpunkt Frau Liese Prokop

Ausgangssituation

Anhaltezentrum Vordernberg
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auf die Errichtung eines neuen Schubhaftzentrums für den Vollzug 
länger dauernder Schubhaften beschränkte. 

Analysen über die Entwicklung der Schubhaftzahlen, über Anzahl 
und Struktur (bspw. Herkunftsland, Asylwerber oder sonstiger Frem-
der, Straffälligkeit) der Schubhäftlinge usw. konnten dem RH eben-
sowenig vorgelegt werden wie Bedarfsplanungen über die erforder-
lichen Unterbringungskapazitäten und konkrete Berechnungen über 
die Kosten und Folgekosten. Beispielsweise ging die Anzahl der jähr-
lich verhängten Schubhaften seit 2006 — dem ersten Projektjahr betref-
fend Vordernberg — von rd. 8.700 auf unter 2.000 Fälle im Jahr 2014, 
somit um mehr als 75 %, zurück. 

 23.2 Der RH kritisierte, dass das BMI — entgegen dem Projektauftrag zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Schubhaftvollzug — 
keine Projektdokumentation erstellte. Weiters kritisierte er, dass der 
Entscheidung für die Errichtung des Anhaltezentrums Vordernberg 
keine Analysen über die Entwicklung der Schubhaftzahlen, die Eignung 
des Standorts sowie über die Kosten der Errichtung und des Betriebs 
vorangingen. 

Der RH empfahl sicherzustellen, dass Projekte von maßgeblicher Bedeu-
tung, wie die Neugestaltung des Schubhaftvollzugs und die Errich-
tung eines Anhaltezentrums, umfassend dokumentiert werden. Zudem 
wären grundlegende Analysen über die für die Zielerreichung maßge-
benden Parameter (bspw. Entwicklung der Schubhaftzahlen, Eignung 
des Standortes, Kosten und Folgekosten usw.) durchzuführen. 

Der RH verwies dazu auf seine Empfehlung im Bericht zur Gebarungs-
überprüfung „Vergabepraxis mit Schwerpunkt Projekt Digitalfunk“ 
(Reihe Bund 2013/2, TZ 39 und 71).

 23.3 (1) Laut Stellungnahme des BMI werde es die Empfehlung des RH 
betreffend die Sicherstellung einer Projektdokumentation für künftige 
Projekte aufgreifen und optimierende Maßnahmen dazu überlegen.

(2) Die derzeitige Schubhaftsituation sei für das BMI zum Zeitpunkt 
der Vorbereitungen, Entwicklung, Planung sowie des Vertragsabschlus-
ses betreffend das Anhaltezentrum Vordernberg aufgrund der damals 
vorliegenden Grundlagenforschung und Informationslage nicht vorher-
sehbar gewesen. Das BMI sei deshalb bestrebt gewesen, entsprechend 
den nationalen und internationalen Anforderungen einen modernen 
Schubhaftvollzug zu planen. Basis des Projektauftrags sowie der wei-
teren Grundlagen seien die seinerzeit gegebenen und vorhersehbaren 
Schubhaftzahlen gewesen.
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Anhaltezentrum Vordernberg

Bezüglich des Bedarfs eines neuen Anhaltezentrums sei u.a. auch zu 
berücksichtigen, dass die Schubhaftanordnungen gewissen Schwan-
kungen unterworfen seien, die von den aktuellen fremdenpolizeilichen 
Entwicklungen sowie Aufgriffen bzw. konzentrierten Maßnahmen 
abhängig sein können. Die Zahlen der Sicherungsmaßnahmen des Bun-
desamts für Fremdenwesen und Asyl seien im Monatsverlauf steigend.

 23.4 Der RH entgegnete, dass für die Planung eines neuen Anhaltezentrums 
nicht nur Schubhaftzahlen relevant sind, sondern ebenso Aspekte wie 
die Eignung des Standorts, Kosten und Folgekosten.

Projektziele

 24.1  (1) Das Regierungsprogramm 2008–2013 sah die Errichtung eines 
„Kompetenzzentrums“ für Schubhaft mit 250 Haftplätzen vor. Dadurch 
sollten u.a. Effizienzsteigerungen durch eine konzentrierte Vorberei-
tung der fremdenpolizeilichen Maßnahmen erzielt werden. 

(2) Das BMI verfolgte durch den Neubau eines Anhaltezentrums vor 
allem folgende Ziele: 

a)  eine Kostensenkung durch Redimensionierung anderer Anhalteein-
richtungen (Schließung von Polizeianhaltezentren oder deren Ver-
wendungsänderung),

b)  einmalige Einsparungen durch den Verzicht auf flächendeckende 
Errichtung von „offenen Stationen“ für den Schubhaftvollzug und 
im Versorgungsmanagement von rd. 500.000 EUR,

c)  einen konzentrierten und besser koordinierten Schubhaftvollzug 
sowie

d)  die Ausschöpfung aller Möglichkeiten der Anwendung eines Public 
Private Partnership–Modells. 

(3) Das BMI hatte nicht evaluiert, ob und inwieweit die angestrebten 
Ziele durch die Errichtung des Anhaltezentrums Vordernberg tatsäch-
lich realisiert werden konnten. 

Zur Zielerreichung stellte der RH fest:

a)  Durch die Errichtung des Anhaltezentrums Vordernberg kam es 
zur Schließung von zwei kleineren Polizeianhaltezentren in Leo-
ben (14 Haftplätze) und Schwechat (12 Haftplätze), insgesamt stieg 
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die Anzahl der Haftplätze jedoch deutlich (siehe TZ 11). Das BMI 
verfügte über keine zuverlässigen und aussagekräftigen Daten zu 
den Kosten der Schubhaft (siehe TZ 21). Insoweit bestand auch kein 
Überblick über die Gesamtkostenentwicklung seit Inbetriebnahme 
des Anhaltezentrums Vordernberg.

b)  Die ursprünglich vom BMI für erforderlich erachtete flächendeckende 
Errichtung offener Stationen für den Schubhaftvollzug konnte durch 
den Bau des Anhaltezentrums Vordernberg unterbleiben. Seit 2014 
waren die offenen Stationen im Vergleich zur durchschnittlichen 
Anzahl an Schubhäftlingen ausreichend dimensioniert (siehe TZ 13). 
Das BMI hatte keine Berechnungen, inwieweit die erwarteten Ein-
sparungen von rd. 500.000 EUR realisiert wurden. 

c)  Die Unterbringung der großen Mehrheit der Schubhäftlinge erfolgte 
nicht im neu errichteten Anhaltezentrum Vordernberg, sondern wei-
terhin in den Polizeianhaltezentren in Wien (insbesondere Hernalser 
Gürtel).  

d)  Die Mehrheit der im Anhaltezentrum Vordernberg zu erbringenden 
Dienstleistungen war — mit Zwischenschaltung der Gemeinde Vor-
dernberg — einem privaten Sicherheitsdienstleister übertragen wor-
den. Die Vertragsgestaltung machte es dabei dem BMI unmöglich, 
auf geänderte Rahmenbedingungen, insbesondere den Rückgang der 
Schubhaftzahlen, entsprechend reagieren zu können (siehe TZ 27).

 24.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI nicht evaluiert hatte, ob und 
inwieweit die mit der Errichtung des Anhaltezentrums verbundenen 
Ziele erreicht wurden. 

Einerseits schloss das BMI zwei kleinere Polizeianhaltezentren, ins-
gesamt stiegen aber durch die Errichtung des Anhaltezentrums Vor-
dernberg die Haftplätze deutlich. Das Ziel, eine Kostensenkung durch 
Redimensionierung anderer Anhalteeinrichtungen zu erreichen, war 
nach Ansicht des RH insgesamt nicht erreicht worden. Einzig auf die 
Adaptierung von Polizeianhaltezentren zur Errichtung von offenen 
Stationen konnte verzichtet und die diesbezüglichen Aufwendungen 
vermieden werden.

Entgegen den Zielvorstellungen konnte das BMI die im Anhaltezen-
trum Vordernberg zur Verfügung stehenden Schubhaftplätze nicht aus-
lasten. Der Schubhaftvollzug blieb weiterhin auf Polizeianhaltezen-
tren, insbesondere in Wien Hernalser Gürtel, konzentriert. 
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Das geplante Public Private Partnership–Modell für den Betrieb des 
neuen Anhaltezentrums setzte das BMI um. Der RH war jedoch der 
Auffassung, dass dieses insbesondere wegen der unflexiblen Vertrags-
gestaltung und bei geringer Auslastung im Ergebnis unwirtschaftlich 
und unzweckmäßig war. 

Der RH empfahl zu evaluieren, inwieweit die mit dem Projekt zur Ver-
besserung des Schubhaftvollzugs und der Errichtung des Anhaltezen-
trums Vordernberg verbundenen Ziele erreicht werden konnten. Darauf 
basierend wäre die ursprüngliche Zielsetzung den aktuellen Gegeben-
heiten entsprechend zu adaptieren und wären die zur Erreichung erfor-
derlichen Maßnahmen zu setzen.

 24.3 Laut Stellungnahme des BMI habe das Regierungsprogramm 2008–
2013 die Errichtung eines „Kompetenzzentrums für die Schubhaft 
mit 250 Plätzen“ vorgesehen. Dies sei mit einer Haftkapazität von 
200 Haftplätzen nahezu umgesetzt worden. Weiters seien, wie auch vom 
RH beschrieben, Polizeianhalteeinrichtungen umgewidmet bzw. redi-
mensioniert worden. Einsparungen durch den Verzicht auf eine Aus-
weitung „Offener Stationen“ für den Schubhaftvollzug seien erreicht 
worden, könnten jedoch nicht beziffert werden, zumal deren Kosten ja 
noch nicht vorgelegen seien.

Für eine Erhöhung der Auslastung des Anhaltezentrums Vordernberg 
gebe es derzeit Bestrebungen zu Aufgabenverlagerungen bzw. –optimie-
rungen, zur Übernahme von Transportleistungen durch den Koopera-
tionspartner sowie zu einer Ausweitung der psychiatrischen Betreu-
ung in Bezug auf Opiatsubstitution. 

Das erklärte Ziel, einen menschenrechtskonformen Vollzug der Schub-
haft zu gewährleisten, sei vollinhaltlich erreicht worden. Dies habe auch 
ein Bericht des CPT (Europäisches Komitee zur Verhütung von Fol-
ter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe) 
2015 ergeben.

 24.4 Der RH entgegnete, dass allein im Anhaltezentrum Vordernberg 
200 Plätze für einen menschenrechtskonformen Schubhaftvollzug zur 
Verfügung standen, allerdings nutzte das BMI diese Haftplätze kaum 
für diesen Zweck. Vielmehr wurde die Schubhaft — aus nachvollzieh-
baren Gründen — weiterhin im Wesentlichen in den Polizeianhalte-
zentren vollzogen. 
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 25.1 Das BMI suchte ab 2006 einen Standort für ein neues Anhaltezentrum. 
Nach Prüfung mehrerer möglicher Objekte bzw. Nutzflächen im Bur-
genland, in Kärnten und in Niederösterreich nahm das BMI zunächst 
einen Standort in Leoben in Aussicht. Diesen Standort bewertete es 
u.a. aus folgenden Gründen positiv: 

– Abdeckung des südlichen Grenzbereichs, 

–  sehr gute verkehrsmäßige Anbindung von Wien und Schwechat 
sowie

– positive Synergien durch die Nähe zur Justizanstalt Leoben. 

Im Laufe der Planung formierte sich jedoch auf regionaler Ebene Wider-
stand, der schlussendlich zum Scheitern des Projekts in Leoben führte. 

Im April 2009 trat der Bürgermeister der Gemeinde Vordernberg an das 
BMI heran und schlug mehrere Standorte im Gemeindegebiet für ein 
Anhaltezentrum vor. Die Gemeinde Vordernberg gehörte öster reichweit 
zu den am stärksten von Abwanderung betroffenen Kommunen und 
erhoffte sich regionalwirtschaftliche Impulse.49 Im Februar 2010 schlos-
sen die Gemeinde Vordernberg und das BMI eine gemeinsame Absichts-
erklärung (Memorandum of Understanding) für die Errichtung und den 
Betrieb eines Anhaltezentrums. Der Baubeginn erfolgte im März 2012 
und die Inbetriebnahme schließlich im Februar 2014. 

Die für den ursprünglich geplanten Standort Leoben geltenden Argu-
mente, wie die Nutzung von Synergieeffekten durch die angrenzende 
Justizanstalt Leoben und die gute Verkehrsanbindung, lagen bei Vor-
dernberg nicht vor.

 25.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Entscheidung des BMI für 
den Standort Vordernberg nicht auf nachvollziehbaren strategischen 
und wirtschaftlichen Planungen beruhte. Die für den Standort Leoben 
sprechenden Argumente (Verkehrsanbindung, Nutzung von Synergie-
effekten) trafen auf den Standort Vordernberg nicht mehr zu. 

Der RH empfahl, bei zentralen, zukunftsweisenden Bau– und Errich-
tungsprojekten, die Auswahl und Entscheidung über den Standort in 
die strategische und wirtschaftliche Planung einzubeziehen.

49 Bevölkerungszahl laut FAG: im Jahr 2007  1.178 Einwohner, 2014  1.059 Einwohner

Standortsuche
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 25.3 Laut Stellungnahme des BMI sei der Entscheidung für Vordernberg eine 
erfolglose bundesweite Standortsuche vorausgegangen. In der Steier-
mark habe ein Projekt neben dem bestehenden Justizzentrum Leoben 
aufgrund von massiven Widerständen nicht realisiert werden kön-
nen. Die Marktgemeinde Vordernberg sei die einzige gewesen, die ein 
Grundstück zur Errichtung des Anhaltezentrums von sich aus angebo-
ten habe. Dort habe es auch hohe Zustimmung der Bevölkerung auf-
grund der positiven wirtschaftlichen und arbeitsplatzmäßigen Auswir-
kungen gegeben. Durch die Investitionen für das Projekt seien in der 
Region neue Arbeitsplätze geschaffen sowie die Kaufkraft und Wert-
schöpfung gesteigert worden.

Das BMI führte weiters aus, die Entscheidung, das Objekt in Vor-
dernberg zu errichten, sei das Resultat eines sehr langen und intensiv 
geführten sowie viel diskutierten Prozesses in Expertenkreisen gewe-
sen. Es seien die strategischen und dienstbetrieblichen Kriterien sowie 
die regionalen wirtschaftlichen Auswirkungen einer detaillierten Prü-
fung unter Beachtung dienstbetrieblicher, volkswirtschaftlicher und 
regionalökonomischer Faktoren unterzogen worden. Auf diesen Grund-
lagen sei der Standort Vordernberg nicht nur aufgrund seiner zentra-
len geografischen Lage (Anbindung an das höherrangige Straßennetz, 
Flughäfen Graz und Zeltweg) als entsprechende Örtlichkeit empfun-
den worden. Die zentral liegende Örtlichkeit komme insbesondere auch 
den Anforderungen im Zuge fremdenpolizeilicher Schengen–Inlands-
kontrollen entgegen.

 25.4 Der RH entgegnete, dass die Wahl des Standorts — wie vom BMI in 
seiner Stellungnahme bestätigt — in erster Linie auf die Initiative der 
Marktgemeinde Vordernberg zurückzuführen war. Die vom BMI ange-
führten dienstbetrieblichen, strategischen und wirtschaftlichen Überle-
gungen waren nicht dokumentiert und für den RH auf Grundlage sei-
ner Feststellungen (bspw. fehlende Auslastung durch Schubhäftlinge, 
hohe Kosten) nicht nachvollziehbar. 

 26.1 (1) Ende 2007 unterzeichneten das BMI und die Bundesimmobilienge-
sellschaft mbH (BIG) eine Vereinbarung über die Erstellung von Miet-
vertragsangebotsunterlagen (Planungsvereinbarung50) für ein neu zu 
errichtendes Anhaltezentrum. Die Vereinbarung war zunächst auf ein 
Projekt in Leoben ausgerichtet und wurde — nach dessen Scheitern — 
auf den Standort Vordernberg umgelegt. 

50 Planungsvereinbarung bedeutete, dass ab diesem Zeitpunkt das detaillierte Raum– und 
Funktionsprogramm mit BIG und Menschenrechtsbeirat erstellt und seitens der BIG 
mit der Erstellung der Wettbewerbsunterlagen neben der erforderlichen Bildung der 
Wettbewerbsjury begonnen werden konnte. 

Planung und  
Errichtung 
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Als Grundlage für die Planung des Anhaltezentrums übermittelte das 
BMI der BIG ein Raum– und Funktionsprogramm, eine Anforderungs-
beschreibung, ein Technisches Anforderungsprofil sowie einen „Leitfa-
den für ein Schubhaftzentrum“. Vorgaben für die konkrete Errichtung, 
Ausstattung und Umsetzung des Anhaltezentrums erfolgten durch Ver-
treter der zuständigen Abteilungen des BMI. Bautechnische Sachfragen 
bearbeitete die BIG.51 In weiterer Folge arbeitete die BIG Vorschläge 
für konkrete Umsetzungsschritte aus. Die Freigabe einzelner Ausfüh-
rungsvarianten erfolgte durch das BMI. 

Das BMI hatte keine budgetäre Obergrenze für die Planung und Errich-
tung eines neuen Schubhaftzentrums festgelegt. Das BMI konnte auch 
keine Lebenszyklus– und Wirtschaftlichkeitsberechnungen für das Pro-
jekt Anhaltezentrum Vordernberg vorlegen. Nach Auskunft der BIG 
lagen derartige Berechnungen nicht vor.

(2) Ende 2010 bzw. Anfang 2011 unterzeichneten das BMI und die BIG 
den Mietvertrag für das zu errichtende Anhaltezentrum Vordernberg. 
Die Festlegung des Mietzinses erfolgte auf Basis der Baukostenschät-
zung mit einer Anpassungsklausel im Hinblick auf die endgültigen 
Baukosten. Der Vertrag war auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Das 
BMI verpflichtete sich zudem, auf die Ausübung des Kündigungsrechts 
für die Dauer von 33 Jahren zu verzichten. 

In einer Einsichtsbemerkung von Jänner 2011 kritisierte das BMF52 
wie schon in Vorakten während der Planungsphase, dass die geplante 
Miethöhe von — damals noch — 18,72 EUR brutto pro Quadratmeter 
seiner Einschätzung nach deutlich überhöht wäre.  Letztlich errechnete 
sich der Quadratmeterpreis mit 18,48 EUR brutto. Im Jahr 2015 betrug 
der vom BMI zu entrichtende monatliche Mietzins rd. 180.000 EUR 
brutto, einschließlich der Betriebskosten, Betriebsführung und War-
tung rd. 222.000 EUR. Die jährliche Belastung lag damit bei rd. 
2,66 Mio. EUR. 

(3) Im Jahr 2012 erfolgte der Baubeginn durch die BIG. Nach der 
vorläufigen Endabrechnung vom 15. Oktober 2015 beliefen sich die 
als Bemessungsbasis für die Mietzinsberechnung heranzuziehenden 
Errichtungskosten auf rd. 24,17 Mio. EUR (netto, einschließlich Finan-

51 Die BIG lobte im Jänner 2010 einen Realisierungswettbewerb (Architekturwettbewerb) 
aus, bei dem das BMI in der Jury stimmberechtigt war. Sämtliche Projektfestlegungen 
erfolgten unter Einbindung bzw. nach Entscheidung des BMI. Die Prüfung und Frei-
gabe des Vorentwurfes sowie des Entwurfes erfolgte durch das BMI. 

52 Zur Verpflichtung des Bundes zur Zusammenwirkung mit dem BMF im Falle der Durch-
führung von Maßnahmen mit finanzieller Bedeutung siehe §§ 15, 43 bis 45 BHG (Stand: 
Zeitpunkt des Abschlusses des Mietvertrags Anfang 2011) 
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zierungs– und Grundstücksaufschließungskosten). Das BMI selbst 
tätigte Aufwendungen für die bauliche Ausstattung in Höhe von 
rd. 2,05 Mio. EUR. 

Auf Basis eines Vergleichs der Nettobeträge53 errechnete sich, dass 
die Errichtungskosten der BIG für das Anhaltezentrum Vordernberg 
nach rd. 13,4 Jahren durch die Mietzahlungen des BMI abgedeckt sind. 
Innerhalb des Zeitraums mit Kündigungsverzicht (33 Jahre) entrichtet 
das BMI nahezu die 2,5–fachen Errichtungskosten. 

 26.2 (1) Der RH kritisierte, dass das BMI  für die Planung und Errichtung des 
— letztlich rd. 24 Mio. EUR (netto) teuren Anhaltezentrums — keine bud-
getäre Obergrenze vorgab. Weiters kritisierte der RH, dass keine Lebens-
zyklus– und Wirtschaftlichkeitsberechnungen durchgeführt wurden. 

Der RH empfahl, bei sämtlichen Bau– und Errichtungsprojekten mit 
entsprechender finanzieller Dimension Lebenszyklus– sowie Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen zu erstellen, um die Folgekosten in die 
mittel– und langfristige Budgetplanung einbeziehen zu können. Wei-
ters wäre im Vorfeld eine budgetäre Obergrenze festzulegen, um die 
Errichtungskosten auf das erforderliche Ausmaß zu beschränken und 
nicht oder weniger notwendige Investitionen hintanzuhalten. 

(2) Der RH kritisierte weiters, dass das BMI über keine Berechnungen 
zur Wirtschaftlichkeit und Preisangemessenheit der Höhe der monat-
lichen Mietzahlungen verfügte. Dennoch schloss das BMI mit der BIG 
einen (Miet–)Vertrag, der das BMI mit jährlichen Gesamtkosten von rd. 
2,66 Mio. EUR belastete und zudem einen 33–jährigen Kündigungs-
verzicht seitens des BMI enthielt. Der RH kritisierte auch die Höhe der 
vereinbarten Miete, zumal das BMI innerhalb der vertraglichen Bin-
dungsdauer von 33 Jahren nahezu die 2,5–fachen Errichtungskosten 
in Form von Mietzahlung zu entrichten hat.

Der RH empfahl, Verträge, die mit langfristigen Kostenbelastungen 
verbunden sind, nur auf Grundlage umfassender und aussagekräfti-
ger Berechnungen über die Wirtschaftlichkeit und Preisangemessen-
heit der Gegenleistung abzuschließen. Zudem wären Vertragsklauseln, 
die das BMI einseitig langfristig binden und somit ein Reagieren auf 
geänderte Anforderungen verhindern, zu vermeiden.

53 Baukosten in Höhe von 24,17 Mio. EUR netto dividiert durch Monatsmiete von 
0,15 Mio. EUR netto ergibt Rückzahlungszeitraum von 161 Monaten bzw. 13,4 Jahren
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 26.3 Laut Stellungnahme des BMI sei ein hochwertiges Zentrum errich-
tet worden, das für seine Bestimmung neben klaren architektonischen 
Formen auch die außergewöhnlichen Nutzungsanforderungen berück-
sichtige. Sicherheitsrelevanten Ansprüchen sei mit integrierten bau-
konstruktiven Sicherheitssystemen (Ausbruchsschutz, Zutrittskontrolle, 
Brandschutz und Gebäudetechnik) und einer gesamtheitlichen Konzep-
tion besondere Bedeutung beigemessen worden. Der Betrieb im Anhal-
tezentrum erfülle die gesetzten Erwartungen voll und ganz. Das zeige 
sich an der hohen Akzeptanz in der Region, ebenso wie bei der Über-
prüfung durch Menschenrechtsgremien und nicht zuletzt auch an den 
sehr guten Bewertungen, welche die in Vorderberg angehaltenen Kli-
enten zu ihrer Unterbringung, zur Verpflegung und zu den möglichen 
Aktivitäten abgegeben hätten.

Zu den Gebäudekosten sei anzuführen, dass zur Zielerreichung ein 
Neubau erforderlich gewesen sei, zumal die notwendigen Rahmenbe-
dingungen in den herkömmlichen Polizeianhaltezentren nicht umsetz-
bar gewesen wären. Inwieweit eine budgetäre Obergrenze festzulegen 
gewesen wäre, sei „multifaktorell“ zu betrachten und könne aus der-
zeitiger Sicht nicht klar beantwortet werden. Aus Sicht des BMI sei 
die Vorgabe durch die Erstellung der Wirkungsorientierten Folgenab-
schätzung (WFA) sowie der Einbindung des Bundeskanzleramts und des 
BMF mittels WFA erfüllt worden. Die Vorgabe der Sicherstellung eines 
menschenrechtskonformen Vollzugs der Schubhaft sei langfristig und 
es seien auch keine Änderungen in den Anforderungen zu erwarten.

 26.4 Der RH entgegnete, dass eine Obergrenze für die Errichtungskosten 
schon im Zuge der Beauftragung des Neubaus festzulegen gewesen 
wäre. Auch das BMF schätzte im Rahmen seiner Befassung die Miet-
höhe als deutlich überhöht ein.

Der RH stimmte dem BMI zu, dass ein menschenrechtskonformer Voll-
zug der Schubhaft grundsätzlich sichergestellt bleiben muss. Er hielt 
aber fest, dass der markante Rückgang der Schubhaftzahlen deutliche 
Überkapazitäten des Anhaltezentrums zur Folge hatte. Durch lang-
fristige vertragliche Bindungen ohne Anpassungsmöglichkeit (etwa 
wegen der geringen Auslastung) fielen die Fixkosten für das Anhal-
tezentrum in voller Höhe an.
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Vertragsinhalte

 27.1 (1) Das BMI schloss im April 2013 mit der Gemeinde Vordernberg 
einen Vertrag über den Betrieb des neu errichteten Anhaltezentrums. 
Danach hatte die Gemeinde Vordernberg bspw. sicherzustellen, dass 
sie bzw. von ihr beauftragte Dritte zum Zeitpunkt der Leistungserbrin-
gung über die erforderliche Zuverlässigkeit, die berufliche Befugnis 
sowie die technische, wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit verfügen. Nähere Definitionen bzw. Festlegungen dieser Anfor-
derungen, bspw. was konkret unter technischer oder finanzieller Leis-
tungsfähigkeit zu verstehen wäre, fehlten. 

Das BMI hatte der Gemeinde Vordernberg vertraglich die Möglich-
keit eingeräumt, Dritte mit der Erbringung der vereinbarten Leistun-
gen zu beauftragen.54 Als für den Betrieb des Anhaltezentrums erfor-
derliche Tätigkeiten waren im Wesentlichen das Gebäudemanagement, 
Verwaltungstätigkeiten, Versorgungsmanagement, Wäschereinigung, 
Gesundheitsfürsorge, Betreuungsmanagement und Sicherheitsdienste 
sowie Bereitstellung und Betrieb technischer Einrichtungen festge-
legt worden. Da die Gemeinde Vordernberg wesentliche, im Vertrag 
vorgesehene Leistungen nicht selbst erbringen konnte, startete sie im 
Mai 2013 ein Vergabeverfahren (siehe TZ 28).

Der Vertrag zwischen dem BMI und der Gemeinde Vordernberg enthielt 
weiters folgende wesentlichen Bestandteile:  

–  Der Vertrag war auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.  

–  Das BMI gab einen Kündigungsverzicht von 15 Jahren ab. 

–  Das BMI hatte — unabhängig von der Belegung des Anhaltezen-
trums — ein monatliches Pauschalentgelt in Höhe von rd. 461.000 EUR 
zu bezahlen; es war keine Kostenreduktion für den Fall einer gerin-
geren Auslastung vereinbart. 

(2) Das vereinbarte monatliche Pauschalentgelt von rd. 461.000 EUR 
entsprach nach Angaben des BMI jenen Kosten, die ihm bei Selbster-
bringung der Dienstleistungen entstehen würden. Entsprechende 
Berechnungsgrundlagen waren nicht dokumentiert. Erst nach mehr-
maliger Anfrage durch den RH übermittelte das BMI im Dezember 2015 
eine grobe Kostenschätzung. Aufgrund der andauernden Unterbelegung 
des Anhaltezentrums verhandelte das BMI die im Pauschalentgelt ent-
haltenen Verköstigungskosten nach. Dabei konnte es im Juli 2014 eine 
54 Durch die Vergabe an Dritte erzielte Kostenvorteile hatte die Gemeinde an das BMI 

weiterzugeben.

Dienstleistungs vertrag 
mit der  Gemeinde 
Vordernberg
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Neuregelung erzielen, wonach sich das Leistungsentgelt bei geringer 
Auslastung (Unterbelegung) um bis zu rd. 9.700 EUR (netto) monat-
lich reduzierte. Diese Kostenreduktion kam in den Monaten Jänner bis 
Juni 2015 zur Geltung. Im Monatsdurchschnitt wurden damit tatsäch-
lich rd. 448.000 EUR fällig.55 

(3) Vertragsgemäß hatte das BMI der Gemeinde Vordernberg einen 
Betrag von 70.000 EUR für die Entwicklung des Ablaufkonzepts sowie 
für sämtliche ihr bis zum Vertragsabschluss im Zusammenhang mit 
dem Projekt entstandenen Kosten zu zahlen. Das BMI gab auf Nach-
frage des RH an, dass dieser Kostenersatz pauschal alle der Gemeinde 
Vordernberg entstandenen Kosten umfasste. Es nannte weder die 
genauen Kosten für die Entwicklung des Ablaufkonzepts — eine fünf-
seitige, allgemein gehaltene Beschreibung der geplanten weiteren Vor-
gehensweise —  noch konkrete andere Aufwendungen der Gemeinde, 
die erklärt hätten, wofür der Betrag von 70.000 EUR verwendet wor-
den war. 

 27.2 (1) Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI im Vertrag mit der Gemeinde 
Vordernberg die Anforderungen an den Auftragnehmer für den Betrieb 
des Anhaltezentrums, wie bspw. die technische und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit, nicht ausreichend konkret festlegte. Erst im nachfol-
gend von der Gemeinde Vordernberg durchgeführten Vergabeverfah-
ren wurden diese Anforderungen konkretisiert (siehe TZ 28). 

Der RH empfahl, Vertragsinhalte ausreichend klar und konkret zu for-
mulieren. 

Der RH hielt weiters fest, dass aus dem Vertragsinhalt erkennbar war, 
dass die Gemeinde Vordernberg die vereinbarten Dienstleistungen 
nicht selbst erbringen konnte, sondern einen Dritten damit beauftragen 
musste. Die Zwischenschaltung der Gemeinde Vordernberg beurteilte 
der RH daher kritisch, weil das BMI dadurch beim Betrieb des Anhal-
tezentrums langfristig an ein Unternehmen gebunden war, auf dessen 
Leistungsumfang und –inhalt es nicht unmittelbar einwirken konnte. 

Der RH empfahl, Dienstleistungen entweder selbst auszuschreiben und 
zu vergeben oder die Beschaffung über die Bundesbeschaffung GmbH 
durchzuführen. Die Zwischenschaltung Dritter — ohne dringende Not-
wendigkeit dazu — sollte vermieden werden. Der RH verwies dazu 

55 Unter Berücksichtigung der durch die Vergabe an den privaten Sicherheitsdienstleister 
erzielten Kostenvorteile ergab sich ursprünglich ein Pauschalbetrag von rd. 455.000 EUR 
– rd. 447.000 EUR für den privaten Sicherheitsdienstleister, rd. 8.000 EUR für direkte 
Leistungen der Gemeinde (Administration und Winterdienst), der sich aufgrund der 
Indexsicherung im ersten Halbjahr 2015 auf rd. 458.000 EUR erhöht hatte. 
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auf seine im Bericht zur Gebarungsüberprüfung „Vergabepraxis mit 
Schwerpunkt Projekt Digitalfunk“ getroffene Empfehlung an das BMI, 
wonach es bei Wahrnehmung eigener Angelegenheiten auch in eige-
nem Namen auftreten sollte (Reihe Bund 2013/2, TZ 31).

Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI im Vertrag mit der Gemeinde 
Vordernberg über den Betrieb des Anhaltezentrums einen 15–jährigen 
Kündigungsverzicht abgab und damit eine langfristige Bindung ein-
ging. Zudem kritisierte der RH, dass bei einer dauerhaft niedrigeren Aus-
lastung eine Anpassung der monatlichen Zahlungen vertraglich nicht 
vorgesehen war. Das monatliche Pauschalentgelt von rd. 461.000 EUR 
war demnach unabhängig vom tatsächlichen Belegungsstand zu ent-
richten. Die starre und unflexible Vertragsgestaltung machte es dem 
BMI unmöglich, rasch und angemessen auf geänderte Rahmenbedin-
gungen zu reagieren. 

(2) Darüber hinaus beurteilte der RH kritisch, dass die Festlegung der 
Höhe des pauschalen Entgelts von 461.000 EUR aufgrund mangeln-
der Dokumentation des BMI und fehlender Berechnungsgrundlagen 
nicht nachvollziehbar war. Der RH hielt aber fest, dass das BMI durch 
Nachverhandlungen eine Entgeltreduktion bei Unterbelegung von bis 
rd. 9.700 EUR netto monatlich erreichen konnte. Dabei war es aller-
dings vom Entgegenkommen der Gemeinde Vordernberg bzw. des von 
dieser beauftragten Generalunternehmens abhängig. Der Betrag stellte 
auch nur einen Bruchteil der monatlichen Gesamtkosten dar.

Der RH empfahl, beim Abschluss von Verträgen die Vereinbarung 
langjähriger Kündigungsverzichte, insbesondere wenn diese Verträge 
unabhängig vom tatsächlichen Leistungsbedarf zu bezahlende Pau-
schalentgelte vorsehen, zu vermeiden. Weiters verwies er auf seine 
Empfehlung unter TZ 29, im Falle einer künftigen adaptierten Verwen-
dung des Anhaltezentrums geeignete Vertragsänderungen zu betreiben.

(3) Der RH kritisierte, dass es aufgrund mangelnder Dokumentation im 
BMI für ihn nicht nachvollziehbar war, für welche Leistungen das BMI 
einen einmaligen Pauschalbetrag von 70.000 EUR an die Gemeinde 
Vordernberg zu bezahlen hatte. 

 27.3 Das BMI verwies in seiner Stellungnahme darauf, dass sich die Über-
tragung der Dienstleistungen an den (privaten) Kooperationspart-
ner Marktgemeinde Vordernberg nur auf Leistungsinhalte beziehe, die 
gemäß den gesetzlichen Grundlagen nicht zwingend von hoheitlichen 
Organen zu vollziehen seien und folglich auch unter Heranziehung pri-
vater Dienstleister erbracht werden könnten. Auch merkte das BMI an, 
dass in den Kalkulationen des RH die Gegenrechnung der 20%igen 
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Mehrwertsteuer keine Berücksichtigung gefunden habe. Eine Realisie-
rung ohne Einbeziehung der Marktgemeinde Vordernberg wäre nicht 
möglich gewesen.

Das BMI wies weiters darauf hin, dass es sich beim Betrieb des Anhal-
tezentrums um eine neue Entwicklung gehandelt habe, die somit auch 
keine Vergleichsmöglichkeiten aufweise. Zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses seien die Formulierungen klar und konkret gewesen. Ex post 
betrachtet und im Rahmen der konkreten Umsetzung neu hervorgekom-
mene Notwendigkeiten seien umgehend schriftlich klargestellt worden.

Langfristige Verträge würden nur unter Beachtung der Grundsätze der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit abgeschlossen.

 27.4 Die Argumentation des BMI, wonach die Ausschreibung für den Betrieb 
des Anhaltezentrums nur unter Zwischenschaltung der Gemeinde mög-
lich gewesen sei, konnte der RH nicht nachvollziehen. Die Zwischen-
schaltung der Gemeinde Vordernberg hatte für das BMI zur Konse-
quenz, dass es nun langfristig an eine private Betreiberfirma gebunden 
ist und das wirtschaftliche Risiko trägt, ohne selbst unmittelbar Ver-
tragspartner zu sein. Dazu kam, dass im Vertrag des BMI mit der 
Gemeinde Vordernberg einzelne Vertragsinhalte nicht klar festgelegt 
waren. Dies betraf insbesondere die Anforderungen an die Betreiber-
firma. 

Im Bezug auf die vom BMI angeführte fehlende Gegenrechnung der 
Mehrwertsteuer entgegnete der RH, dass er in seinen Darstellungen 
ausschließlich Bruttobeträge verwendete, weil das BMI in dieser Höhe 
tatsächlich belastet war.

Der RH entgegnete weiters, dass die Vereinbarung eines langjährigen 
Kündigungsverzichts in Verbindung mit einem — unabhängig vom tat-
sächlichen Leistungsumfang und Bedarf — zu bezahlenden Pauschal-
entgelt im Widerspruch zu den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit stand.

 28.1 (1) Aufgrund der Einwohnerzahl der Gemeinde Vordernberg von weni-
ger als 10.000 Personen bestand keine Prüfungszuständigkeit des RH 
(siehe TZ 1). Demzufolge konnte er auch keine Unterlagen zum von 
der Gemeinde Vordernberg durchgeführten Verfahren zur Vergabe von 
Dienstleistungen im Anhaltezentrum Vordernberg einsehen bzw. von 
dieser anfordern. Seine Feststellungen und Beurteilungen dazu konn-
ten sich somit nur auf einzelne Unterlagen stützen, die ihm aus ande-

Vergabe an einen 
privaten Sicherheits-
dienstleister durch 
die Gemeinde  
Vordernberg
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ren Quellen (bspw. Veröffentlichungen im Internet oder vereinzelt über 
das BMI) zugänglich waren.

(2) Das BMI war rechtlich, wirtschaftlich und organisatorisch für den 
Betrieb des Anhaltezentrums Vordernberg verantwortlich. Weiters war 
das BMI durch zwei Mitarbeiter in der Vergabekommission des von 
der Gemeinde Vordernberg durchgeführten Vergabeverfahrens vertre-
ten. Aus diesem Grund übermittelte der RH dem BMI mehrfach Fragen 
zur Durchführung des Vergabeverfahrens und zum Zustandekommen 
der zugrunde gelegten Eignungs–, Ausschluss– und Bewertungskrite-
rien. Das BMI blieb unter Hinweis auf die Zuständigkeit der Gemeinde 
Vordernberg für das durchgeführte Vergabeverfahren entsprechende 
Antworten größtenteils schuldig. Zudem war die Mitwirkung der Mit-
arbeiter des BMI im Vergabeverfahren im BMI nicht dokumentiert. 

(3) In den Angebotsbestimmungen zur Vergabe von Dienstleistungen 
im Anhaltezentrum Vordernberg56 waren die Eignungs–, Ausschluss– 
sowie Bewertungskriterien formuliert. Bieter hatten u.a. folgende Nach-
weise zu erbringen: 

– Befugnisse für Sicherheitsgewerbe (Bewachung);

– zwei Referenzprojekte, mit u.a. folgenden Mindestanforderungen:

 –  der Referenznehmer musste als Generalunternehmer für Bewa-
chungs– und Betriebsführungsleistungen tätig gewesen sein;

 –  es musste sich um eine Schubhaftvollzugseinrichtung oder ein 
Gefängnis im EWR–Raum für mindestens 150 Inhaftierte han-
deln;

–  Unternehmenszertifizierung nach der Richtlinie der Österreichischen 
Zertifizierungsstelle Sicherheitstechnik (ÖZS) für die Zertifizierung 
von Sicherheitsdienstleistungsunternehmen oder vergleichbar.

56 Die Gemeinde Vordernberg beauftragte für die Abwicklung des Vergabeverfahrens eine 
Rechtsanwaltskanzlei. Am 15. Mai 2013 erfolgte die europaweite Auftragsbekannt-
machung für die „Vergabe von Unterbringungs– und Bewachungsleistungen Schub-
haftzentrum Vordernberg“ im Rahmen eines einstufigen Verhandlungsverfahrens. Die 
Angebotsfrist endete am 26. Juni 2013. Der betreffende Generalunternehmervertrag 
wurde im August 2013 abgeschlossen. 
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Zuschlagskriterien waren der Preis und die Qualität, wobei für das 
Subkriterium „Betreuungsmanagement/Sicherheitsdienst“ die meisten 
Bewertungspunkte vorgesehen waren.57 Es legte nur ein Bieter ein 
Angebot, dem in Folge auch der Zuschlag erteilt wurde. 

 28.2 (1) Der RH hielt fest, dass ihm eine Beurteilung des von der Gemeinde 
Vordernberg durchgeführten Vergabeverfahrens aufgrund mangelnder 
Prüfzuständigkeit und unvollständig zur Verfügung stehender Unter-
lagen nicht möglich war. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMI dem RH keine ausreichenden Aus-
künfte über das Vergabeverfahren und die Festlegung der dem Vergabe-
verfahren zugrunde gelegten Eignungs–, Ausschluss– und Bewertungs-
kriterien geben konnte, obwohl es für das Anhaltezentrum Vordernberg 
verantwortlich und in der Vergabekommission vertreten war. 

Der RH empfahl, zur Herstellung der erforderlichen Transparenz die 
Mitwirkung von Ressortangehörigen bei Vergabeverfahren Dritter, die 
im Interesse des BMI erfolgen, zu dokumentieren.

(3) Da das BMI rechtlich, wirtschaftlich und organisatorisch für das 
Anhaltezentrum Vordernberg verantwortlich war, musste es nach 
Ansicht des RH massives Interesse an der Eignung des Auftragneh-
mers sowie dessen wirtschaftlicher und finanzieller Leistungsfähigkeit 
haben. Dementsprechend hätte das BMI gegenüber der Gemeinde Vor-
dernberg auch sicherstellen müssen, dass im Vergabeverfahren eine 
Wettbewerbssituation eintrat. Der RH wies auch darauf hin, dass in 
dem von der Gemeinde Vordernberg durchgeführten Vergabeverfah-
ren die Eignungs–, Ausschluss– und Bewertungskriterien eng gefasst 
waren. Es legte lediglich ein Bieter ein Angebot. Damit war eine Wett-
bewerbssituation, wie sie im Zuge von Verhandlungsverfahren entste-
hen sollte, nicht gegeben. 

 28.3 Das BMI sagte zu, die Mitwirkung von Ressortangehörigen bei Verga-
beverfahren Dritter, die im Interesse des BMI erfolgen, zu dokumen-
tieren.

57 In dem zwischen BMI und Gemeinde Vordernberg als auch in dem zwischen Gemeinde 
Vordernberg und dem privaten Sicherheitsdienstleister abgeschlossenen Vertrag fand 
als vereinbarter Leistungsbereich der „Sicherheitsdienst“. Die Volksanwaltschaft prüfte 
ab November 2013 im Rahmen eines amtswegigen Prüfungsverfahrens, ob durch den 
Vertrag zwischen dem BMI und der Gemeinde Vordernberg hoheitliche Aufgaben mög-
licherweise rechtswidrig an private Sicherheitsfachkräfte ausgelagert wurden. Dieses 
schloss sie mit einem Sonderbericht im Mai 2015 ab. Infolge der Prüfung durch die 
Volksanwaltschaft und medialer Kritik erfolgte hinsichtlich der Verwendung des Begriffs 
„Sicherheitsdienst“ nachträglich eine vertragliche Klarstellung. 
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 29.1 Die Auslastung des Anhaltezentrums Vordernberg entwickelte sich seit 
Eröffnung (bezogen auf eine festgelegte Kapazität von 193 Haftplät-
zen) wie folgt: 

Bis April 2015 waren im Anhaltezentrum Vordernberg im Wesentlichen 
tatsächlich nur Schubhäftlinge untergebracht, die Auslastung mit die-
sen erreichte maximal 18 %.58 Seit April 2015 tendierte die Belegung 
mit Schubhäftlingen gegen Null, aufgrund der Unterbringung von Ver-
waltungsverwahrungshäftlingen stieg die Gesamtauslastung bis knapp 
75 % im August 2015 an. Die für den Betrieb des Anhaltezentrums 
abgeschlossenen Verträge sahen diese alternative Nutzung allerdings 
nicht vor, vielmehr war das umfangreiche Aufgabenspektrum auf die 
Betreuung von Schubhäftlingen abgestimmt. Das galt sowohl für die 
speziell auf Schubhäftlinge ausgelegten Räumlichkeiten des Anhal-
tezentrums als auch die vertraglich geregelten Aufgabengebiete und 
– befugnisse des privaten Sicherheitsdienstleisters. 
58 In der bis April 2015 maximalen Auslastung von 20 % im Oktober 2014 waren auch 

Verwaltungsverwahrungshäftlinge im Ausmaß von zwei Prozentpunkten enthalten.

Nutzung des Anhalte-
zentrums Vordernberg

Abbildung 6: Auslastung Anhaltezentrum Vordernberg

Quellen: BMI; RH
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 29.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das Anhaltezentrum Vordernberg seit der 
Eröffnung Anfang 2014 maximal zu 18 % mit Schubhäftlingen aus-
gelastet war. Ab April 2015 tendierte die Belegung mit Schubhäftlin-
gen gegen Null. Eine entsprechende Auslastung konnte nur aufgrund 
der Unterbringung von Verwaltungsverwahrungshäftlingen erreicht 
werden.

Der RH kritisierte, dass unter den gegebenen Voraussetzungen eine 
Auslastung des Anhaltezentrums Vordernberg mit Schubhäftlingen 
aufgrund der gesunkenen Gesamtzahl und Struktur nicht annähernd 
erzielbar war. Die ab Mai 2015 verstärkte — kurzfristige — Unter-
bringung von Verwaltungsverwahrungshäftlingen war für den RH 
im Sinne einer vorübergehenden Lösung zur sinnvollen Nutzung der 
bestehenden Kapazitäten nachvollziehbar. Die Unterbringung von Ver-
waltungsverwahrungshäftlingen war allerdings vertraglich nicht vor-
gesehen. Dies erforderte gänzlich andere Strukturen sowohl in bau-
licher Hinsicht als auch in der personellen Ausstattung der Exekutive 
und den Aufgaben des privaten Betreuungspersonals.

Der RH empfahl, in Abstimmung mit der Gemeinde Vordernberg Mög-
lichkeiten für eine alternative Verwendung des Anhaltezentrums aus-
zuarbeiten, um diese Einrichtung einer adäquaten Nutzung zuzuführen. 
Der RH verwies dazu auch auf seine Empfehlungen unter TZ 13 und 14, 
wonach gleichzeitig die Polizeianhaltezentren in Wien anforderungs-
gerecht für den Schubhaftvollzug ausgebaut werden sollten. Er emp-
fahl weiters, den bestehenden Vertrag im Hinblick auf eine Änderung 
des Verwendungszwecks des Anhaltezentrums neu zu verhandeln.

 29.3 Laut Stellungnahme des BMI strebe es eine Verwendungsänderung der 
Anhalteeinrichtung in Vordernberg (Durchführung der Schubhaft) aus 
derzeitiger Sicht nicht an, da das Ziel des menschenrechtskonformen 
Vollzugs der Schubhaft im Rahmen der sonst dem BMI zur Verfügung 
stehenden Infrastruktur nicht im erforderlichen Ausmaß gewährleis-
tet werden könne. Eine Flexibilität zeige sich durch die Anhaltung von 
Verwaltungsverwahrungshäftlingen durch die Exekutive im Rahmen 
der Asylbearbeitung. 

Eine Vertragsänderung sei nicht intendiert, jedoch würden laufend ent-
sprechende Anpassungen hinsichtlich der Bedarfsleistungen erfolgen.

 29.4 Der RH wies darauf hin, dass aus Kostengründen, insbesondere auf-
grund der hohen Fixkosten, die Auslastung des Anhaltezentrums Vor-
dernberg sicherzustellen wäre. Die Argumentation des BMI, nur das 
Anhaltezentrum Vordernberg könne einen menschenrechtskonformen 
Vollzug der Schubhaft im erforderlichen Ausmaß gewährleisten, war 
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in Anbetracht der äußerst geringen Nutzung für genau diesen Zweck 
nicht zutreffend. 

 30.1 Für das Anhaltezentrum Vordernberg lag kein Sicherheitskonzept vor. 
Sicherheitsrelevante Aspekte wie bspw. Maßnahmen zur Fluchtverhin-
derung, Sperrschema, Überwachung und Besetzung der Sicherheits-
zentrale, Videoüberwachung und Brandmeldeanlage waren in Dienst-
befehlen dokumentiert und geregelt. 

Seit Inbetriebnahme des Anhaltezentrums Vordernberg flüchteten ins-
gesamt vier Insassen. Daraufhin wurden im Herbst 2014 entsprechende 
bauliche Maßnahmen ergriffen (u.a. Installierung eines NATO–Sta-
cheldrahtzaunes). Die Volksanwaltschaft hielt in ihrem Sonderbericht 
zum Anhaltezentrum Vordernberg fest, dass die anwesenden privaten 
Sicherheitskräfte eine Flucht mangels Hoheitsbefugnissen nicht mit-
tels Befehl und/oder Zwang verhindern konnten. Demnach resultierte 
zumindest ein erfolgreicher Fluchtversuch aus der Aufgabenverteilung 
zwischen Exekutivbeamten und Mitarbeitern des privaten Sicherheits-
dienstleisters.59

 30.2 Der RH kritisierte, dass für das Anhaltezentrum Vordernberg kein 
Sicherheitskonzept existierte. Sicherheitsrelevante Aspekte waren 
lediglich durch Dienstbefehle geregelt. Der RH hielt weiters kritisch 
fest, dass es infolge der Auslagerung von Dienstleistungen an einen 
privaten Sicherheitsdienstleister und der Aufgabenabgrenzung zwi-
schen dessen Mitarbeitern und den Exekutivbeamten zu sicherheitsre-
levanten Zwischenfällen gekommen war. Nach Ansicht des RH konnten 
solche trotz erfolgter baulicher Adaptierungen unter den gegebenen 
Bedingungen auch künftig nicht ausgeschlossen werden.

Der RH empfahl, für das Anhaltezentrum Vordernberg ein Sicherheits-
konzept zu erstellen.

 30.3 Laut Stellungnahme des BMI lägen aktuelle Sicherheitskonzepte in 
Form dienstbetrieblicher Anordnungen vor und würden laufend eva-
luiert.

 30.4 Der RH entgegnete, dass dienstbetriebliche Anordnungen für einzelne 
sicherheitsrelevante Aspekte keinen ausreichenden Ersatz für ein ein-
heitliches und konsistentes Sicherheitskonzept darstellen. Er blieb bei 
seiner Empfehlung.

59 Sonderbericht der Volksanwaltschaft zum „Anhaltezentrum Vordernberg“ vom Mai 2015, 
Seiten 36 bzw. 49

Sicherheit bzw.  
Sicherheitskonzept
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 31 (1) Im Jahr 2005 startete das BMI ein Projekt zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für den Schubhaftvollzug: 

–  Der Entscheidung des BMI zur Errichtung eines eigenen Anhalte-
zentrums für Schubhaft gingen keine Analysen über die Entwick-
lung der Schubhaftzahlen voran. 

–  Das BMI gab für die Planung und Errichtung keine budgetäre Ober-
grenze vor.

– Das BMI erstellte dazu keine Projektdokumentation.

Die Entscheidung für den Standort des Anhaltezentrums in Vordern-
berg beruhte nicht auf nachvollziehbaren strategischen und wirtschaft-
lichen Planungen:

–  Rund 80 % der Abschiebungen wurden über Grenzübergangsstel-
len in unmittelbarer Nähe zu den Polizeianhaltezentren in Wien 
durchgeführt. Alleine schon daraus ergaben sich klare Standort-
nachteile für die Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit des in der 
Steiermark liegenden Anhaltezentrums in Vordernberg.

Ende 2010 bzw. Anfang 2011 unterzeichneten das BMI und die BIG 
den Mietvertrag für das Anhaltezentrum Vordernberg: 

–  Der Vertrag war auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, zudem ver-
zichtete das BMI auf die Ausübung des Kündigungsrechts für die 
Dauer von 33 Jahren. 

–  Die Miete belastete das BMI mit jährlichen Gesamtkosten von rd. 
2,66 Mio. EUR. 

–  Innerhalb der vertraglichen Bindungsdauer wird das BMI die Errich-
tungskosten (netto rd. 24 Mio. EUR) 2,5–fach bezahlen. 

Im April 2013 schloss das BMI mit der Gemeinde Vordernberg einen 
Vertrag über den Betrieb des neu errichteten Anhaltezentrums:

–  Das BMI gab einen 15–jährigen Kündigungsverzicht ab und ging 
damit eine langfristige Bindung ein.

–  Das monatliche Pauschalentgelt von rd. 461.000 EUR war unab-
hängig vom tatsächlichen Belegungsstand zu entrichten. 

Gesamtbetrachtung 
Anhaltezentrum 
Vordernberg
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–  Die starre und unflexible Vertragsgestaltung machte es dem BMI 
unmöglich, rasch und angemessen auf geänderte Rahmenbedin-
gungen zu reagieren. 

Das BMI hatte der Gemeinde Vordernberg die Möglichkeit eingeräumt, 
Dritte mit der Erbringung der vereinbarten Leistungen (Betrieb des 
Anhaltezentrums) zu beauftragen. Die Gemeinde Vordernberg führte 
ein Vergabeverfahren durch und beauftragte in Folge einen privaten 
Sicherheitsdienstleister mit den zu erbringenden Dienstleistungen im 
Anhaltezentrum Vordernberg:

–  Im Vergabeverfahren waren die Eignungs–, Ausschluss– und Bewer-
tungskriterien eng gefasst. Es legte lediglich ein Bieter ein Angebot. 

–  Damit war eine Wettbewerbssituation, wie sie im Zuge von Ver-
handlungsverfahren entstehen sollte, nicht gegeben. 

–  Eine Prüfung des gesamten Vergabeverfahrens war dem RH auf-
grund fehlender Prüfungszuständigkeit für die Gemeinde Vordern-
berg nicht möglich. 

Im Jänner 2014 wurde das Anhaltezentrum in Vordernberg mit 193 Haft-
plätzen eröffnet. Seitdem war es maximal zu 18 % mit Schubhäftlingen 
ausgelastet. Ab April 2015 tendierte die Belegung mit Schubhäftlingen 
gegen Null. Das BMI hatte im Jahr 2015 österreichweit durchschnitt-
lich nur 52 Schubhäftlinge pro Tag unterzubringen: 

–  Die Kosten je Haftplatz (bezogen auf Vollauslastung) lagen in Vor-
dernberg mit 165 EUR mehr als doppelt so hoch als in den Polizei-
anhaltezentren in Wien. 

–  Wegen der geringen Auslastung lagen die tatsächlichen Kosten je 
Hafttag in Vordernberg bezogen auf das erste Halbjahr 2015 über 
800 EUR (834 EUR) pro Hafttag. 

(2) Laut Stellungnahme des BMI zur Gesamtbetrachtung stelle das 
Anhaltezentrum Vordernberg einen wichtigen Schritt zur wirkungs-
vollen und richtungsweisenden europäischen Rückführungspolitik ille-
gal bzw. aus– oder rückreisepflichtig in Österreich aufhältiger Per-
sonen und somit einen wesentlichen Beitrag zur Verhinderung der 
illegalen Migration dar. Primäre Zielsetzung für die Errichtung des 
Anhaltezentrums sei, neben der wesentlichen Verbesserung des Schub-
haftvollzugs, insbesondere die Umsetzung der EU–Rückführungsricht-
linie 2008/115 gewesen. Das Anhaltezentrum Vordernberg sei nicht 
aus Kapazitätsgründen errichtet worden, sondern um einen optima-
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len einheitlichen und menschenrechtskonformen Betreuungsstandard 
gewährleisten zu können. Der Europäische Gerichtshof habe in sei-
nem Urteil vom 17. Juli 2014 entschieden, dass die Verpflichtung, 
Schubhäftlinge in speziellen Einrichtungen unterzubringen, alle Mit-
gliedstaaten der EU treffe. Das Urteil konstatiere, dass die getroffene 
Entscheidung, ein eigenes Schubhaftzentrum zu errichten, nachhaltig 
richtig gewesen sei.

(3) Der RH erwiderte, dass er die humanitären und menschenrecht-
lichen Gründe des BMI würdigte. Diese entbinden das BMI aber nicht, 
mit öffentlichen Geldern sparsam und wirtschaftlich umzugehen und 
diese Mittel im Sinne festgelegter Ziele und Wirkungen einzusetzen.
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 32 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMI 
hervor:

(1) Durch klare Vorgaben und Schulung wäre sicherzustellen, dass 
das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl sämtliche Entschei-
dungen und Maßnahmen, die für die Planung und Steuerung des 
Bereiches Fremdenwesen und Asyl erforderlich sind, in der IT–Appli-
kation „Integrierte Fremdenadministration“ erfasst. (TZ 7)

(2) Es sollten standardmäßig aussagekräftige und differenzierte Sta-
tistiken hinsichtlich der aufenthaltsbeendenden Entscheidungen, der 
Außerlandesbringungen und der Sicherungsmaßnahmen erstellt 
werden. (TZ 7, 8)

(3) Es wäre sicherzustellen, dass das Bundesamt für Fremdenwe-
sen und Asyl verlässliche und valide Daten, insbesondere auch über 
die anstelle der Schubhaft zur Sicherung der Abschiebung erteilten 
Festnahmeaufträge, zur Verfügung stellen kann. (TZ 9)

(4) Das Polizeianhaltewesen wäre insbesondere im Hinblick auf die 
Entwicklung der Häftlingszahlen, die verfügbaren Kapazitäten sowie 
die personelle Ausstattung der Polizeianhaltezentren zu evaluieren 
und darauf basierend neu zu konzipieren. Insgesamt sollten sowohl 
personelle Ressourcen als auch nicht ausgelastete Raumressourcen 
in den Polizeianhaltezentren einer anderen Verwendung zugeführt 
bzw. flexibler genutzt werden können. Der Personaleinsatz im Haft-
vollzug in Polizeianhaltezentren sollte an der aktuellen Entwicklung 
der Häftlingszahlen ausgerichtet werden. (TZ 11, 12)

(5) Bei der Neukonzeption des Polizeianhaltewesens wären die geän-
derten Haftstrukturen — gestiegene Verwaltungsverwahrungshaft, 
insbesondere kurzfristig angehaltene Fremde und Asylwerber, weni-
ger und kürzere Schubhaften — zu berücksichtigen. (TZ 11)

(6) Es wäre sicherzustellen, dass nach Möglichkeit die Schubhaft 
vollständig in offenen Stationen vollzogen werden kann. Dazu wären 
die Kapazitäten für den offenen Vollzug im Polizeianhaltezentrum 
Wien Hernalser Gürtel entsprechend den empfohlenen Haftstan-
dards zu adaptieren. In diesem Zusammenhang wäre auch zu prü-
fen, ob im Polizeianhaltezentrum Wien Rossauer Lände der offene 
Vollzug für männliche Schubhäftlinge ermöglicht werden könnte. 

Schlussempfehlungen
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Gleichzeitig wäre eine adaptierte Verwendung des äußerst gering 
ausgelasteten Anhaltezentrums Vordernberg anzustreben. (TZ 13)

(7) Ausgehend von der Entwicklung der Schubhaftzahlen und der 
Struktur der Schubhäftlinge (bspw. Herkunftsland, Asylwerber oder 
sonstiger Fremder, Straffälligkeit) wäre der Bedarf an Schubhaft-
plätzen in den Polizeianhaltezentren sowie in einem eigenen Anhal-
tezentrum zu evaluieren. (TZ 14)

(8) Es sollte in allen Polizeianhaltezentren mit Schubhaftvollzug 
eine möglichst einheitliche, den Vorgaben der Anhalteordnung und 
der im Durchschnitt kürzeren Dauer der Schubhaft (im Jahr 2015 
rd. 11 Tage) angepasste Betreuungsintensität sichergestellt wer-
den. (TZ 15)

(9) Es sollte insbesondere im Rahmen der Rechtsberatung und Rück-
kehrvorbereitung verstärkt darauf hingewirkt werden, dass der 
Anteil der tatsächlichen Außerlandesbringung von Schubhäftlin-
gen gesteigert werden kann. (TZ 17)

(10) Durch geeignete Maßnahmen wäre sicherzustellen, dass auf-
enthaltsbeendende Entscheidungen auch faktisch durchgesetzt wer-
den. (TZ 18)

(11) Es sollten zuverlässige Informationen über den Verbleib jener 
Personen, gegen die aufenthaltsbeendende Entscheidungen getrof-
fen wurden, verfügbar gemacht werden. Dafür wäre die IT–Appli-
kation „Integrierte Fremdenadministration“ zu nutzen, die von der 
Konzeption her bei ordnungsgemäßer und vollständiger Datenerfas-
sung die Basis für vertiefte Untersuchungen liefern könnte. (TZ 18) 

(12) Es sollten zuverlässige und aussagekräftige Daten hinsicht-
lich der Kosten der Polizeianhaltezentren und des Anhaltezentrums 
Vordernberg sowie insbesondere auch der Schubhaft ermittelt wer-
den. (TZ 21)

(13) Die mit 20. Juli 2015 in Kraft getretene Neuregelung des von 
Schubhäftlingen zu leistenden Kostenersatzes wäre auf ihre Praxis-
tauglichkeit sowie im Hinblick auf die tatsächlich erzielbaren Ein-
nahmen und den mit der Einhebung verbundenen Aufwand zu eva-
luieren. (TZ 22)

(14) Es wäre sicherzustellen, dass Projekte von maßgeblicher Bedeu-
tung, wie die Neugestaltung des Schubhaftvollzugs und die Errich-
tung eines Anhaltezentrums, umfassend dokumentiert werden. 
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Zudem wären grundlegende Analysen über die für die Zielerrei-
chung maßgebenden Parameter (bspw. Entwicklung der Schub-
haftzahlen, Eignung des Standortes, Kosten und Folgekosten usw.) 
durchzuführen. Weiters wären den Projektumfang beeinflussende 
Faktoren, wie bspw. eine Änderung der Rechtsprechung und Ver-
waltungspraxis, miteinzubeziehen. (TZ 23)

(15) Es sollte evaluiert werden, inwieweit die mit dem Projekt zur 
Verbesserung des Schubhaftvollzugs verbundenen Ziele erreicht wer-
den konnten. Darauf basierend wäre die ursprüngliche Zielsetzung 
den aktuellen Gegebenheiten entsprechend zu adaptieren und wären 
die zur Erreichung erforderlichen Maßnahmen zu setzen. (TZ 24)

(16) Bei zentralen, zukunftsweisenden Bau– und Errichtungspro-
jekten wären die Auswahl und Entscheidung über den Standort in 
die strategische und wirtschaftliche Planung einzubeziehen. (TZ 25)

(17) Bei sämtlichen Bau– und Errichtungsprojekten mit entspre-
chender finanzieller Dimension wären Lebenszyklus– sowie Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen zu erstellen, um die Folgekosten in die 
mittel– und langfristige Budgetplanung einbeziehen zu können. 
Weiters wäre im Vorfeld eine budgetäre Obergrenze festzulegen. 
(TZ 26)

(18) Verträge, die mit langfristigen Kostenbelastungen verbunden 
sind, wären nur auf Grundlage umfassender und aussagekräftiger 
Berechnungen über die Wirtschaftlichkeit und Preisangemessenheit 
der Gegenleistung abzuschließen. Zudem wären Vertragsklauseln, 
die das BMI einseitig langfristig binden und somit ein Reagieren 
auf geänderte Anforderungen verhindern, zu vermeiden. (TZ 26)

(19) Vergaben von für das BMI zu erbringenden Dienstleistungen 
wären grundsätzlich selbst oder über die Bundesbeschaffung GmbH 
durchzuführen, die Zwischenschaltung Dritter wäre zu vermeiden. 
(TZ 27)

(20) Im Sinne der Transparenz wären Verträge ausreichend klar und 
konkret zu formulieren. (TZ 27)

(21) Beim Abschluss von Verträgen wäre die Vereinbarung langjäh-
riger Kündigungsverzichte, insbesondere wenn die Verträge unab-
hängig vom tatsächlichen Leistungsbedarf zu bezahlende Pauschal-
beträge vorsehen, zu vermeiden. (TZ 27)
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(22) Zur Herstellung der erforderlichen Transparenz wäre die 
Mitwirkung von Ressortangehörigen bei Vergabeverfahren Dritter, 
die im Interesse des BMI erfolgen, zu dokumentieren. (TZ 28)

(23) In Abstimmung mit der Gemeinde Vordernberg wären Möglich-
keiten für eine alternative Verwendung des Anhaltezentrums aus-
zuarbeiten, um diese Einrichtung einer adäquaten Nutzung zuzu-
führen. (TZ 29)

(24) Der bestehende Vertrag wäre im Hinblick auf eine Änderung 
des Verwendungszwecks des Anhaltezentrums neu zu verhandeln. 
(TZ 29)

(25) Für das Anhaltezentrum Vordernberg sollte ein Sicherheits-
konzept erstellt werden. (TZ 30)

Wien, im Dezember 2016

Die Präsidentin:

Dr. Margit Kraker
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